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CR 
Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter und der Königlichen Ober⸗ 
Rechnungskammer werden die folgenden Vorſchriften erlaſſen: 


Abſchnitt T. 
Einrichtung der Kaſſe. 


Sete 
1. Bei jedem am Sitze der Eichungsinſpektoren befindlichen Eichamte (Staats⸗Eichamt) Einleitung, vor 
beſteht eine Kaffe, die dem Eichungsinſpektor und Vorſteher des Eichamts unterſteht. . 


2. Die Kaſſen haben die ordnungsmäßige Verwaltung und Verrechnung der Einnahmen verkehr. 
und Ausgaben der Eichämter ſowie auch alle ihnen weiter von zuſtändiger Stelle übertragenen 
Kaſſen⸗ und Rechnungsgeſchäfte zu beſorgen. Sie ſtehen in unmittelbarem Geld⸗ und 
Abrechnungsverkehre mit der zuſtändigen Regierungshauptkaſſe (Kaſſe der Minifterial-, Militär⸗ 
und Baukommiſſion), an welche ſie die Überſchüſſe abzuliefern und von welcher ſie etwaige 
Zuſchüſſe zu erhalten haben. 


§ 2. 

1. Die Auffiht über die Kaffe führt der Eichungsinſpektor. Er hat auch die Ge- Kaſſenkurator, 
ſchäfte des Kaſſenkurators wahrzunehmen, ſofern hierfür nicht durch den Miniſter für Handel Pore 
und Gewerbe ein beſonderer Beamter beſtellt ift. À i 

2. Der Kaſſeukurator hat darüber zu wachen, daß die Kaſſe die für die Erhebung, 

Einziehung und Verwendung der Gelder erlaſſenen Vorſchriften befolgt und daß die vor⸗ 
geſchriebenen Kaſſenbücher und Liften ordnungsmäßig geführt werden. Er hat ferner darauf 
zu achten, daß Kaſſenbeſtände nicht über Bedarf gehalten, die vorhandenen Gelder vor- 
ſchriftsmäßig ($ 5) unter Verſchluß aufbewahrt und mit Privatgeldern nicht vermiſcht 
werden. Auch hat er für Sicherung der Kaſſe gegen Diebes⸗ und Feuersgefahr zu ſorgen. 
Er hat ferner die ordentlichen Kaſſenreviſionen vorzunehmen und darauf zu ſehen, daß 
Mehrausgaben gegen den Etat nicht ohne vorherige miniſterielle Genehmigung geleiſtet 
werden. Unregelmäßigkeiten, insbeſondere Defekte hat er ſofort dem Oberpräſidenten und 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe ſowie der Oberrechnungskammer) anzuzeigen und 
bis zum Eingange näherer Beſtimmungen das Nötige ſelbſtändig anzuordnen. Hat die 
Eichamtskaſſe nebenher Kaſſengeſchäfte für andere Behörden zu beſorgen, ſo iſt auch dieſen 
hiervon Anzeige zu erſtatten. 

3. Wo zur Unterſtützung des Kaſſenkurators ein ſtändiger Kaſſenreviſor beſtellt iſt, 
werden deſſen Obliegenheiten durch beſondere Anweiſung geregelt. 


§ 3. 

1. Die Verwaltung der Kaffe liegt dem hiermit beſonders beauftragten Beamten des Beamte und 
Eichamts — Kaſſenführer — ob, deffen ſonſtige dienſtliche Stellung als Beamter des e 
Eichamts oder der Eichungsinſpektion zu dem Eichungsiuſpektor hierdurch nicht berührt 
wird. Er kaun daher auch zu den übrigen Burcaugeſchäften des Eichamts und der 
Eichungsinſpektion herangezogen werden. 

d Der Kaſſenführer hat die Kaffe nach Maßgabe der beſtehenden geſetzlichen Be- 
ſtimmungen ſowie nach den Vorſchriften dieſer Anweiſung und den zu derſelben noch er⸗ 
gehenden erläuternden, ergänzenden und abändernden Beſtimmungen zu verwalten. Er 


) Beſchluß des Staatsminiſteriums vom 11. Juni 1847 (zu vergl. Erlaß vom 22. Juli 1847 
Min. Bl. d. i. V. S. 184). 


Geſchäfts⸗ 
bedürfniſſe. 


Aufbewahrung 
der Gelder, 
geldwerten Pa⸗ 
piere und Aus⸗ 
gabebelege. 


Kaſſenſicherheit. 


6 * 


darf die Kaſſenbeſtände nicht in ſeinem eigenen Privatintereſſe oder zugunſten Anderer be⸗ 
nutzen oder verwenden. Es iſt ihm nicht geſtattet, aus der Eichamtskaſſe auf Grund eines 
Auftrags, einer Vollmacht oder Quittung Gelder für dritte Perſonen ſelbſt zu erheben 
oder, ſoweit es ſich um Nichtbedienſtete des Eichamts handelt, von anderen Beamten oder 
Hilfsbeamten des Eichamts erheben zu laſſen. Auch iſt ihm jede Spekulation in Papieren 
oder Waren, wozu jedoch die zinsbare Anlegung des eigenen Privatvermögens jelbjt- 
verſtändlich nicht zu rechnen iſt, ausdrücklich unterſagt. 

3. Ob neben dem Kaſſenführer ein zweiter Beamter an der Kaſſenverwaltung zu 
beteiligen iſt, bleibt beſonderer Anordnung vorbehalten. 

4. Die Dienſtſtunden der Kaſſe werden von dem Eichungsinſpektor feſtgeſetzt und 
find, ſoweit fie für den Verkehr mit dem Publikum beſtimmt find, durch geeigneten Aus- 
hang bekannt zu geben. 

5. Der Kaſſenführer muß während der feſtgeſetzten Dienſtſtunden im Kaſſenraum an⸗ 
weſend ſein. Er hat ſich erforderlichenfalls auch über die Dienſtſtunden hinaus und ſelbſt 
an Sonn- und Feiertagen den Dienſtobliegenheiten zu unterziehen. 

6. Die Namen der zur Erteilung von Quittungen über empfangene Gelder uſw. be⸗ 
rechtigten Beamten und deren Namensſchrift ſind auf dem Aushang ebenfalls erſichtlich 
zu machen (f. auch § 23 Ziffer 5). 

7. Die Vertretung des Kaſſenführers bei Urlaub, Krankheit oder dergl. regelt der 
Eichungsinſpektor. 

8. Die Annahme von Privatgehilfen iſt den Kaſſenführern nicht geſtattet. 


§ 4. 

1. Das Inventar für die Eichamtskaſſe gehört zu den Beſtänden des Eichamts und 
iſt von dieſem nach Bedarf zu ergänzen und zu vervollſtändigen. Ebenſo gelten die mit 
dem Betriebe der Kaſſengeſchäfte verbundenen Koſten als Geſchäftsbedürfniſſe des Eichamts. 

2. Zum alleinigen Gebrauche der Kaſſe ſind beſtimmt: 

a) 2 Dienſtſiegel (ein Lackſiegel und ein Schwarzdruckſtempel), 
b) 1 Stempel für den Portoablöſungsvermerk, 
c) 1 Geldwage nebſt Gewichten, 
d) 1 Geldſchrank oder Geldkaſten 

und erforderlichenfalls 
e) Zahltiſch nebſt Zahlbrettern, 
f) die nötigen Aktenrepoſitorien, 
g) 1 Schreibtiſch oder Pult, 
h) 5 ue zum Verſchließen der von der Oberrechnungskammer zurückgegebenen 

elege. 
§ 5. 


Alle aus der Kaſſenverwaltung herrührenden Gelder, geldwerten Papiere und Aus- 
gabebelege, mit Ausnahme der zur Tageskaſſe gehörigen, müſſen vom Tagesſchluſſe des 
Eingangstags ab bis zur Entnahme der Gelder und geldwerten Papiere zur Tageskaſſe 
oder bis zur Anrechnung der Belege im Kaſſenbehälter aufbewahrt werden. Jede Auf— 
bewahrung außerhalb des Behälters iſt ebenſo unzuläſſig, wie die Aufbewahrung von 
Privatgeldern und Wertſachen, eigenen oder fremden, in dem Behälter. 


§ 6. 

1. Der Kaſſenführer und der Kaſſenkurator haben dafür Sorge zu tragen, daß der 
Kaſſenbehälter ſtets ſicher untergebracht wird und daß ſich die Verſchlußeinrichtung des 
Behälters und des Kaſſenraums ſtets in gutem Zuſtande befindet. Sie haften für jeden 
Nachteil, der durch eine Vernachläſſigung dieſer Obliegenheiten entſteht und haben deshalb, 
wenn ihnen die für die Verwahrung der Gelder uſw. getroffenen Einrichtungen irgendwie 
mangelhaft erſcheinen ſollten, ſofork das Erforderliche zu veranlaſſen. Der Kaſſenführer 
iſt dafür verantwortlich, daß ſowohl der Behälter wie der Kaſſenraum nach Schluß der 
Geſchäftsſtunden gehörig verſchloſſen werden. 

2. Sind zum Kaſſenbehälter zweite Schlüſſel vorhanden, fo find fole dem Kaffen- 
führer zur Aufbewahrung zu überlaſſen. Bei den Kaſſenreviſionen hat der betreffende 
Reviſor ſich davon zu überzeugen, daß die zweiten Schlüſſel in brauchbarem Zuſtande 
vorhanden ſind. 
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Abſchnitt II. 
Geſchäftsverkehr. 


Site 

Alle von der Kaffe ausgehenden amtlichen Schriftſtücke werden, ſofern für fie nicht, agen, 
eine beſondere Bezeichnung feſtgeſetzt iſt, unter der Firma „Kaſſe des Königlichen Eichamts et 
in ;; 8 ausgefertigt und von dem Kaſſenführer unterſchrieben. Schriftſtücke. 


§ 8. 

Das für den amtlichen Schriftverkehr der Kaffe zu verwendende Papier muß den Zodi 
allgemeinen Beſtimmungen vom 28. Januar 1904 (vergl. Erlaß vom 15. Februar 1904 3 
GMBI. S. 58 ff.) entſprechen. 


§ 9. 

Dienſtſiegel und Portoablöſungsſtempel der Kaffe (vergl. §§ 4 und 10) find von dem Tec 
Kaſſenführer unter perſönlicher Verantwortung für jeden Mißbrauch unter Verſchluß . 
zu halten. 


§ 10. 

1. Alle durch die Poft zu befördernden Dienſtſachen an Behörden einſchließlich der Helden dune 
einzeln ſtehenden Königlichen Beamten ſind unter dem Averſionierungsvermerk abzuſenden. tee 
Ebenſo ift hinſichtlich der abzulaſſenden Poſtſachen an andere Empfänger zu verfahren, rungshaupt- 
wenn die Sendung ausſchließlich im Staatsintereſſe erfolgt, oder wenn die portofreie Zu⸗ EE 
fending in der Zahlungsanweiſung ausdrücklich angeordnet“) ift. Alle ſonſtigen Poft- 
ſendungen find nicht frei abzulaſſen. Bei Überſendung durch Poſtanweiſungen iſt der Porto- 
betrag von dem Geldbetrag abzuziehen, wenn die Sendung nicht ſchon im Staatsintereſſe 
durch Anwendung des Ablöſungsvermerkes frei zu machen war. Auf dem für den Empfänger 
beſtimmten Abſchnitte der Poſtanweiſung iſt der Gegenſtand der Geldſendung und der etwa 
gemachte Abzug kurz zu erläutern. Im übrigen find die Beſtimmungen des Finanz⸗ 
miniſters über die Erleichterung des Zahlungsverkehrs bei den Regierungshauptkaſſen vom 
28. September 1903 (vergl. Erlaß vom 19. Dezember 1903 HMDI. S. 421) zu beachten. 

2. Alle Poſtſendungen find mit dem Dienſtſiegel der Kaffe zu verſehen. Bei den frei 
abzuſchickenden Sendungen ſind, ſoweit nicht zu dem Zwecke eingeſandte Briefmarken zu 
benutzen ſind, keine Poſtwertzeichen zu verwenden, ſondern die Sendungen ſind in der 
linken unteren Ecke der Vorderſeite mit dem Abdrucke des Ablöſungsſtempels zu verſehen. 

Für Auslandsſendungen hat der Ablöſungsſtempel keine Gültigkeit. 

3. Die nicht frei abzulaſſenden Sendungen ſind auf dem Briefumſchlage ſtets als 
„Portopflichtige Dienſtſache“ zu bezeichnen. 

4. Bares Geld, Banknoten und etwaige Wertpapiere (Zinsſcheine“) find ſtets unter 
Angabe des vollen Wertes zur Poſt zu geben. Sind Barbeſtände an die Regierungs- 
hauptkaſſe abzuliefern, ſo müſſen die Lieferzettel in doppelter Ausfertigung eingereicht werden. 

Die Summe des Lieferzettels iſt außer in Zahlen auch in Buchſtaben anzugeben. Die 
Regierungshauptkaſſe quittiert „Betrag erhalten“. (Vergl. im übrigen die Beſtimmungen 
über den Giroverkehr § 15). 


Abſchnitt III. 
Geldverkehr. 


SR, 
1. Einzahlungen find nur in deutſchem Reichsgelde (Reichsmünzen und Reichskaſſen⸗ Aulälfige Bab- 
feinen) anzunehmen. Ebenſo find Reichsbanknoten und Zinsſcheine der preußſchen Staats- N 


*) Eine etwaige einſeitige Erklärung des Empfangsberechtigten auf der Rechnung, daß er die porto⸗ 
freie Zuſendung beanſpruche, iſt unverbindlich (Art. 11 des Ausführungsgeſetzes zum Buͤrgerlichen Geſetzbuch 
vom 20. September 1899, GS. S. 177). 

**) Wegen der Zinsſcheine vergl. Fußnote zu $ 11. 


Berpackung der 
Gelder und 
Wertzeichen. 
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ſchuld und der Reichsſchuld)) in Zahlung zu nehmen. Auszahlungen haben ſtets genau 
in dem angewieſenen Betrage zu erfolgen, ſo daß ein Herausgeben des Zahlungsempfängers 
vermieden wird. 

2. Münzen, Banknoten oder Reichskaſſenſcheine, die der Kaſſenführer bei ihrer Ein⸗ 
zahlung für falſch erkennt, ſind anzuhalten und ſofort der Polizeibehörde des Ortes unter 
Mitteilung des Sachverhalts zu weiterer Veranlaſſung zu überſenden. Dem Einzahler iſt 
eine Beſcheinigung über den Empfang ſolcher Münzen oder Papiere zu erteilen. Wegen 
der Behandlung gewaltſam beſchädigter echter Reichsmünzen vergl. Erlaß des Finanz⸗ 
miniſters vom 3. Juli 1907 und Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
23. Juli 1907 (SM Bl. S. 278). 


Saz 

1. Die eingehenden Gelder werden, bevor fie zur Aufbewahrung (§ 5) bezw. zur 
Verſendung gelangen, ſortiert und in Rollen oder Beuteln oder zu Paketen gehörig verpackt. 
Das Wechſelgeld und derjenige Teil des Beſtandes, welcher ſich nicht vorſchriftsmäßig ver⸗ 
packen läßt, wird ſortiert in einem beſonderen Behälter in dem Geldſchrank niedergelegt. 

2. Das Metallgeld iſt entweder in Rollen oder in Beuteln zu verpacken. 

3. Die Verpackung der Reichsmünzen erfolgt: 


in Beuteln zu und in Rollen zu 

Doppelkronen 10 000 A 2 000 # oder 1000 MH 
PPP 1000 = 500 = 
5⸗Markſtücke . . 1000 = 200 = 

3- z „ ne 150 = 

2: z ö 100 = 

1- s EE EE 100 = 2 50 = 
Us = er Ripe ow ST Net ARTE ey 0 2 <« 50 
25⸗Pfennigſtücke 200 = 20 Sn 10 - 
10- e BE Ge 100 = 10 = e Zi: 
5⸗ s 333 100 = 10 = 2 By = 
EG „50 a 20 3 ir: 
1- npe 20 = Der S lege, 


In einer Rolle oder in einem Beutel dürfen nur gleichwertige Münzen verpackt ſein. 
4. Zu den Rollen muß haltbares Papier verwendet werden, und zwar: 
zur Verpackung von Goldmünzen roſafarbiges, 
s 2 Silbermünzen weißes, 
z = Nickelmünzen blaues, 
2 2 - Rupfermiingen graues. 


5. Die Rollen find zu beſchreiben: 
re in Stücken zu (Münzſorte) 
Brutto (kg g) 
(Name der Eichamtskaſſe) 


st 15 etwaiger Verſendung ſind dieſelben an beiden Enden mit dem Kaſſenſiegel zu 
hließen. 
6. Die Beutel müſſen von grauer, feſter Leinwand und gut genäht ſein. 

7. Die Beutel werden am Kropfe feſt gebunden und mit Bindfaden kreuzweiſe durch⸗ 
zogen. Die beiden Enden des Bindfadens werden doppelt geknotet, durch den anzubrin⸗ 
genden Aufſchriftzettel gezogen und auf deſſen Rückſeite durch das Dienſtſiegel befeſtigt. 
Das zu den Aufſchriftzetteln zu verwendende Papier muß je nach der Münzart von der 
gleichen Farbe wie das Papier zu den Geldrollen ſein. Nach gehörigem Verſchluſſe wird 
jeder Beutel gewogen und die darin enthaltene Geldſumme, die Münzart, das Gewicht (in 
Kilogrammen und Grammen — Dezimalſtellen —), ſowie der Name der Eichamtskaſſe auf 
dem Zettel vermerkt. 


) Vergl. Allgemeinen Erlaß des Finanzminiſters und Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 


29. April 1907, Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 24. Juli 1907 (SM Bl. S. 279 ff.). 
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8. Reichskaſſenſcheine und Banknoten ſind zu Paketen aus Stücken von gleicher Gat⸗ 
tung und gleichem Werte zuſammenzulegen. Jedes Paket iſt mit einem Papierſtreifen zu 
umgeben und darauf der Inhalt und die Kaſſenbezeichnung zu vermerken. 


GE 

Für die fichere Beförderung von Geldern uſw., die bei einer am Orte befindlichen 
Kaſſe, Poſtanſtalt — ſofern nach den beſtehenden Einrichtungen die mit der Poſt ein⸗ 
gehenden Wertſendungen nicht durch den Poſtboten überbracht werden — oder Banfftelle 
zu erheben oder einzuliefern ſind, iſt der Kaſſenführer allein verantwortlich. Er muß daher, 
wenn er dies zur Sicherung der Gelder uſw. für nötig hält, die Beförderung ſelbſt be- 
ſorgen oder dabei fein, auch bei Poſtſendungen die Poſteinlieferungsſcheine und Mus- 
lieferungsſcheine in Empfang nehmen. 


§ 14. 

Der Kaſſenführer haftet ferner für jeden Verluſt, der bei dem Einnahme- und Aus⸗ 
gabegeſchäfte durch unrichtige Zahlung, falſche, gewaltſam beſchädigte (beſchnittene) oder 
nicht gangbare Münzſorten und Papiere (vergl. auch § 11 Ziffer 2) oder ſonſt durch ſein 
Verſehen entſteht. 


§ 15. 

1. Für die an den Reichsbank⸗Giroverkehr angeſchloſſenen Eichamtskaſſen“) kommen 
die in den „allgemeinen Beſtimmungen über den Geſchäftsverkehr mit der Reichsbank“ ent⸗ 
haltenen Vorſchriften über den Giroverkehr mit der Maßgabe zur Anwendung, daß auf 
dem Konto beſtimmte Mindeſtguthaben nicht zu halten find. Zur Vermeidung der ſonſt ein- 
tretenden Schließung des Kontos ift jedoch ein Beſtand von mindeſtens 10 / ſtändig 
darauf zu belaſſen. Über den auf ihrem Konto ruhenden jeweiligen Beſtand hinaus darf 
von keiner Eichamtskaſſe verfügt werden. 

2. Der Giroverkehr der Eichamtskaſſen iſt in jeder Hinſicht als Barverkehr zu be⸗ 
handeln. Das Guthaben bei der Reichsbankanſtalt, das durch das von dieſer gelieferte 
no nachgewieſen wird, bildet ſomit einen Teil des Barbeſtandes der Eich- 
amtskaſſe. 

Das Kontogegenbuch iſt im Kaſſenbehälter aufzubewahren. 

3. Der Geldverkehr durch das Girokonto wird durch rote und weiße Schecks ver— 
mittelt. Die roten Schecks dienen zur Übertragung von Geldern auf andere Girokontos 
an demſelben oder einem anderen Bankplatze. Die weißen Schecks ſind zu den erforder— 
lichen baren Abhebungen der Eichamtskaſſen vom eigenen Girokonto zu benutzen. Die 
Scheckvordrucke ſind im Kaſſenbehälter aufzubewahren. 

4. Die dem Giroverkehr angeſchloſſenen Eichamtskaſſen haben alle für den laufenden 
Kaſſenverkehr irgend entbehrlichen Barmittel zur Gutſchrift auf ihr Girokonto bei der zu- 
ſtändigen Reichsbankanſtalt einzuzahlen, die den Betrag der Einzahlung auf der rechten 
(Haben-) Seite des Gegenbuchs ohne Erteilung beſonderer Quittung anſchreibt. 

Je nach Bedürfnis ſind die nötigen Geldmittel durch weißen Scheck, deſſen Betrag 
auf der linken (Soll-) Seite des Gegenbuchs von der Eichamtskaſſe einzutragen ift, aus 
dem Bankguthaben wieder abzuheben. 

Die Überweiſung eines Geldbetrags auf ein anderes Girokonto erfolgt durch roten 
Scheck, der auf den Namen des Empfängers auszuſtellen und, nachdem die Eichamtskaſſe 
den Betrag auf der linken Seite des Gegenbuchs eingetragen hat, der Reichsbankanſtalt 
zu übergeben iſt. 

5. Wegen Giroüberweiſungen der Poſtanweiſungsbeträge f. § 24 Ziffer 5. 

6. Die an den Giroverkehr der Reichsbank angeſchloſſenen Kaſſen haben auf ihre 
amtlichen Schreiben an Privatperſonen, Handelsfirmen und andere als ſtaatliche inländiſche 
Behörden den Vermerk „Reichsbank⸗Girokonto“ zu ſetzen, um die Empfänger auf die Be- 
nutzung des Girokontos bei etwaigen Zahlungen hinzuweiſen. 


*) Zu vergl. Erlaſſe des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 13. Mai 1901 (SM Bl. S. 67) und 
vom 19. Dezember 1903 (SM Bl. S. 421). 
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Abſchnitt IV. 
Buchführung. 
§ 16. 
1. Der Kaſſenführer hat nach Anleitung der vorgeſchriebenen Muſter folgende Bücher 
zu führen: 

a) ein Einnahme⸗Journal (§ 20), 

b) ein Ausgabe⸗Journal (§ 20), 

c) Manuale (§ 22), 

d) eine Hebeliſte (§ 23), 

e) ein Poſteinnahmebuch (§ 24), 

f) ein Tagesabſchlußbuch (§ 25). 


2. Die Kaſſenbücher zu a, b und e dürfen ſtets nur für ein Etatsjahr angelegt 
und gebraucht werden. Die Kaſſenbücher unter a und b können zu einem Buche ver⸗ 
einigt werden. 

Die Hebeliſte (unter d) iſt für ein Vierteljahr anzulegen. Bei geringem Kaſſen⸗ 
umfange kann der Eichungsinſpektor die Anlegung für einen längeren Zeitraum bis zu 
einem Etatsjahre zulaſſen (vergl. § 23 Ziff. 1). 

3. Außerdem iſt erforderlichenfalls ein Terminkalender zur Kontrolle der rechtzeitigen 
und ordnungsmäßigen Erledigung der periodiſchen Arbeiten anzulegen. 


S 

1. Der Kaſſenführer hat die vorgeſchriebenen Kaſſenbücher und Liften (vergl. §§ 16 
und 20 bis 25) auf liniiertem' Papier anzulegen und zu führen. Abänderungen oder Er⸗ 
gänzungen der Formulare ſind ihm nicht geſtattet. 

2. Die Bücher müſſen auf jeder einzelnen Seite oder, wenn zwei Seiten ein Ganzes 
bilden, auf den einzelnen Blättern beziffert, reinlich geführt und ſtets aufgerechnet gehalten 
werden. Ausſchabungen dürfen nicht vorgenommen werden. Sind Anderungen nötig, ſo 
müffen fie in der Art geſchehen, daß die erſten Eintragungen durchſtrichen werden, aber 
lesbar bleiben und das Richtige darüber oder daneben geſchrieben wird. 

3. Auf dem Titelblatt eines jeden für mehr als ein Jahr beſtimmten Kaſſenbuchs 
iſt, ſobald es angelegt wird, der Zeitpunkt des Beginnes und, ſobald es geſchloſſen wird, 
der Zeitpunkt des Schluſſes anzugeben. Um in den Spalten für die Markbeträge eine 
größere Überſichtlichkeit zu gewinnen, empfiehlt es ſich, dieſe Spalten zur Aufnahme mehr— 
ſtelliger Zahlen mit punktierten Längslinien zu verſehen. Pfennige ſind in den für ſie 
beſtimmten Spalten der Kaſſenbücher ſtets als Dezimalen der Mark aufzuführen, ſo daß 
den Beträgen von 1 bis 9 Z ftet3 eine 0 vorantritt.“) 


§ 18. 

1. Die Buchführung bei der Kaffe hat den Zweck, jede Einnahme und Ausgabe, 
Forderung und Schuld der Kaſſe in einer ſolchen Ordnung darzuſtellen, daß der Zuſtand 
der Kaſſe jederzeit ſchnell und leicht feſtgeſtellt und überſehen werden kann. 

2. Die Buchung iſt eine doppelte, nämlich eine nach der Zeitfolge durch die Journale 
(88 20 und 21) und eine ſachliche durch die Manuale (§ 22). Zwiſchen beiden Buchungen 
muß Übereinſtimmung herrſchen und diefe durch Hinweiſe bei den beiderſeitigen Eintragungen 
kenntlich gemacht werden. 

Bei den Einnahmen, welche durch die Hebeliſte gehen, ſind für die Übertragung in 
das Manual im § 23 beſondere Vorſchriften erlaſſen. Die Übereinſtimmung in den Büchern 
kann daher in dieſen Fällen erſt am Schluſſe jeden Vierteljahrs herbeigeführt werden. 


S 19), 

1. Das Etatsjahr beginnt mit dem 1. April und endigt mit dem 31. März des 
nächſtfolgenden Kalenderjahrs. Es wird mit der Jahreszahl des Kalenderjahrs bezeichnet, 
in dem es beginnt. Um die einem jeden Etatsjahr angehörenden Einnahmen und Aus- 
gaben tunlichſt auch in der betreffenden Jahresrechnung endgültig nachzuweiſen und Reſte 


„) In amtlichen Schriftftücen darf das Komma zur Abtrennung der Dezimalſtellen von den Einer⸗ 
ellen nicht angewendet werden, fo daß ſtets Mark und Pfennig — abgekürzt A und % — geſchrieben wird. 
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zu EL haben die Eichamtskaſſen erft Ende April für das abgelaufene Etatsjahr 
zu ſchließen. 

2. Die Vierteljahre des Etatsjahrs ſind zum Unterſchiede von den Vierteljahren 
des Kalenderjahrs ſtets ausdrücklich als Viertel des Etatsjahrs zu bezeichnen, z. B. 
1. Viertel des Etatsjahrs 1909. 


§ 20. 

1. Das Einnahme- und das Ausgabejournal find nach den beiliegenden Muſtern für Einnahme und 
jedes Etatsjahr (§ 19) beſonders anzulegen und dauerhaft zu binden. Sie find auf der ‘or ` 
Titelſeite vom Kaſſenkurator mit feiner Namensunterſchrift und mit einer Beſcheinigung „ 
über die auch in Buchſtaben auszudrückende Zahl der darin enthaltenen Seiten oder Blätter wt 
zu verſehen; auch ift die durch ſämtliche Blätter zu ziehende Schnur auf der Titelſeite von 
ihm mit ſeinem Amtsſiegel zu befeſtigen. 

2. Die Eintragungen geſchehen nach der Zeitfolge unter Nummern, die mit „1“ be⸗ 
ginnen und durch das Etatsjahr hindurch und weiter bis einſchließlich zum letzten Werktage 
des Monats April des folgenden Jahres — dem Tage des Jahresſchluſſes (§ 19) — 
fortlaufen. Zwiſchen den einzelnen Eintragungen dürfen Zwiſchenräume nicht gelaſſen und 
zwiſchen den einzelnen Linien Eintragungen nicht gemacht werden. Die Journale ſind von 
Seite zu Seite aufzurechnen und die Summen einer Seite auf die folgende zu übertragen. 

Die Einnahmen müſſen, ſoweit ſie nicht durch die Hebeliſte (§ 23) gehen, fofort, 
und zwar noch in Gegenwart des Einzahlenden und die Ausgaben ſpäteſtens bis zum 
Tagesabſchluß in das Einnahme- bezw. Ausgabejournal übertragen werden. Dieſes gilt 
auch bezüglich der durchlaufenden Poſten. Ausgaben, welche ausnahmsweiſe noch nach 
dem für den betreffenden Tag bereits bewirkten Abſchluſſe geleiſtet werden, ſind ſofort in 
das Ausgabejournal einzutragen. 

Einnahmen und Ausgaben gleicher Natur (3. B. Beſoldungen, Wohnungsgeldzuſchüſſe, 

Löhne uſw.) können auf Grund von Zuſammenſtellungen ſummariſch in das Journal über⸗ 
nommen werden. Dieſe Zuſammenſtellungen ſind ebenſo ſorgfältig aufzubewahren, wie die 
übrigen Rechnungsbelege. 

3. Für die mit einer Eichamtskaſſe verbundenen Nebenverwaltungen ſind in dem 
Einnahme- und dem Ausgabejournale beſondere Spalten einzurichten (vergl. § 21 Neben⸗ 
journale). Hinſichtlich der Bezeichnung der Rubriken und deren Aufeinanderfolge ſind die 
Formulare für das Einnahmejournal und für das Ausgabejournal vollſtändig in Über⸗ 
einſtimmung zu halten. 

4. Für die Zeit vom Ablaufe jedes Etatsjahrs bis zum Abſchluß der Kaſſenbücher 
ſind doppelte Journale — für das alte und das neue Etatsjahr — zu führen. 


§ 21. 

1. Die Führung von Nebenjournalen für Eichamtskaſſen, denen auch andere Kaffen- Nebenjournale. 
verwaltungen übertragen ſind, iſt nur mit miniſterieller Genehmigung geſtattet. 

2. Die Nebenjournale haben die ſämtlichen Einnahmen und Ausgaben der betreffenden 
Nebenverwaltung nachzuweiſen. Es iſt nicht geſtattet, dieſelben nur zeitweiſe in Gebrauch 
zu nehmen. Wo dieſelben überhaupt Anwendung finden ſollen, müſſen ſie zu denjenigen 
Eintragungen, für welche ſie beſtimmt ſind, durchgehend gebraucht werden. Sie ſind 
täglich aufzurechnen. Die ſich ergebenden Summen ſind unter gegenſeitigem Hinweis auf 
die entſprechende Journalnummer in das Cinnahmejournal (§ 20) zu übertragen. 

3. Auf dem Titelblatte des Haupt⸗Einnahme⸗ und Ausgabe⸗Journals find alle be- 
ſonderen Journale und Einnahme⸗ und Ausgabekonten, welche der Kaſſenbeamte zu führen 
hat, zu vermerken. 

8922 

1. Das Manual iſt nach dem anliegenden Muſter zu führen und dauerhaft zu binden. Manuale. 
Es iſt ſtets nur für ein Etatsjahr und zwar ſo zeitig anzulegen, daß es mit Beginn des 
neuen Etatsjahrs in Benutzung genommen werden kann. > 

2. Das Manual bildet die Grundlage für die Rechnung und ift daher ſo einzu⸗ 
richten, daß es der für die Rechnungslegung vorgeſchriebenen Form im weſentlichen ent⸗ 
ſpricht. Es hat den Zweck, für Einnahme und Ausgabe das Soll nach dem Etat, das 
Soll nach der vorigen Rechnung (an Reſten), die gegen das Etatsſoll bis gum Schluſſe 
des Vorjahrs bereits verfügten, dauernden Veränderungen, die gegen das Etats⸗ und 
Reſtenſoll im Laufe des Etatsjahrs noch weiter vorkommenden Zu- und Abgänge, das 
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unter Berückſichtigung aller Zu- und Abgänge fich) ergebende wirkliche Soll, die darauf 
eingegangenen Beträge und geleiſteten Zahlungen (Iſteinnahme und Iſtausgabe) und die 
verbliebenen Reſte nach den einzelnen Kapiteln, Titeln und Poſitionen getrennt nachzu— 
weiſen. 

3. Bei der Anlegung des Manuals iſt zwiſchen den einzelnen Kapiteln, Titeln, 
Poſitionen und ſonſtigen Abſchnitten ein dem Bedürfnis entſprechender Raum zu Ein 
tragungen offen zu halten. Auf dem Titelblatte des Manuals find die in demſelben ent- 
haltenen Kapitel und Titel zu bezeichnen. Die einzelnen Titel ſind in Übereinſtimmung 
mit dem Etat aufzurechnen und ihre Beträge in die im Etat vorgeſehenen Wiederholungen 
zu übertragen. 

4. Die Übertragungen aus den Journalen müſſen jeden Tag erfolgen, ſo daß am 
Schluſſe jedes Tages die Journale mit dem Manual übereinſtimmen. Für die Einnahmen, 
welche durch die Hebeliſte (§ 23) gehen, gelten die dort vorgeſehenen beſonderen Be- 
ſtimmungen. 

Bei den Übertragungen der einzelnen Poſten iſt in den Journalen Seite und Nummer 
des Manuals zu vermerken, desgleichen iſt im Manual die Nummer des Einnahme- bezw. 
Ausgabe⸗Journals einzutragen. 

5. Die Eintragungen in den Spalten des Manuals „Solleinnahnie und Sollausgabe 
nach dem Etat“ erfolgen auf Grund der genehmigten Etats und etwaiger Etatsdeklarationen. 
Dabei ſind die nach dem Manuale des Vorjahrs eingetretenen, dauernden Verände— 
rungen durch gleichzeitige Eintragung in die Spalten für Zu- und Abgang zu berück— 
ſichtigen. 

Die Reſte (Soll nach der vorigen Rechnung) ſind nach dem endgültig abgeſchloſſenen 
Manuale des vorhergehenden Jahres unmittelbar nach dem Jahresabſchluß am Anfange 
der betreffenden Titel oder Poſitionen einzeln einzutragen. 

6. Die im Laufe des Etatsjahrs noch weiter vorkommenden Veränderungen gegen 
das Etatsſoll werden gleichfalls in den Spalten Zugang oder Abgang nachgewieſen. Die 
Eintragung hat auf Grund der ergangenen Anweiſungen ſogleich zu erfolgen, wenn dadurch 
Sue und Abgang ſofort feſtgeſtellt werden kann, ſonſt ſpäteſtens am Jahresſchluſſe, wenn 
fic) der Mehr- oder Minderbetrag vollſtändig überſehen läßt, wie z. B. bei der Einnahme 
an Eich⸗, Prüfungs- und Berichtigungsgebühren, bei den Ausgaben für Arbeitshilfe, den 
Vergütungen für Nebenbeſchäftigung uſw. 

7. In dem Manual find ferner auch die Fälligkeitstermine der Einnahmen und Mus- 
gaben, deren Zahlung in beſtimmten Friſten geſchehen muß, ſowie etwaige Stundungen, 
Pfändungen, Abzüge und dergleichen zu vermerken. 

8. In einem Anhange zum Manual — Muſter anbei — ſind die Aſſervate und Vor⸗ 
ſchüſſe zu buchen (vergl. §§ 41 und 57). Dieſer Anhang iſt am Jahresſchluß in Ein 
nahme und Ausgabe aufzurechnen. Die etwa noch verbliebenen Aſſervate und Vorſchüſſe, 
welche in das nächſte Etatsjahr zu übernehmen ſind, ſind in einer beſonderen Überſicht 
es die dem Jahresabſchluß (§ 62) und der Jahresrechnung ($ 69) beizu- 
ügen ift. 

9. Für die mit einer Eichamtskaſſe verbundenen Nebenverwaltungen, für deren Ein 
nahmen und Ausgaben in den Journalen beſondere Spalten eingerichtet find (§§ 20 und 21), 
ſind auch beſondere Manuale zu führen. 


e BL 

1. Die Hebelifte ijt nach dem anliegenden Muſter zu führen. Sie ift für den Zeit- 
raum eines Vierteljahrs, bei Kaſſen mit geringerem Umfang auch für größere Zeiträume 
bis zu einem Etatsjahr (§ 16 Ziffer 2) anzulegen. 

2. Der Kaſſenführer hat in diefe, ſobald ihm die Arbeitszettel C — vergl. § 32 unter b 
— vorgelegt werden, die Namen der Zahlungspflichtigen in der Reihenfolge der Blocknummern 
zu e und die fälligen Gebühren nach erfolgter Feſtſetzung in die Spalten 4 bis 8 
einzutragen. a 

Die eingezahlten Gebühren hat der Kaſſenführer in dem fiğ aus der Spalte 8 er- 
gebenden Geſamtbetrag in die Tagesſpalten der Spalte 9 einzutragen. Sind dieſe Ge— 
bühren nicht in vollem Betrag eingegangen, ſo iſt dieſes in Spalte 10 zu vermerken und 
die ſofortige Einzahlung des Reſtbetrags in die Wege zu leiten. Überſteigt der einge⸗ 
zahlte Betrag das Fälligkeitsſoll, jo iſt der ſich ergebende Mehrbetrag als Aſſervat zu be- 
handeln und demgemäß zu vereinnahmen (vergl. § 41). 
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Die Zahlungstage (Spalte 9) ſind innerhalb jedes Vierteljahrs in die hierfür vor⸗ 
geſehenen Spalten handſchriftlich einzutragen. Am Tagesſchluſſe ſind die betreffenden 
Tagesſpalten aufzurechnen und die Summen einer Seite auf die folgende zu übertragen. 
Der ſich ſo ergebende Geſamtbetrag iſt in das Einnahmejournal zu übernehmen und die 
Nummer des letzteren in der Hebeliſte unter der betreffenden Tagesſumme zu vermerken. 

3. Zur Feſtſtellung des Fälligkeitsſolls iſt die Hebeliſte in den Spalten 4 bis 8 
vierteljährlich abzuſchließen. Die Iſteinnahme iſt dadurch zu ermitteln, daß ſämtliche bis 
zum Vierteljahrsabſchluß nicht gezahlten Beträge unter ihren bisherigen Blocknummern auf 
das nächſte Vierteljahr unter einem Abſchnitt A „Reſte aus dem .. . Vierteljahr“ über- 
tragen und in ſämtlichen Spalten aufgerechnet werden; die ſich hierbei ergebenden Summen 
ſind demnächſt von dem Fälligkeitsſoll des Vorvierteljahrs mit roter Tinte abzuſetzen. Die 
ſo ermittelte Iſteinnahme iſt, falls es bei einzelnen Einnahmebeträgen, wie z. B. bei den 
Nebeneinnahmen, nicht ſchon vorher erforderlich war, in das Manual zu übertragen. Im 
Manual erfolgt der Ausgleich der Iſtſpalten gegen die Sollſpalten erft am Jahresſchluſſe. 

4. Die Übertragung der Reſte nach Abſchnitt A des nächſten Vierteljahrs iſt bei der 
entſprechenden Blocknummer (Nummer der Hebeliſte) in Spalte 10 zu vermerken. Nach 
erfolgter Übertragung ſind die weiteren Fälligkeitsbeträge des begonnenen Vierteljahrs unter 
näherer Bezeichnung desſelben unter beſonderem Abſchnitt B nachzuweiſen. In den Hebe- 
liſten ſind daher die folgenden Abſchnitte vorzuſehen: 

A. Reſte aus dem (1.) Vierteljahr. 
B. Fällige Einnahmen im (2.) Vierteljahr. 

Für die vierteljährliche Übertragung in das Manual iſt das Fälligkeitsſoll aus der 
Aufrechnung des Abſchnitts B feſtzuſtellen, für die Ermittelung der Iſteinnahme ſind aber 
die Ergebniſſe aus der Aufrechnung der Abſchnitte A und B zuſammen zu berückſichtigen. 

5. Bei Eichämtern mit mehreren Zahlſtellen iſt für jede Stelle cine beſondere Hebe- 
liſte zu führen. Zur Annahme der Gelder können in dieſen Fällen die Eichmeiſter von 
dem Eichungsinſpektor ermächtigt werden. 

6. Die Hebeliſten bilden die Einnahmebelege für die in der Jahresrechnung nachzu— 
weiſenden Eich-, Prüfungs- und Berichtigungsgebühren und der ſonſtigen, bei der eich: 
amtlichen Behandlung von Gegenſtänden fälligen Gebühren, ſofern nicht beſondere An⸗ 
ordnungen hierüber getroffen ſind. Sie ſind daher der Jahresrechnung (§ 69) beizufügen. 

Die der Kaffe verbleibenden Arbeitszettel C mit den Gebührenberechnungen find Unter- 
belege zur Hebeliſte. Sie ſind der Jahresrechnung nicht beizufügen, jedoch nach der 
Nummernfolge geordnet aufzubewahren und der Oberrechnungskammer auf Erfordern 
vorzulegen. 

§ 24. 


1. Sofern nach den beſtehenden Einrichtungen die mit der Poft eingehenden Wert- 
und Geldſendungen nicht durch den Poſtboten überbracht werden, iſt ein Poſteinnahmebuch 
nach anliegendem Muſter zu führen, das für mehrere Etatsjahre augelegt werden kann. 
Vor dem Gebrauch iſt das Buch mit einer Schnur zu durchziehen, deren beide Enden unter 
Beſcheinigung der Seitenzahl vom Kaſſenkurator mit ſeinem Amtsſiegel auf dem Titelblatte 
zu befeſtigen find (vergl. auch § 17). 

2. Die von der Poſt eingehenden Poſtanweiſungen oder Poſtzettel und Wertpaket⸗ 
adreſſen ſind dem Kaſſenführer vorzulegen, der auf den Poſtanweiſungen, Wertpaketadreſſen 
oder Poſtzetteln namens der Kaſſe Quittung zu erteilen und die Beträge in das Poſtbuch 
einzutragen, auch den Empfang der Poſtauweiſungen vim. unter der Eintragung im Poft- 
buche zu beſcheinigen und nach Vereinnahmung der Werte die Spalte 11 (Nummer des 
Einnahmejournals) auszufüllen hat. Bei Abholung vom Poſtamt iſt die Richtigkeit der 
Eintragungen ſeitens des Poſtbeamten durch Namensbeiſchrift in Spalte 12 anzuerkennen. 

3. Der Kaſſenkurator Hat ſich von der Richtigkeit der Eintragungen von Zeit zu Zeit, 
mindeſtens aber bei den Kaſſenreviſionen zu überzeugen. 

4. Das Poſteinnahmebuch iſt von dem Kaſſenführer aufzubewahren. Die Offnung 
der mit der Poſt eingehenden Geldbriefe oder ſonſtigen Wertſendungen iſt vom Kaſſenführer 
zweckmäßig in Gegenwart eines Zeugen zu bewirken. 

5. Bei Kaffen, die an den Reichsbankgiroverkehr angeſchloſſen find, hat der Poft- 
anweiſungsverkehr tunlichſt im Girolwege*) zu erfolgen. Im Poſteinnahmebuche bleibt 
alsdann die Spalte 12 unausgefüllt. 


) Vergl. Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 8. April 1902 (HM Bl. S. 150). 


Poſteinnahme⸗ 
buch. 


Muſter zé 
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§ 25. 
Aa 1. Am Schluſſe eines jeden Tages hat der Kaſſenführer die Geſamttageseinnahme 
S und die Geſamttagesausgabe nach dem Einnahmejournal und dem Ausgabejournal in dem 
ers Tagesabſchlußbuche, das nach dem beiliegenden Muſter zu führen iſt, zuſammenzuſtellen und 
We ſich mit Hilfe dieſes Abſchluſſes täglich von der Übereinſtimmung des baren Kaſſenbeſtandes 
mit dem Sollbeſtande zu überzeugen. 

2. Etwaige ſich hierbei ergebende, nicht ſofort aufklärbare Abweichungen ſind in der 
Spalte Bemerkungen des Tagesabſchlußbuchs zu vermerken und einſtweilen dadurch auszu⸗ 
gleichen, daß ein Minderbetrag ſeitens des Kaſſenführers ſofort zur Kaſſe gelegt, ein Mehr⸗ 
betrag aber bis zur Aufklärung der Abweichung als Aſſervat vereinnahmt wird. Dergleichen 
Mehrbeträge dürfen nur mit Genehmigung des Eichungsinſpektors nachträglich wieder in 
Ausgabe geſtellt und der Kaſſe entnommen werden. Iſt die Abweichung auch ſpäter nicht 
aufklärbar, ſo iſt dem Eichungsinſpektor Anzeige zu machen, damit dieſer die Vereinnahmung 
des Betrags unter Kap. 29 Tit. 3 Poſ. d anordnet. 

3. Die Übereinſtimmung des baren Kaſſenbeſtandes mit dem Sollbeſtand iſt von 
dem Kaſſenführer in der Spalte „Bemerkungen“ des Tagesabſchlußbuchs durch ſeine Unter⸗ 
ſchrift anzuerkennen. Zu dem baren Kaſſenbeſtande gehört auch das Guthaben der Eich— 
amtskaſſe bei der Reichsbank (ſ. § 15 Ziffer 1). 


Abſchnitt V. 
Einnahmen und Ausgaben. 


§ 26. 


CH, SE 1. Die Grundlage der Kaſſenverwaltung bildet der in der Zentralinſtanz (Miniſterium 
ang ends. für Handel und Gewerbe) feſtgeſetzte Etat des Eichamts, aus dem alle feſtſtehenden Gin- 
nahmen und Ausgaben zu erſehen ſind. 

2. Der Eichungsinſpektor hat die darin vorgeſehenen und etwa durch beſondere Er⸗ 
laſſe zur Verfügung geſtellten, vorkommendenfalls durch Reſte aus dem Vorjahre verſtärkten 
Fonds zu verwalten. Der Kaſſenführer hat ihn dabei zu unterſtützen und ihn auf eine 
bevorſtehende Erſchöpfung oder Überſchreitung der Etatsmittel frühzeitig aufmerkſam zu 
machen. Unter keinen Umſtänden darf der Kaſſenführer nicht etatsmäßige oder die einzelnen 
Etatsbeträge überſchreitende oder zu einer Überſchreitung führende Ausgaben ohne weiteres 
leiſten (vergl. auch § 27). 

3. Jedes Etatsjahr (§ 19) bildet eine für ſich beſtehende Verwaltungsperiode. Vor⸗ 
griffe auf das nächſte Etatsjahr behufs Deckung und Verrechnung von Ausgaben des 
laufenden Etatsjahrs ſind unzuläſſig. 5 

4. Alle Einnahmen und Ausgaben find in der Rechnung desjenigen Etatsjahrs nad- 
zuweiſen, in welchem ſie fällig geworden ſind. Es iſt unzuläſſig, Rechnungen über in einem 
Etatsjahr entſtandene Ausgaben erſt im nächſten Etatsjahre zu bezahlen, um eine Etats⸗ 
überſchreitung im erſteren zu vermeiden oder zu verringern. Die Verrechnung aller am 
1. April nachträglich fälligen feſtſtehenden Einnahmen und Ausgaben hat für das abgelaufene 
Etatsjahr zu erfolgen. Ausgaben, deren Rechts- und Entſtehungsgrund in dem vorher⸗ 
gehenden Etatsjahre liegt und deren Fälligkeit in der darauf folgenden Zeit bis zum Jahres⸗ 
abſchluſſe für das letztere (§ 19) herbeizuführen iſt, ſind in der Rechnung des vorher⸗ 
gehenden Jahres nachzuweiſen (§ 14 des Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 
11. Mai 1898). 

5. Die einzelnen Etatsfonds dürfen nur nach ihrer Zweckbeſtimmung verwendet 
werden. Erſparniſſe bei einer Etatspoſition können zur Deckung von Überſchreitungen 
anderer Poſitionen nur innerhalb desſelben Etatstitels verwendet werden, wenn die Uber, 
tragbarkeit im Kaſſenetat ausgeſprochen iſt oder miniſterielle Genehmigung erteilt iſt 


(ſ. auch § 27). 


§ 27. 
Etatsüber⸗ 1. Die Ausgaben jedes Etatsjahrs ſollen nur in den durch den Etat gezogenen 
ſchrettungen. Grenzen geleiſtet und es folen Überſchreitungen der etatsmäßigen Mittel grundſätzlich ver- 
mieden werden. Zu dem Zwecke hat ſich der Kaſſenführer ſtets davon zu überzeugen, daß 
für die auf die einzelnen Fonds (Titel, Poſition) angewieſenen Zahlungen die erforderlichen 
Mittel zur Verfügung ſtehen, damit jede Etatsüberſchreitung vermieden wird, für welche 
er mit verantwortlich bleibt (§ 26). 
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2. Werden infolge unvorhergeſehener Umſtände Etatsüberſchreitungen unvermeidlich, 
jo hat der Eichungsinſpektor unter eingehender Begründung und Angabe darüber, welche 
Erſparniſſe bei anderen Poſitionen des betreffenden Etatstitels bis zum Schluſſe des Etats⸗ 
jahrs vorausſichtlich eintreten und wieweit ſich durch dieſe die Deckung der IIberſchreitung 
ganz oder zum Teil ermöglichen läßt, miniſterielle Genehmigung vorher nachzuſuchen. 

3. Erſparniſſe bei einem Ausgabetitel ſowie Mehreinnahmen können zur Rechtfertigung 
und Deckung von Etatsüberſchreitungen eines andern nicht herangezogen werden (f. auch 
§ 26). Sind die Mehrausgaben durch Einnahmeſteigerungen veranlaßt, ſo iſt in dem zu 
erſtattenden Berichte hierauf unter Angabe der Höhe der letzteren beſonders hinzuweiſen. 


§ 28. 
a) Allgemeines. 

1. Durch den der Kaffe zugefertigten Etat (§ 26) werden ihr die regelmäßig wieder⸗ 
kehrenden, hinſichtlich des Betrags, des Fälligkeitstags und der Perſon des Zahlungs- 
pflichtigen oder Empfangsberechtigten feſtſtehenden Einnahmen und Ausgaben zur Einziehung 
oder Auszahlung überwieſen. Beim Eintritt von Veränderungen in den Feſtſetzungen des 
Etats und für alle anderen Einnahmen und Ausgaben bedarf die Kaffe beſonderer An- 
weiſungen. Dieſe bilden mit den zugehörigen ſonſtigen Unterlagen und bei Ausgaben 
pe E agen der Empfänger die Einnahme- und Ausgabe- (Rechnungs-) Belege 
vergl. § 67). 

2. Der Inhalt der Belege muß — unbeſchadet der Kürze — ſo erſchöpfend ſein, 
daß Zweifel über die rechtliche Entſtehung, die Notwendigkeit, die Zahlungsverbindlichkeit, 
die Verrechnungsſtelle und die Zugehörigkeit zu dem Etatsjahr ausgeſchloſſen ſind. 

3. Sowohl für die Belege als auch für die Inventarifationg- uſw. Beſcheinigungen 
und ſonſtigen Vermerke ift ſchwarze Tinte zu verwenden, während bei der rechneriſchen 
Prüfung und Feſtſtellung zu den Prüfungszeichen und den etwaigen Anderungen ſowie 
auch zu den Beſcheinigungen des Rechnungsbeamten blaue Tinte zu benutzen iſt. Die Ver⸗ 
wendung roter Tinte ſowie von Farbſtiften aller Art iſt unzuläſſig. 

4. Alle auf den Belegen abzugebenden Namensunterſchriften der Beamten ſind deut⸗ 
lich und lesbar eigenhändig zu erteilen. Namensſtempel-Abdrücke ſowie Unterſchriften mit 
Blei⸗, Tinten- oder Farbſtift find nicht geftattet. 

5. Wenn in den Belegen auf Beweisſtücke hingewieſen wird, die anderen zu derſelben 
Jahresrechnung gehörigen Belegen beigefügt ſind, ſo iſt der angezogene Beleg unter Angabe 
der Verrechnungsſtelle zu bezeichnen. 


b) Kaſſenanweiſungen. 


1. Jede Kaſſenanweiſung hat im allgemeinen zu enthalten: Ort und Tag der Aus⸗ 
ſtellung, die Bezeichnung der anweiſenden Behörde oder des anweiſenden Beamten, des 
Gegenſtandes der Einnahme oder Ausgabe, des Einzahlers oder Empfängers, des Geld⸗ 
betrags in Zahlen und des Markbetrags außerdem in Buchſtaben, des Etatsjahrs ſowie 
der Etatsſtelle, bei welcher die Verrechnung zu erfolgen hat. 

Die Anweiſung muß auf die Eichamtskaſſe (§ 7) lauten. 

2. Die Anweiſungen find, fofern fie nicht in beſonderen Fällen von der Zentralinſtanz 
oder dem zuſtändigen Oberpräſidenten unmittelbar erlaſſen werden, von dem Eichungs⸗ 
inſpektor, jedoch nicht eher zu erteilen, als bis ſie bezw. die zugehörigen Anlagen von einem 
zur ſelbſtändigen Bearbeitung von Rechnungsſachen befugten Beamten rechneriſch geprüft 
und feſtgeſetzt find. Anweiſungen, welche für die Eichamtskaſſe von der Zentralinſtanz oder 
dem zuſtändigen Oberpräſidenten ausgefertigt werden, gehen der Kaſſe durch die Hand des 
Eichungsinſpektors zu, nachdem ſie von letzterem mit dem Vermerke „Geſehen“ verſehen und 
unterſchrieben ſind. e 

3. Im Texte der Anweiſungen dürfen bei den Angaben über die Höhe der zu ber- 
einnahmenden oder zu verausgabenden Beträge keine Abänderungen vorgenommen werden. 
Erforderlich werdende Berichtigungen ſind durch vorſchriftsmäßig unterſchriebene Nachträge, 
durch beſondere Ergänzungsanweiſungen oder durch neue richtige Kaſſenanweiſungen zu 
bewirken. Anderweite Berichtigungen der Anweiſungen oder Anderungen in den ſonſtigen 
Belegen ſind ſtets derart auszuführen, daß die urſprünglichen Angaben lesbar bleiben. 
Raſuren ſind in den Belegen nicht geſtattet. } 

4. Den Kaſſenanweiſungen find, falls fie nicht durch ihren Inhalt ausreichend be- 
gründet, fondern auf Grund von Verträgen, Kaufs⸗ oder Verkaufsverhandlungen, Ver⸗ 


Einnahme- und 
Ausgabebelege. 
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gleichen, gerichtlichen Erkenntniſſen, Erlaſſen, Verfügungen, Beſcheinigungen uſw. erlaſſen 
werden, die zugehörigen, näher zu bezeichnenden Schriftſtücke in Urſchrift oder, wenn dies 
ausnahmweiſe nicht tunlich iſt, in beglaubigter Abſchrift beizufügen. Die wörtliche Über⸗ 
einſtimmung der Abſchrift mit der Urſchrift muß von einem bei der Kaſſenführung und 
Rechnungslegung nicht beteiligten Beamten beſcheinigt ſein. Von gerichtlichen Erkenntniſſen, 
die nicht in Urſchrift eingereicht werden, ift nur der entſcheidende Teil (die Urteilsformel) 
in beglaubigter Abſchrift beizufügen, vollſtändige Abſchriften ſind nur auf beſondere An⸗ 
ordnung der Oberrechnungskammer vorzulegen. 

5. Über ſämtliche Einnahmeanweiſungen — abgeſehen von den Eich- uſw. Gebühren 
(vergl. §§ 23 und 32) — hat der Eichungsinſpektor ein Verzeichnis (Einnahmekontrolle) zu 
heats das bei den Kaſſenreviſionen mit den Buchungen der Kaffe zu vergleichen ift 
vergl. § 38). 

6. In Anweiſungen, die ſich auf verſchiedene als Anlagen beigefügte Berechnungen 
gründen, ſind außer dem Geſamtbetrag auch die Einzelbeträge nach den Anlagen anzugeben, 
ſofern in dieſen nicht der Geſamtbetrag durch eine rechneriſch geprüfte und beſcheinigte 
Zuſammenſtellung der Einzelbeträge erſichtlich gemacht iſt. 

7. Anweiſungen, die für etwa in Verluſt geratene neu ausgefertigt werden, ſind am 
Kopfe mit der Aufſchrift „Zweite Ausfertigung an Stelle der erſten in Verluſt geratenen 
und für ungültig erklärten Anweiſung“ zu bezeichnen. 

8. Die den Auweiſungen in Urſchrift beigefügten ſtempelpflichtigen Schriftſtücke 
müſſen mit einer rechneriſch feſtgeſtellten Stempelberechnung ſowie mit dem vorſchriftsmäßig 
entwerteten Stempel verſehen ſein. Abſchriften oder Auszüge aus ſolchen Schriftſtücken 
müſſen die auf der Urſchrift befindliche Stempelberechnung enthalten und den Betrag des 
verwendeten Stempels ergeben. Stempelfreie Urkunden oder beglaubigte Abſchriften von 
ſolchen ſind mit einem die Stempelfreiheit begründenden Vermerke zu verſehen. Wegen der 
Form der Vermerke wird auf Ziffer 30 der Dienſtvorſchriften vom 14. Februar 1896, be⸗ 
treffend die Ausführung des Stempelſteuergeſetzes, (Amtliche Ausgabe S. 152) verwieſen. 

9. In den Anweiſungen ſind die Pfennigbeträge nicht als Dezimale der Markbeträge 
zu bezeichnen; es ift alfo nicht zu ſchreiben 8,94 M und 13,05 M ſondern 8 M 94 PF 
und 13 M 05 If. 

10. In den Anweiſungen zur Vereinnahmung der in einem früheren Etatsjahre zu⸗ 
viel verausgabten ſowie zur Verausgabung der in einem früheren Etatsjahre zu viel ver⸗ 
einnahmten Beträge iſt die frühere Verrechnungsſtelle zu bezeichnen. Sind die Beträge in 
der früheren Jahresrechnung nicht einzeln nachgewieſen, ſo müſſen die zugehörigen Belege 
beigefügt werden. l 

11. Bei der Verrechnung von Einnahmen und Ausgaben aus früheren (abgeſchloſſenen) 
Etatsjahren ift die Urſache der Verzögerung anzugeben. Werden bereits verjährte Forde⸗ 
rungen ausnahmsweiſe in Rechnung geſtellt, fo ift anzugeben, weshalb von dem Einwande 
der Verjährung kein Gebrauch gemacht iſt. 

12. Die Erſtattung von Auslagen iſt durch den Nachweis zu begründen, daß die in 
Rechnung geſtellten Beträge im dienſtlichen Intereſſe verausgabt worden ſind. Die einzelnen 
Beträge müſſen durch Quittungen oder ſonſtige Beweisſtücke über die Zahlung belegt 
werden. Laſſen ſich in einzelnen Fällen beſondere Quittungen über von Beamten gemachte 
geringe Auslagen ohne unverhältnismäßige Weiterungen nicht beſchaffen, ſo iſt die ſchriftliche 
Verſicherung des Beamten, daß er die in Rechnung geſtellten Beträge im dienſtlichen In⸗ 
tereſſe verauslagt habe, beizufügen. 

13. Für beſonders zu erteilende Anweiſungen ſind mindeſtens halbe Bogen mit Heft⸗ 
rand, keinesfalls aber Quartblätter oder noch kleinere Papierabſchnitte zu verwenden. 

14. Telegraphiſche und mündliche Zahlungsanweiſungen ſind unzuläſſig. 

„ 15. Bei der Berechnung von Einnahmen und Ausgaben für Teile eines Monats 
FC ſoweit nicht Vertrags- oder ſonſtige Beſtimmungen eine andere Berechnungsart 
edingen: , 

a) Pächte und Mieten (auch Mietvergütungen), Zinſen, vertragsmäßige Entſchädi⸗ 
gungen und dergl. unter Beachtung des im öffentlichen Verkehr üblichen Ver⸗ 
fahrens, nach welchem das Jahr zu 360 und jeder Monat — ohne Rückſicht 
e? die wirkliche Zahl feiner Tage — zu 30 Tagen angenommen wird, zu be- 
rechnen; l 

b) die Ausgaben an laufenden Dienſtbezügen der Beamten nach dem Monat- 
betrag und dem Verhältnis der in Betracht kommenden Zahl von Tagen zu 
der wirklichen Zahl der Tage des Monats feſtzuſtellen. 
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Beiſpielsweiſe find hiernach für die Zeit vom 26. bis 28. Februar gua = Man, zu b 
= Jog des Monatsbetrags zu berechnen. 

16. Einnahmen und Ausgaben, welche ihrem Betrage nach feſtſtehen und fortdauernd 
zu erheben oder zu leiſten ſind, ſind unter Angabe der Fälligkeitszeiten, der für jedes 
Etatsjahr zu verrechnenden Beträge und, wenn es ſich um eine beſtimmte Zeit handelt, 
der Endpunkte zur laufenden Einziehung oder Zahlung anzuweiſen, ſo daß es in den 
folgenden Jahren keiner weiteren Anweiſung bedarf. Eine ſolche iſt nur erforderlich, wenn 
Beträge in Abgang zu ſtellen ſind oder Anderungen in ihrer Höhe eintreten. 

17. Wenn in Anweiſungen auf Vorſchriften, die in amtlichen Blättern abgedruckt ſind, 
Bezug genommen wird, ſo iſt das Blatt nach Jahrgang und Seite zu bezeichnen, von der 
Beifügung von Abſchriften der angezogenen Beſtimmungen aber abzuſehen. 

18. Bei der Vereinnahmung von Erlöſen aus freihändigen Verkäufen ſind den Kaſſen⸗ 
anweijungen Anerkenntniſſe der Käufer über die von ihnen erworbenen Gegenſtände und 
die dafür gezahlten Preiſe beizufügen. 

19. Den Anweiſungen über Bekanntmachungskoſten ſind Zeitungen oder Ausſchnitte 
aus ſolchen nicht beizufügen. Die Koſtenrechnungen müſſen aber außer dem Gegenſtande 
der Bekanntmachung auch die Angabe der Zeilenzahl und die Einheitsſätze enthalten und 
von dem Rechnungsbeamten geprüft und entſprechend beſcheinigt ſein. 

20. Den Anweiſungen über Arzneikoſten ſind die Verordnungszettel nicht beizufügen; 
diefe find nach Prüfung und Beſcheinigung (vergl. Abſchnitt c unter 3 f) für weitere Be- 
nutzung unbrauchbar zu machen. 

21. Fahrſcheine und Droſchkenmarken ſind nicht den Belegen beizufügen, ſondern — 
ſoweit nicht überhaupt auf die Beibringung verzichtet werden kann bei der anweiſenden 
Stelle nach Prüfung und Richtigbefund zurückzubehalten und zu nochmaliger Verwendung 
als Belegſtücke unbrauchbar zu machen. 

22. Ausgaben für Neuanſchaffungen, welche den Betrag von 150 überſteigen, be⸗ 
dürfen der miniſteriellen Genehmigung, auch wenn diefe Botten aus vorhandenen Ctats- 
mitteln beſtritten werden können. 

23. In den Anweiſungen über Beträge, die infolge von Prüfungserinnerungen der 
Oberrechnungskammer verrechnet werden, ſind die Erinnerungen nach der Rechnung und 
deren Jahrgang zu bezeichnen. Auch iſt die laufende Nummer der Prüfungs- oder Mp- 
nahmeverhandlung anzugeben. Der Beifügung von Abſchriften der Erinnerungen bedarf 
es nicht. 

24. Wird ein Einnahme- oder Ausgabebetrag an verſchiedenen Etatsſtellen verrechnet, 
ſo ſind in der Anweiſung die auf jede Stelle entfallenden Anteilsbeträge anzugeben. 

25. In den Anweiſungen find, ſoweit Einnahmen oder Ausgaben für Teile eines 
Etatsjahrs zu erheben oder zu leiſten ſind, ſtets die Sollbeträge für die in Betracht kom⸗ 
menden Jahresteile anzugeben. Ebenſo iſt bei Veränderungen in den aus dem Vorjahr 
übernommenen laufenden Einnahme- und Ausgabebeträgen (3. B. bei Gehaltserhöhungen) 
der Geſamtſollbetrag für das betreffende Etatsjahr in der Anweiſung rechneriſch darzuſtellen. 

26. Anweiſungen, die ſich auf Nachweiſungen gründen, können auf dieſe ſelbſt in 
kürzeſter Form geſetzt werden. Die Bezeichnung des Empfängers kann unterbleiben, wenn 
ſich dieſer aus dem übrigen Inhalte des Belegs zweifelsfrei ergibt. Ebenſo iſt die Wieder⸗ 
holung des Betrags in der Anweiſung entbehrlich bei Zahlungen auf Grund von Be— 
rechnungen, die den rechneriſch feſtgeſtellten Betrag ergeben (f. auch unter 27). 

27. Bei allen Zahlungsanweiſungen gilt aber der Grundſatz, daß der zu zahlende 
Betrag entweder in der Anweiſung ſelbſt oder bei der rechneriſchen Feſtſtellung oder an 
anderer Stelle in den Belegen nicht nur in Ziffern, ſondern, ſoweit Markbeträge in Frage 
kommen, auch in Buchſtaben ausgedrückt werden muß. 

28. Die Anweiſungen über einmalige Zahlungen an Unterſtützungen oder anderen 
Bezügen, welche für eine Anzahl Empfänger gemeinſam erlaſſen werden, können in ge⸗ 
eigneten Fällen ſo eingerichtet werden, daß die Empfänger, ſtatt beſondere Quittungen aus⸗ 
zustellen, in einer Lifte quittieren, welche in der Anweiſung ſelbſt durch Anfügung einer 
„Namensſchrift als Quittung“ bezeichneten Spalte vorbereitet werden kann.“) 


„) Vergl. auch die Vorſchriften der Oberrechnungskammer zur Vereinfachung der Rechnungslegung 
und Juſtifikation vom 3. Juni 1905, Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 7. Mat 1906 
(Ml. S. 202 ff.). 
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29. Zur Verminderung des Schreibiverfes find in weitem Umfange Druckformulare 
zu Liquidationen, Anweiſungen, Quittungen vim, einzuführen, ebenſo Stempel zur Her⸗ 
ſtellung des Textes von häufiger vorkommenden Beſcheinigungen und Vermerken, wie Rich⸗ 
tigkeits⸗ und Juventariſationsbeſcheinigungen u. dergl., zu verwenden. 

30. Die von Handwerkern, Unternehmern und ſonſtigen Zahlungsempfängern ein⸗ 
gehenden Rechnungen ſind, ſofern ſie in prüfungsfähiger und für die Rechnungslegung ge- 
eigneter Form aufgeſtellt ſind, in Urſchrift als Rechnungsbelege zu verwenden. 

31. Soweit die Beſetzung von Beamtenſtellen auf Grund miniſterieller Anordnung 
erfolgt, iſt Abſchrift des bezüglichen Erlaſſes der Kaſſenanweiſung voranzuſetzen. 

32. Bei der etatsmäßigen Anſtellung der Beamten ſowie bei den Stellenverleihungen 
im Wege der Verſetzung, Beförderung oder Überführung in einen anderen Dienſtzweig iſt 
in den Anweiſungen — ſoweit erforderlich unter näherer Begründung — der Zeitpunkt 
anzugeben, von welchem ab das für die Bemeſſung der Beſoldung maßgebende Dienſtalter 
— Beſoldungsdienſtalter — zu rechnen iſt. 

33. In den Anweiſungen über die erſte etatsmäßige Anſtellung der Beamten und 
über ihre Verſetzung oder Beförderung in andere etatsmäßige Stellen iſt die Stelle genau 
zu bezeichnen und der amtliche Wohnort erſichtlich zu machen. 

34. In den durch vorläufige Dienſtenthebung eines Beamten veranlaßten An⸗ 
weiſungen iſt die dem Beamten zuſtehende Beſoldungshälfte überſichtlich darzuſtellen und 
über die in Betracht kommenden Verhältniſſe Auskunft zu geben. 

35. In den nach Beendigung des gerichtlichen oder Diſziplinarverfahrens zu er- 
laſſenden Anweiſungen iſt, ſoweit die Einziehung oder Anrechnung der Unterſuchungs⸗ und 
Stellvertretungskoſten in Frage kommt, die Höhe dieſer Koſten durch Vorlegung einer hin⸗ 
ſichtlich der Richtigkeit und Vollſtändigkeit beſcheinigten Nachweiſung erſichtlich zu machen 
und die erfolgte Einziehung der durch die zurückbehaltene Gehaltshälfte etwa nicht gedeckten 
Unterſuchungskoſten darzutun. 

36. Bei der Entlaſſung von Beamten iſt in den Anweiſungen der Grund der Ent⸗ 
laſſung anzugeben. Erfolgt ſie nach vorangegangener Kündigung, ſo muß erſichtlich ſein, 
zu welchem Zeitpunkte dieſe erfolgt iſt, ſowie daß das Dienſteinkommen bis zu dem in der 
Anweiſung bezeichneten Endpunkte zu zahlen war. 

37. Bei der Penſionierung eines Beamten iſt in der Anweiſung, durch welche die 
Einſtellung der Zahlung des Dienſteinkommens angeordnet wird, anzugeben, welches Dienſt 
einkommen der Berechnung der Penſion zugrunde gelegt ift und aus welcher Kaſſe die 
Penſion gezahlt wird (Vorſchriften der O. R. K. vom 8. April 1891 Ziffer 3, Min Bl. 
f. d. i. V. S. 64). 


38. Hat ein verſtorbener Beamter Familienangehörige, welchen ein Anſpruch auf 
Gnadenbezüge oder auf geſetzliche Witwen- und Waiſengelder zuſteht, nicht hinterlaſſen, fo 
iſt dies in der die Abgangſtellung des Gehalts anordnenden Anweiſung zu vermerken. 
Auch wenn an die Hinterbliebenen geſetzliche Witwen- und Waiſengelder zu zahlen ſind, 
muß die Anweiſung eine entſprechende Angabe enthalten. (Vergl. dieſerhalb die Vorſchriften 
der O. R. K. vom 4. Oktober 1889 Ziffer 15, Min. Bl. f. d. i. V. S. 205). 

39. Die Verrechnung der Gnadenbezüge erfolgt auf Grund einer Anweiſung, in 
der die Beträge nach der Art ihrer Verrechnung einzeln anzugeben und die bezugs⸗ 
berechtigten Hinterbliebenen genau zu bezeichnen ſind. Bei der hinterbliebenen Witwe iſt 
ſtets der Vor-, Bue und Geburtsname anzugeben. Ferner ift in der Anweiſung der 
Todestag des Verſtorbenen erſichtlich zu machen. 

40. Die Forderungsnachweiſe über Tagegelder und Reiſekoſten ſind von dem Bezugs⸗ 
berechtigten nach dem vorgeſchriebenen Muſter aufzuſtellen und unterſchriftlich zu vollziehen. 

41. Iſt der tatſächliche Wohnort des Beamten von dem dienſtlichen verſchieden, ſo 
iſt dies im Kopfe des Nachweiſes anzugeben. 

42. Bei allen Dienſtreiſen, deren Notwendigkeit ſich nicht aus der Dienſtſtellung und 
Amtstätigkeit des Beamten von ſelbſt ergibt, ſowie bei allen auswärtigen Vertretungen 
und Aushifsleiſtungen ſind der Auftrag und der Auftraggeber ſowie die etwaige Verfügung 
in dem Nachweiſe zu vermerken. Bei auswärtigen Vertretungen und Aushilfsleiſtungen iſt 
außerdem auch deren Veranlaſſung anzugeben. 

43. Den Koſtenrechnungen über zu erſtattende Wohnungsmiete ſind beizufügen: 

a) der etwa abgeſchloſſene ſchriftliche Vertrag in Urſchrift, 
b) die Quittung des Vermieters über den Mietsbetrag, deſſen Erſtattung bean- 
ſprucht wird, 
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c) eine ortspolizeiliche Beſcheinigung darüber, daß die Wohnung während der Zeit, 
für welche die Erſtattung der Miete beanſprucht wird, leer geſtanden hat, 

d) eine ſchriftliche Erklärung des verſetzten Beamten, daß ihm die anderweite Ver⸗ 
9 der Wohnung für die in Rechnung geſtellte Zeit nicht möglich ge⸗ 
weſen iſt. 

War ein ſchriftlicher Vertrag nicht abgeſchloſſen, ſo iſt in der Quittung des Ver⸗ 
mieters auszudrücken, für welchen Zeitraum, zu welchem Preiſe und unter welchen Kündi⸗ 
gungsbedingungen die Wohnung dem Beamten nach mündlicher Vereinbarung vermietet 
worden iſt. In dieſem Falle iſt die Richtigkeit der Angaben des Vermieters von dem 
verſetzten Beamten ausdrücklich zu beſtätigen. Die Quittung des Vermieters iſt orts⸗ 
polizeilich zu beglaubigen. Wird die Erſtattung der Miete auch für diejenige Zeit bean⸗ 
ſprucht, während welcher die Familie des verſetzten Beamten in der Wohnung zurüd- 
geblieben iſt, ſo iſt in der Quittung des Vermieters anzugeben, daß eine anderweite Ver⸗ 
mietung der Wohnung auch dann nicht hätte erfolgen können, wenn die Wohnung während 
der Dauer der Benutzung durch die zurückgebliebene Familie leer geſtanden hätte. Hat 
der verſetzte Beamte an ſeinem früheren Wohnort im eigenen Hauſe oder in einem Hauſe, 
deſſen Nießbrauch ihm zuſtand, gewohnt und eine Entſchädigung in Höhe des ortsüblichen 
Mietwerts berechnet, ſo hat er der Rechnung eine ortspolizeiliche Beſcheinigung über die 
Angemeſſenheit des Mietswerts beizufügen und die Verſicherung abzugeben, daß es ihm 
aller aufgewendeten Mühe ungeachtet nicht möglich geweſen iſt, die Wohnung für den in 
der Koſtenrechnung angegebenen Zeitraum anderweit zu vermieten. Wird die erſtattete 
Wohnungsmiete in einem anderen Etatsjahr als die Umzugskoſtenvergütung verrechnet, 
ſo iſt in der Koſtenrechnung zu vermerken, in welcher Jahresrechnung die Umzugskoſten 
verausgabt ſind. 

44. Die Zahlung von Reiſekoſten⸗Pauſchvergütungen erfolgt auf Grund des betreffenden 
Miniſterialerlaſſes, welcher der Kaſſenanweiſung in Abſchrift voranzuſetzen iſt. 

45. Werden Leiſtungen und Lieferungen fortlaufend ausgeführt, z. B. bei Lieferung 
von Gas oder Waſſer und dergleichen, ſo ſind die zu den Fälligkeitszeiten eingehenden 
Kostenrechnungen nicht als Abſchlagszahlungen, ſondern als endgültige Rechnungen zu 
behandeln. 

46. Bei Gas-, Elektrizitäts- und Waſſerlieferungen find in den Koſtenrechnungen die 
Gebäude, Dienſträume und ſonſtige Anlagen, für welche die Lieferung erfolgt iſt, zu be⸗ 
zeichnen. Außerdem ift der Stand der Gas-, Elektrizitäts- und Waſſermeſſer (Haupt⸗ und 
erforderlichenfalls auch Nebenmeſſer), welcher der Feſtſtellung der verbrauchten Menge zu 
Grunde liegt, beim Beginn und beim Schluſſe des Zeitabſchnitts, auf welchen die Ab- 
rechnung ſich bezieht, anzugeben. 

47. Aus den Koſtenrechnungen über neue Inventarien muß fich ergeben, ob die Ve- 
ſchaffung als Erſatz für abgängige Gegenſtände oder als Vermehrung erfolgt iſt. Im 
erſten Falle iſt über den Verbleib oder die anderweite Verwendung oder Verwertung der 
abgängigen Gegenſtände Auskunft zu geben, im letzten Falle ijt das dienſtliche Bedürfnis 
zur Vermehrung der Inventarienſtücke kurz zu erläutern. 

48. In den Anweiſungen über Unterſtützungen, welche den in die Krankenfürſorge 
einbezogenen Perſonen auf die ihnen entftandenen Koſten für ärztliche Behandlung uſw. 
gewährt werden, iſt der rechneriſche Nachweis über die Höhe der zuläſſigen Unterſtützung 
zu führen. 

49. Den Anweiſungen zur Zahlung von Gemeinde- und ſonſtigen Kommunalabgaben 
ſind die Steueranforderungen in Urſchrift beizufügen. l 

50. Erfolgt die Beſteuerung des Grundbeſitzes in Prozenten der veranlagten Grund— 
und Gebäudeſteuer, ſo iſt die Berechnung der zur Hebung geſtellten Beträge auf den 
Steueranforderungen durch Angabe der Prozentſätze der Umlage und der veranlagten 
Grund- und Gebäudeſteuer zu erläutern. Die Zahlungsanforderungen find dahin zu be⸗ 
ſcheinigen, daß die zur Steuer herangezogenen Grundſtücke und Gebäude nicht zu einem 
öffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmt find. 

51. Den Anweiſungen über Einquartierungskoſten und über Kanaliſationsabgaben 
für Entwäſſerung von Gebäuden find die Anforderungen beizufügen, auf denen zu bez 
ſcheinigen iſt, daß die zur Hebung geſtellten Beträge der Staatskaſſe zur Laſt fallen und 
nicht von Dienſt⸗ oder Mietswohnungsinhabern zu tragen ſind. Bas 

52. In den Zahlungsanweiſungen ift die koſtenfreie Abführung der Abgabebeträge 
an die Hebeſtelle vorzuſchreiben. 
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c) Beſcheinigung der Belege. 

1. Die zur Begründung der Einnahmen und Ausgaben erforderlichen Beſcheinigungen 
ſind von dem Eichungsinſpektor, ſoweit angängig, auf den Belegen ſelbſt zu erteilen. Beſteht 
ein Beleg nur aus der Anweiſung, fo find in dieſer die Beſcheinigungen auszuſtellen, fo- 
weit ſie nicht durch die in der Anweiſung enthaltenen tatſächlichen Angaben erſetzt werden. 
Die Ergänzung von Beſcheinigungen durch Einſchaltungen, Zuſätze oder Unterpunktieren iſt 
unſtatthaft; die Ergänzung muß ſtets in Form einer beſonderen Beſcheinigung erfolgen, die 
unterſchriftlich zu vollziehen iſt. Die Koſtenrechnungen ſind vor der Anweiſung zur Zahlung 
mit der Richtigkeitsbeſcheinigung zu verſehen. Zu dieſer Beſcheinigung genügt die abgekürzte 
Form „Die Richtigkeit beſcheinigt“ mit Ort, Datum und Unterſchrift, ſoweit nicht in be— 
ſonderen Fällen eine ausführliche Beſcheinigung vorgeſchrieben iſt. 

2. Mit der Vollziehung der Richtigkeitsbeſcheinigung wird vom Eichungsinſpektor die 
Verantwortung dafür übernommen, daß die in dem Beleg aufgeführten Arbeiten oder Liefe- 
rungen zu dem Zwecke, zu welchem ſie geſchehen, notwendig geweſen, daß ſie gut und 
zweckentſprechend ausgeführt, daß von den Rechnungsausſtellern alle ihnen dabei auf- 
erlegten Verpflichtungen vollſtändig erfüllt, daß das Gewicht richtig angegeben und daß 
die angeſetzten Preiſe ortsüblich ſind oder nicht billiger haben bedungen werden können 
(vergl. Min. Erl. vom 16. Auguſt 1876, Min. Bl. f. d. i. V. S. 190). 

3. In den nachſtehend aufgeführten Fällen bedarf es folgender beſonderer Be— 
ſcheinigungen: 

a) Bei Rechnungen über Ergänzung und Reparatur zerbrochener oder beſchädigter 
Gegenſtände iſt die Urſache des Bruches anzugeben und zu beſcheinigen, daß 
die Beſchädigung ohne vertretbares Verſchulden eines Dritten erfolgt bezw. daß 
zum Erſatze Verpflichtete nicht zu ermitteln geweſen ſind. 

b) Rechnungen über etwaige die Staatskaſſe treffende bauliche Unterhaltungskoſten oder 
Schornſteinreinigung müſſen, ſofern dies nicht aus ihrem Inhalt unzweifelhaft 
hervorgeht, dahin beſcheinigt werden, daß unter den in Rechnung geſtellten Aus⸗ 
gaben fich keine befinden, welche gemäß § 14 des Regulativs über die Dienft- 
wohnungen der Staatsbeamten vom 26. Juli 1880 (Min. Bl. f. d. i. V. S. 264) 
fallen Dienſtwohnungsinhaber oder ſonſt zur Tragung Verpflichteten zur Laft 
allen. 


e) Bei Rechnungen über Utenſilien, Bücher uſw. ift die erfolgte Inventariſation zu 
beſcheinigen (§ 55). 
d) Bei Rechnungen über nicht zur Inventariſation geeignete Verbrauchsgegenſtände, 


wie Schreib⸗ und Bureaumaterialien, Materialien zur Reinigung und Beleuchtung, 
Formulare ſowie Juſtiermaterial iſt, falls die Verwendung bei der Zahlung des 
Rechnungsbetrags bereits ſtattgefunden hat, zu beſcheinigen, daß die in Rechnung 
geſtellten Gegenſtände beſtimmungsmäßig und nur im Intereſſe des Eichamts 
verwendet worden find. Sind ſolche Gegenſtände noch nicht vollſtändig auf- 
gebraucht, ſo bedarf es nur der einfachen Beſcheinigung der Richtigkeit. 
Siollte der betreffende Beleg auch bis zur Rechnungslegung mit der Be- 
ſcheinigung, daß die Gegenſtände beſtimmungsmäßig und nur im Intereſſe des 
Eichamts vollſtändig verwendet worden ſind, nicht verſehen werden können, ſo 
iſt auf dem Beleg die Verwendung bis auf den anzugebenden Beſtand vor⸗ 
ſchriftsmäßig zu beſcheinigen und demnächſt dieſer Beſtand in der nach § 70 
Biff. 7 bei der Rechnungslegung auszuſtellenden Beſcheinigung aufzuführen. In 
der zur folgenden Eichamtsrechnung zu erteilenden Beſcheinigung iſt ſodann die 
beſtimmungsmäßig erfolgte Verwendung jenes Beſtandes zu beſcheinigen. 

e) Bei Rechnungen über vertragsmäßige Arbeiten und Lieferungen iſt zu beſcheinigen, 
daß der Empfänger die ihm obliegenden Arbeiten, Verrichtungen oder Liefe⸗ 
rungen den Bedingungen des Vertrags entſprechend ausgeführt hat. 

f) Die Apothekerrechnungen find von dem pharmazeutiſchen Reviſor bei der Ne- 
gierung zu prüfen und zu beſcheinigen. 

g) Auf den Kostenrechnungen über die Gewährung der vollen Umzugsentſchädigung 
iſt im Anſchluß an die Richtigkeitsbeſcheinigung noch zu beſcheinigen, daß der 
verſetzte Beamte zur Zeit der Verſetzung Familie im Sinne der Beſtimmung 
unter Nr. 5 des Miniſterialerlaſſes vom 7. Juli 1877 gehabt hat. 
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d) Prüfung der Belege. 


1. Der Anweiſung der Einnahmen und Ausgaben muß eine allgemeine und eine 
rechneriſche Prüfung der Belege vorangehen. 

2. Die allgemeine Prüfung liegt dem Eichungsinſpektor ob. Sie hat ſich auf den 
geſamten Inhalt der Belege, namentlich auch auf die Berechtigung zur Erhebung der Cin- 
nahmen und auf die Verpflichtung zur Übernah.ne der Ausgaben ſowie darauf zu erſtrecken, 
ob bei den Ausgaben die mit dem Zwecke der Bewilligung nur irgend vereinbare Sparſam⸗ 
keit beobachtet und jede Unwirtſchaftlichkeit vermieden iſt. 


3. Der rechneriſchen Prüfung unterliegen alle Belege und deren Anlagen, in denen 
Berechnungen oder auf ſolche ſich gründende Zahlen enthalten ſind. Durch die Prüfung 
iſt feſtzuſtellen, ob die in den Belegen enthaltenen Berechnungen richtig, die ihnen zugrunde 
liegenden Einheitsſätze in Übereinſtimmung mit den Geſetzen, Verordnungen und ſonſtigen 
Beſtimmungen, ſchriftlichen Verträgen uſw. in Anſatz gebracht, die angegebenen Eutfernungen 
nach den beſtehenden Beſtimmungen richtig ermittelt ſind. Nach Erledigung der bei der 
Prüfung ſich etwa ergebenden Anſtände und nach Berichtigung etwa ermittelter Fehler ſind 
die Belege auf den Betrag feſtzuſtellen, der ſich aus den Berechnungen ergibt. Zum Zeichen 
der rechneriſchen Prüfung ſind alle Zahlen, auf welche ſie ſich erſtreckt hat, mit einem deut⸗ 
lichen hakenförmigen Prüfungsſtriche zu verſehen und die Belege vorſchriftsmäßig zu be⸗ 
ſcheinigen. Die Beſcheinigung ift auf den Koſtenrechnungen unter der berechneten Schluß. 
ſumme und bei anderweiten Anweiſungen neben der Bezeichnung des angewieſenen Betrags 
Ee, an der fonft vorgeſchriebenen Stelle mit Namensunterſchrift und Dienſtbezeichnung zu 
erteilen. 


4. Die Beſcheinigung über die rechneriſche Prüfung hat zu lauten: 


a) auf Belegen ohne Anlagen: 
„Rechneriſch richtig“; 

b) auf Belegen, in denen ſich die Berechnungen auf beſondere Anlagen gründen: 
„Nach den Anlagen und rechneriſch richtig“; 

c) auf Belegen, deren Unterlagen zurückbehalten werden: 
„Nach den beigebrachten Belegsblättern (Fahrſcheinen, Droſchkenmarken, 


uy 


Verordnungszetteln uſw.) und rechneriſch richtig“; 
d) auf Belegen, deren Anſätze ſich auf Geſetze, Verordnungen, allgemeine oder be— 
ſondere Beſtimmungen, Verträge, Tarife uſw. gründen: 
„Nach den Sätzen (den Entfernungen uſw.) und rechneriſch richtig“. 
(Zu vergl. auch § 32 unter b Ziff. 4.) 


Auf den Zuſammenſtellungen von Koſtenrechnungen ſowie bei der Anderung urſprüng— 
lich berechneter Beträge iſt die Beſcheinigung unter Weglaſſung des Wortes 


„richtig“ durch den Zuſatz: 
eit af EE 


zu ergänzen. Die den Belegen beigefügten Anlagen, welche Berechnungen oder auf ſolche 
ſich gründende Zahlenangaben enthalten, ſowie die Koſtenrechnungen, die mit Zuſammen— 
ſtellungen angewieſen werden, ſind ebenfalls an geeigneter Stelle mit der Beſcheinigung 
über die rechneriſche Prüfung und Feſtſtellung zu verſehen. 

5. Mit der unterſchriftlichen Vollziehung der Prüfungsbeſcheinigung wird die Ver⸗ 
antwortung für die rechneriſche Richtigkeit des Belegs in dem durch den Inhalt der Be⸗ 
ſcheinigung ausgedrückten Umfang übernommen. Soweit bei der rechneriſchen Prüfung 
Zweifel über die Berechtigung zur Erhebung der Einnahmen ſowie über die Verpflichtung 
zur Übernahme der Ausgaben oder anderweite Anſtände hervortreten, ſind ſie vor Abgabe 
der Beſcheinigung zur Sprache zu bringen und auf dem kürzeſten Wege zu beſeitigen. 

6. Die rechneriſche Prüfung und Feſtſtellung der Belege darf nur durch Beamte er- 
folgen, denen die Befähigung zur ſelbſtändigen Bearbeitung von Rechnungsſachen zuerkannt 
iſt. Die bei den Kaſſen und Materialienmagazinen beſchäftigten Beamten ſowie die außer⸗ 
halb des Staatsbeamtenverhältniſſes beſchäftigten Perſonen dürfen hierzu nicht herangezogen 
werden. Belege, die durch einen Rechnungsbeamten aufgeſtellt ſind, dürfen von dieſem 
nicht rechneriſch feſtgeſtellt werden. 
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§ 29. 
Quittungen. 1. Über jede in der Kaſſe geleiſtete Zahlung iſt ſofort unaufgefordert Quittung zu 
erteilen. Ebenſo darf ohne vorherige ordnungsmäßige Quittung — abgeſehen von den im 
§ 15 geſtatteten Ausnahmen — keine Ausgabe geleiſtet werden. 
2. Die Quittung muß in deutſcher Sprache mit Tinte geſchrieben werden (vergl. § 28 
Abſchn. b Ziff. 29). 


3. Im allgemeinen ſollen die Quittungen enthalten: 


I. Kaſſenquittungen. 


den Geldbetrag in Zahlen und den Markbetrag außerdem noch in Buchſtaben, 

die Bezeichnung des Gegenſtandes, nötigenfalls auch des Zeitraums, für den 
die Zahlung erfolgt, 

die Bezeichnung des Einzahlers, 

Ort und Datum der Einzahlung, 

. Bezeichnung der empfangenden Kaffe und Unterſchrift des Kaſſenführers. 


dor 


Cie Co 


II. Empfängerquittungen. 

In allen Quittungen genügt ſtatt der Bezeichnung der rechnunglegenden Kaſſe die 
Angabe „aus der Staatskaſſe“. 

Bei Quittungen, welche unmittelbar unter der Rechnung oder der Anweiſung erteilt 
werden, kann die ausdrückliche Angabe des Betrags und der Kaſſe wegfallen und nur mit 
den Worten „Betrag erhalten“ unter Beifügung des Ortes und Tages der Zahlung und 
der Unterſchrift des Einpfängers quittiert werden. 

4. Im Falle der Schreibensunfähigkeit des Empfängers genügt ſein amtlich oder 
durch einen nicht der Kaſſenverwaltung angehörenden, von dieſer aber anerkannten Zeugen 
beglaubigtes Handzeichen. 

5. Iſt die Zahlung nur unter beſtimmten Bedingungen zuläſſig, ſo hat der Kaſſen— 
führer vorweg für deren Erfüllung zu ſorgen. 

6. In den Forderungsnachweiſen, zu welchen Vordrucke mit Längsſpalten verwendet 
werden, kann bei Anbringung einer Spalte „Namensſchrift als Quittung“ in dieſer mit 
Niederſchrift des Namens ohne Beifügung der Worte Betrag erhalten“ quittiert werden 
(vergl. § 28 Abſchnitt b Ziff. 28). Die vereinfachte Quittungsform (vergl. die vorher— 
gehenden Abſätze) iſt nur ausreichend, wenn der zu zahlende Betrag in dem Forderungs— 
nachweis oder der Anweiſung keine Anderung erfahren hat. Iſt eine ſolche Anderung er⸗ 
folgt, ſo muß der gezahlte Betrag, wenn auch nur in Ziffern, in der Quittung wiederholt 
werden. Dies iſt dagegen entbehrlich, wenn zwar in dem Forderungsnachweis der Betrag 
geändert, in der unmittelbar folgenden Anweiſung aber der berichtigte Betrag in Buch— 
ſtaben ausgedrückt iſt und darunter quittiert wird. 

7. In beſonders ausgeſtellten Quittungen ift die Summe, über welche quittiert wird, 
nicht nur in Ziffern, ſondern auch, ſoweit Markbeträge in Frage kommen, in Buchſtaben 
auszudrücken. 

8. Die von der Reichstelegraphenverwaltung über gezahlte Fernſprechgebühren er⸗ 
teilten Quittungen, welche allgemein durch Aufdruck des Tagesſtempels der die Beträge 
einziehenden Dienſtſtelle ſtatt der Vollziehung durch Namensunterſchrift angegeben werden, 
können als gültiger Zahlungsausweis angeſehen werden.“) 

9. Sofern es zur Erlangung richtiger Quittungen und zur ſchnellen Abfertigung des 
e angezeigt erſcheint, können die Quittungen vom Kaſſenführer vorgeſchrieben 
werden. 

10. Vorſchüſſe (vergl. § 57) und ſonſtige Abzüge find auf der Quittung dergeſtalt zu 
vermerken, daß die bar gezahlte Summe deutlich zu erſehen iſt. 

11. Die Quittungen der Eichamtskaſſe ſind, ſofern nicht für beſondere Fälle etwas 
anderes beſtimmt iſt, von dem Kaſſenführer allein gültig zu vollziehen. Auf ihnen iſt die 
Nummer des Einnahmejournals, unter welcher die Einnahme gebucht iſt, in der linken 
unteren Ecke deutlich zu vermerken. Bei Einnahmen, die zunächſt durch die Hebeliſte (§ 23) 
gehen, gelten die Beſtimmungen im Goze 


) Vergl. Vorſchriften der Oberrechuungskammer zur Vereinfachung der Rechnungslegung und Juſti⸗ 
fikation vom 3. Juni 1905 (HM Bl. S. 202 ff.). 
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Abſchnitt Va. 
Die einzelnen Einnahmen. 
§ 30. 


1. Der Kaſſenführer hat die Einziehung der der Kaffe überwieſenen Einnahmen in Einziehung de 


den ein für allemal vorgeſchriebeuen oder den ihm beſonders geſtellten Friſten, und wo in 
den Aufträgen uſw. der Regierungshauptkaſſe oder anderer Kaſſen eine Friſt nicht beſtimmt 
iſt, in möglichſt kurzer Zeit zu bewirken. 

2. Er iſt nicht berechtigt, den Zahlungspflichtigen Stundung zu gewähren. Wo nach 
feiner Anſicht Gründe für eine Stundung vorliegen, ijt hierüber dem Eichungsinſpektor 
Anzeige zu erſtatten, der über ſolche Anträge zu entſcheiden hat. Stundungen über den 
Jahresabſchlußtermin hinaus ſind nur mit miniſterieller Genehmigung zuläſſig. 

3. Erfolgen die Zahlungen nicht zu den Fälligkeitsterminen, ſo ſind die Zahlungs⸗ 
pflichtigen von dem Kaſſenführer zu mahnen. Die Mahnung iſt nach 1 Woche zu wieder⸗ 
holen. Nach Ablauf einer weiteren Woche iſt die Beitreibung der Rückſtände im Wege des 
Verwaltungszwangsverfahrens (vergl. Verordnungen vom 15. November 1899, GS. S. 545 
und 18. März 1904, GS. S. 36 und Ausführungsanweiſung vom 28. November 1899 
nebſt Nachtrag vom 4. Juli 1904, GMBI. S. 438) herbeizuführen. 

Auf die Folgen des Zahlungsverzugs iſt bei der zweiten Mahnung hinzuweiſen. 

Sind nach Ablauf von vier Wochen feit dem Fälligkeitstermine noch Rückſtände ver- 
blieben, ſo iſt dem Eichungsinſpektor hiervon Mitteilung zu machen und dabei anzugeben, 
ob die Beitreibung eingeleitet iſt und welchen Erfolg das Verfahren gehabt hat. 

4. Über die Niederſchlagung uneinziehbarer Forderungen hat der Eichungsinſpektor 
zu entſcheiden. Seiner Entſcheidung unterliegt auch die Erſtattung überhobener Gebühren 
(§ 31) und dergl. 

In allen übrigen Fällen kann von der Einziehung dem Staate zuſtehender Einnahmen 
nur mit miniſterieller Genehmigung abgeſehen werden (vergl. § 18 des St. H. G. vom 
11. Mai 1898, GS. S. 77 und § 62 Ziffer 2 dieſer Anweiſung). Iſt die Einziehung mit 
Koſten und Weiterungen für die Staatskaſſe verknüpft, die in keinem Verhältniſſe zu der 
Einnahme ſtehen, ſo iſt die Entſcheidung des Oberpräſidenten herbeizuführen; für Berlin 
iſt auch in dieſem Falle die miniſterielle Genehmigung erforderlich. 


Seil 

Zur Eichamtskaſſe vereinnahmte Beträge, welche zurückerſtattet werden müſſen und 
Rückeinnahmen — Erſtattungen auf geleiſtete Ausgaben — ſind durch Abſetzen von der 
Einnahme zu verausgaben bezw. durch Abſetzung von der Ausgabe zu vereinnahmen, ſo⸗ 
lange die betreffenden Fonds noch offen ſind. Bei ſpäterer Zurückerſtattung ſind ſie als 
Einnahmen oder Ausgaben zu verrechnen (§§ 19 und 36 des Geſetzes, betreffend den 
Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898, GS. S. 77)) 

Die abzuſetzenden Beträge ſind mit roter Tinte einzutragen. 


§ 32. 
a) Einleitung. 

Für alle im Bezirk eines ſtaatlichen Eichamts ausgeführten Eichungen ſind die hier⸗ 
für fälligen Eich-, Prüfungs- und Berichtigungsgebühren nebſt den ſonſtigen Gebühren 
(Diäten und Reiſekoſten) und den Nebenkoſten (verauslagte Fahrgelder, Porto- und Frat- 
auslagen, Verpackungs⸗ und Reparaturkoſten und dergl.) von der Kaffe bezw. der Mb- 
fertigungsſtelle des Eichamts einzuziehen, bei welcher die Eichung ausgeführt iſt. 


b) Blockzettel. 

1. Für alle zur Eichung kommenden Gegenſtände ſind Zettel, die zu einem Blocke 
vereinigt und mit fortlaufenden Nummern verſehen ſind, zu verwenden. Sie ſind ungefähr 
in dem Bedarf für ein Etatsjahr zu beſchaffen. Die Blockzettel müſſen ſämtlich zur Ver⸗ 
wendung gelangen; falls fie in dem Etatsjahre, für welches fie beſchafft find, nicht voll⸗ 
ſtändig verbraucht werden, fo ift der Neft im nächſten Ctatsjahre vorweg zu verwenden. 
Bei jedesmaliger Neubeſchaffung iſt mit der Nummer „1“ zu beginnen. 


*) Vergl. Erlaß vom 16. Mai 1901, H. M. Bl. S. 70. 


Einnahmen, 
Stundungen, 
zwangsweiſe 
Beitreibung, 
Nieder 
ſchlagung. 


Erſtattungen 
und Rückein⸗ 
nahmen. 


Erhebung der 


Eich⸗ uſw. Ge 


bühren und 
Nebenkoſten. 


ae 


nee $ 2. Ihre Herftellung hat nach dem anliegenden Muſter aus dem Stamme und aus 

Sw 3 Teilen (A, B und C) zu erfolgen; zu ihnen ift Papier zu verwenden, das ein bequemes 
Abtrennen von dem Stamme und der einzelnen Teile von einander ſowie ein Durchſchreiben 
auf den beiden letzten Teilen (von Teil C auf Teil B) zuläßt. Der Stanım und ſämtliche 
3 Teile eines Zettels müſſen gleiche Nummern enthalten. 

3. Die Rechnungen der Druckerei über die Herſtellung der Blockes bilden Ausgabe- 
belege zur Jahresrechnung. Auf jeder derartigen Koſtenrechnung ſind die Nummern, mit 
welchen die gelieferten Blocks bedruckt ſind, anzugeben und bei mehreren Abfertigungsſtellen 
dieſe beſonders zu bezeichnen. 


4. Von den einzelnen Teilen ſind beſtimmt: 


a) Teil A: zur Kenntlichmachung der eingelieferten Gegenſtände, 

b) Teil B (Quittungszettel, beſtehend aus den Abſchnitten a und b): bei Ein⸗ 
lieferung von zur eichamtlichen Behandlung beſtimmten Gegenſtänden dem Ein⸗ 
lieferer zum Ausweiſe hierfür und in den übrigen Fällen zur Bezeichnung der 

. geeichten uſw. Gegenſtände (Abſchnitt a) ſowie zum Nachweiſe der ausgeführten 
Eichungen und zur Quittungsleiſtung über die gezahlten Gebühren uſw. (Ab⸗ 
ſchnitt b). Im Bedarfsfalle find dem Teil B die vorgeſchriebenen Eich- uſw. 
Scheine beizufügen, 

c) Teil C (Arbeitszettel): zur Verwendung als Arbeitszettel für das Eichamt ſowie 
Gi SC? für die Einziehung und Verrechnung der fälligen Gebühren (f. oben 
unter a). 


c) Verfahren bei Eichgeſchäften an der Amtsſtelle. 


1. Die zur eichamtlichen Behandlung an der Amtsſtelle eingelieferten Gegenſtände 
werden von dem für die Abfertigung beſtimmten Beamten angenommen und auf dem der 
Nummernfolge nach entnommenen Blockzettel derart verzeichnet, daß auf Teil C erſichtlich 
gemacht wird: 


a) Tag der Einlieferung, 
b) des Einlieferers Name, Wohnort bezw. Wohnung, 
e) Gattung und Anzahl der eingelieferten Gegenſtände.“) 


Dieſe Eintragungen werden auf dem Teilzettel B (Quittungszettel) infolge der vor- 
geſehenen Durchſchrift ohne weiteres erſichtlich. Hierauf iſt dem Einlieferer der Abſchnitt a 
dieſes Teilzettels (B) als Ausweis auszuhändigen und die eingelieferten Gegenſtände nach 
Anweiſung des Eichungsinſpektors der eichamtlichen Behandlung zuzuführen. Der Beamte, 
welcher diefe Behandlung auszuführen hat, hat den Abſchnitt b des Teilzettels B an fic 
zu nehmen. 

2. Um eine richtige Aushändigung ſicherzuſtellen, wird den Gegenſtänden der Teil⸗ 
zettel A beigefügt; können Gegenſtände ihrer Natur nach bei der Bearbeitung nicht gu- 
ſammenbleiben, ſo iſt, wenn es ſich um zwei verſchiedene Gattungen von Gegenſtänden 
handelt, der Teilzettel A in der Mitte durchzuſchneiden und jeder Gattung ein Teil bei- 
zufügen. Sind mehr als zwei verſchiedene Gattungen von Gegenſtänden zu demſelben 
Blockzettel eingeliefert, ſo iſt jede Gattung in anderer zweckentſprechender Weiſe mit der 
Nummer des Blockzettels zu kennzeichnen. 

3. Teilzettel C dient als Arbeitszettel für den Eichmeiſter oder Eichmeiſtergehilfen, dem 
die eichamtliche Vehandlung des Gegenſtandes übertragen iſt. Nach erfolgter eichamtlicher 
Abfertigung iſt dieſe auf dem Blockzettel erſichtlich zu machen. Gleichzeitig ſind die Ge⸗ 
bühren anzuſetzen und ſämtliche Koſten einzutragen. Zur Beglaubigung der richtigen Aus⸗ 
führung der erforderlichen Arbeiten ſind die Eintragungen von dem Eichmeiſter bezw. 
Eichmeiſtergehilfen unterſchriftlich zu vollziehen. Auf dem einbehaltenen Abſchnitt b des 
Teilzettels B ijt gleichzeitig die Ausführung der Eichung in der dort vorgeſehenen Weiſe 
nachzuweiſen und ebenfalls unterſchriftlich anzuerkennen. 


) Auf den Blockzetteln iſt zumächſt nur die Eintragung von Gewichten vorgeſehen. Andere Gegen- 
ſtände ſind handſchriftlich zu bezeichnen. Über den Raum kann der abfertigende Beamte nach eigenem Er⸗ 
meſſen verfügen. Reicht der vorhandene Raum nicht aus, ſo iſt nach Lage des Falles entweder ein Anhang 
zu machen oder ein weiterer Blockzettel zu verwenden. 


4. Die Anſätze und die in die Koſtenrechnung auf dem Arbeitszettel C eingeftellten 
Beträge ſind von einem zur ſelbſtändigen Bearbeitung von Rechnungsſachen befugten 
Beamten nachzuprüfen und im Falle der Richtigkeit mit der Beſcheinigung 


„Nach den Sätzen der Eichgebührentare”) und rechneriſch richtig. 
Name 
Amtsbezeichnung“ 
im anderen Falle 


. Sätzen der Eichgebührentaxe und rechneriſch feſtgeſtellt auf 
ee N a E N Bf. 


Name 


Amtsbezeichnung“ 
zu verſehen. 

In den Fällen des § 23 Ziff. 5 iſt es zuläſſig, daß die kalkulatoriſche Prüfung erſt 
nach Aushändigung der eingelieferten Gegenſtände erfolgt. 

5. Demnächſt erhält der Kaſſenführer den Arbeitszettel ((), um den Namen des 
Zahlungspflichtigen und den feſtgeſtellten Betrag in die Hebeliſte unter Sp. 2 bis 8 ein⸗ 
zutragen. Kann die Eichung nicht ſofort vorgenommen werden, ſo iſt der Arbeitszettel 
dem Kaſſenführer alsbald nach Einlieferung der Gegenſtände vorzulegen und von dieſem 
zunächſt der Name des Zahlungspflichtigen uſw. in die Hebeliſte (in Sp. 2 bis 3) ein⸗ 
zutragen; die in Sp. 4 bis 8 vorgeſehenen Eintragungen erfolgen dann beſonders nach 
rechneriſcher Feſtſtellung des Koſtenbetrags. 

6. Nachdem der Kaſſenführer die Eintragungen in die Hebeliſte auf dem Arbeits: 
zettel (C) an der vorgeſehenen Stelle beſcheinigt hat, geht dieſer Zettel zur Abfertigungs⸗ 
ſtelle und wird dort zuſammen mit Abſchnitt b des Teilzettels B bis zur Abholung der 
geeichten uſw. Gegenſtände aufbewahrt. Auf letzterem ſind hierbei noch nach Anweiſung 
des Eichungsinſpektors die feſtgeſtellten Beträge aus der Koſtenrechnung des Arbeits— 
zettels (C) einzutragen. 

7. Die Aushändigung der geeichten uſw. Gegenſtände hat gegen Rückgabe des Mb- 
ſchnitts a des Teilzettels B und nach Zahlung der Gebühren zu erfolgen (ogl. Ziff. 9). 
Der abfertigende Beamte iſt bei Vorlage dieſes Abſchnitts nicht verpflichtet, die Berechtigung 
des Inhabers zu prüfen. Bei Vorlegung des Ausweiſes iſt dem Abholer der ausgefüllte 
Abſchnitt b des Teilzettels B zur Berichtigung des in Rechnung geſtellten Betrags bei dem 
Kaſſenführer auszuhändigen. 

8. Der Kaſſenführer prüft zunächſt die Richtigkeit der Eintragungen in die Koſten⸗ 
rechnung nach den Spalten 4 bis 8 der Hebeliſte, vermerkt alsdann den Betrag der gezahlten 
Gebühren in dieſer unter Spalte 9 und beſcheinigt hierauf dem Einzahler den Empfang des 
in der Koſtenrechnung berechneten Betrags. 

9. Die Aushändigung der abgefertigten Gegenſtände erfolgt, ſobald auf Abſchnitt b 
des Teilzettels B ordnungsmäßig Quittung erteilt ift. Quittung darf nur von dem Beamten 
geleiſtet werden, deſſen Namensſchrift auf dem vorgeſchriebenen Aushang im Kaſſenlokal 
erſichtlich gemacht iſt. Dem Eichbeamten an der Abfertigungsſtelle iſt in der Regel die 
Annahme der Gelder unterſagt (f. § 23 Ziff. 5). 

Wird Abſchnitt a des Teilzettels B nicht beigebracht, fo liegt eine Verpflichtung zur 
Auslieferung der geeichten uſw. Gegenſtände nur vor, wenn die Empfangsberechtigung 
glaubhaft gemacht wird. Der abfertigende Beamte hat ſich in dieſem Falle die Empfang⸗ 
nahme der Gegenſtände von dem Abholer beſcheinigen zu laſſen. Auf dieſen Beſcheinigungen 
iſt die entſprechende Blocknummer handſchriftlich zu vermerken. 

10. Vor Geſchäftsſchluß find die Arbeitszettel (C), deren Erledigung erfolgt ift, ge- 
ſammelt dem Kaſſenführer zuzuſtellen, der auf Grund derſelben die gezahlten Gebühren 
noch einmal kontrolliert. Falls Anſtände nicht beſtehen, find diefe Teilzettel von dem 
Kaſſenführer mit dem durch einen Stempel herzuſtellenden Vermerke „Bezahlt“ zu verſehen 
und demnächſt nach der Nummernfolge aufzubewahren. (Vergl. auch § 23 Ziff. 6 Abſ. 2) 
Etwaige Beanſtandungen ſind ſofort aufzuklären. 

11. Abſchnitt a des Teilzettels B ſowie die etwaigen beſonderen Beſcheinigungen 
(ſiehe Ziff. 9 Abſ. 2) verbleiben bei der Abfertigungsſtelle. 


„) Eichgebührentaxe für das Deutſche Reich vom 28. Dezember 1884 (RG Bl. 1885 Beilage 2 zu Nr. 5). 


Stadtdiäten. 
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d) Verfahren bei Eichgeſchäften außerhalb der Amtsſtelle, bei Eichtagen und 
bei Abfertigungsſtellen ohne beſondere Zahlſtellen. 

1. Bei Eichgeſchäften außerhalb der Amtsſtelle iſt, ſoweit angängig, in gleicher Weiſe, 
wie im Abſchnitt o vorgeſchrieben, zu verfahren. Nach Ausführung ſolcher Eichungen füllt 
der Eichmeiſter an der Amtsſtelle die Teilzettel C und B aus. Die Eintragungen in die 
Hebeliſte durch den Kaſſenführer erfolgen in Sp. 3 und in den Sp. 4 bis 8 ſtets gleich⸗ 
zeitig. Hierauf hat der Kaſſenführer die Einziehung der fälligen Gebühren uſw. herbeizu⸗ 
führen. Nach Eingang dieſer Beträge erfolgt ihre Eintragung in die Hebeliſte unter Sp. 9, 
und demnächſt geht Abſchnitt b des Teilzettels B mit der Quittung über den Empfang der 
Gelder und den etwa erforderlichen Eichſcheinen und beſonderen Koſtenrechnungen dem 
Abſender durch den Kaſſenführer zu. 

2. Iſt die Erhebung der Gebühren uſw. durch Nachnahme üblich oder iſt der ſichere 
Eingang der Gebühren zweifellos (wie z. B. bei Behörden), ſo können die Eichſcheine ſchon 
dem Zahlungserſuchen beigefügt werden. 

3. Bei Eichtagen und bei Eichungen an Abfertigungsſtellen ohne beſondere Zahl⸗ 
ſtellen ift das gleiche Verfahren anzuwenden. Erforderlichenfalls ijt miniſterielle Gnt- 
ſcheidung einzuholen. 


e) Verfahren bei auswärtigen Eichungen mit geſtundeten Zahlungen. 


1. Ausnahmsweiſe kann nach dem Ermeſſen des Eichungsinſpektors bei einzelnen 
Gewerbetreibenden uſw. von der ſofortigen Einziehung der Gebühren abgeſehen werden, 
wenn regelmäßige Eichungen ausgeführt werden und aus einer verſpäteten Einziehung der 
Gebühren Schädigungen der Staatskaſſe nicht zu befürchten find. Dieſe Vergünſtigung ijt 
zurückzuziehen, ſobald Schwierigkeiten bei der Erhebung der Koſtenbeträge oder anderweitige 
Unzuträglichkeiten entſtehen. . 

2. Auch in dieſen Fällen iſt, wie in Abſchnitt d vorgeſchrieben, zu verfahren. Die 
Blockzettel ſind für abgeſchloſſene Arbeitsaufträge von dem Eichmeiſter uſw. auszufüllen 
und dem Kaſſenführer zur Eintragung in die Hebeliſte zuzuſtellen. Die Blockzettel ſind 
demnächſt von dem Kaſſenführer aufzubewahren. An dem Fälligkeitstage, der für alle in 
Betracht kommenden Stundungsfälle gleichmäßig feſtzuſetzen iſt, ſind die fälligen Beträge 
zuſammenzuſtellen und einzuziehen. 

3. Über den Zeitraum eines Monats hinaus ſollen Stundungen nicht gewährt 
werden. 

4. Falls ausreichende Einrichtungen getroffen werden, aus denen bei ſolchen Zahlungs- 
pflichtigen in unzweifelhafter Weiſe das Fälligkeitsſoll jederzeit feſtgeſtellt werden kann, 
kann genehmigt werden, daß die in einem ſolchen Zeitraume fällig gewordenen Beträge am 
Fälligkeitstermin in ihrem Geſamtbetrage nur einmal durch das Blockſyſtem gehen. Ob 
WC 9 als ausreichend anzuſehen ſind, beſtimmt der Miniſter für Handel und 

ewerbe. 

Die erteilten Genehmigungen find unter Angabe der Kontobücher auf dem Titelblatte 
der Hebeliſte zu vermerken. 


§ 33. 

1. Die Diäten, welche auf Grund der Eichgebührentaxe, Allgemeine Beſtimmungen 
Nr. 4, für Dienſtgeſchäfte außerhalb der Amtsſtelle neben den taxmäßigen Gebühren zu 
berechnen ſind, fließen, ſofern die Geſchäfte am Dienſtwohnort ausgeführt werden, auf 
Grund des Geſetzes, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zu Dienſteinkommensver⸗ 
beſſerungen, vom 26. Mai 1909 (Geſetzſamml. S. 85) — vergl. dort Anlage 6 (Beſoldungs⸗ 
ordnung) Klaſſe 16 Nr. 7 — zur Staatskaſſe. Dasſelbe gilt bei Geſchäften außerhalb des 
Dienſtwohnorts in geringerer Entfernung als 2 km von demſelben; für die Berechnung 
der Entfernungen find die Beſtimmungen des Reiſekoſtengeſetzes und feiner Ausführungs⸗ 
beſtimmungen maßgebend. 

1 Dienſtwohnort iſt ſtets der Amtsſitz des Eichamts anzuſehen. 

3. Dieſe Diäten ſind in Sp. 5 der Hebeliſte nachzuweiſen. Im Manual erfolgt ihre 
Verrechnung unter einem beſonderen Abſchnitt bei Kap. 29 Tit. 3. 

4. Für die bezeichneten Geſchäfte, fofern fie mehr als 5 Stunden in Anſpruch nehmen, 
erhalten die Eichmeiſter und Eichmeiſtergehilfen einen Dienſtaufwandszuſchuß von 2 M 
täglich (vergl. § 54). 
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5. Fahrgelder, Brücken⸗ oder Fährgelder, welche den Beamten bei Eichungen der hier 
erwähnten Art als unvermeidlich“) erwachſen, find von den Beteiligten zu erſtatten und 
von dem Kaſſenführer gleichzeitig mit den übrigen Gebühren einzuziehen (ſiehe auch § 35). 


§ 34. 
1. Ausſchließlich der Stadtdiäten (§ 33) gebühren die Diäten und Reiſekoſten, welche ne 
auf Grund der Eichgebührentaxe, Allgemeine Beſtimmungen Nr. 4, neben den taxmäßigen ae e 
Gebühren zu berechnen ſind, den Eichmeiſtern und Eichmeiſtergehilfen, welche die Eich- Neiletoften, 
geſchäfte wahrgenommen haben. Für die Berechnung der Diäten kommt die Zeit mit in nahmen. 
Anrechnung, welche der Weg von der Amtsſtelle des Beamten aus und bis zu dieſer zurück l 
in Anſpruch nimmt. 
2. Dieſe Bezüge gelten als Nebeneinnahmen, die in den Rechnungen der Cidh- 
amtskaſſen 
a) als Einnahmen bei Kap. 29 Tit. 3 0 
und 
b) als Ausgaben bei Kap. 68 Tit. 6 f 


nachzuweiſen ſind. 

3. Ihre Einziehung erfolgt zuſammen mit den Gebühren durch den Kaſſenführer. 
Sie ſind in Sp. 6 der Hebeliſte nachzuweiſen. Wegen ihres Nachweiſes im Manuale gelten 
die Vorſchriften des Miniſterialerlaſſes vom 20. April 1909 (vergl. auch § 52). 

4. Die weiteren von den Kaſſenführern einzuziehenden Nebeneinnahmen, z. B. Ver⸗ 
gütungen für Zuziehung zu den polizeilich-techniſchen Mak- und Gewichtsreviſionen, gehen 
nicht durch die Hebeliſte. Sie ſind nach den Anweiſungen des Eichungsinſpektors zu er⸗ 
heben und im Einnahme- bezw. Ausgabejournal als etatsmäßige Beträge nachzuweiſen. 
105 au em dieſer Beträge in das Manual find die allgemeinen Beſtimmungen 
maßgebend. 


8 35. 


1. Die Nebenkoſten, welche bei den Eichungen uſw. von Gegenſtänden entſtehen, z. B. MNebentoften 
Fahrgelder, Fähr⸗ und Brückengelder am Dienſtorte des Beamten oder in geringerer Ent⸗ BE 
fernung als 2km von demſelben (fiche § 33 Ziff. 5), Porto- und Frachtauslagen, Ver- Frachtauslagen, 
packungs⸗ und Reparaturkoſten und ähnliche Ausgaben ſind von den Beteiligten wieder B 
einzuziehen. often u. dergl.) 

Die Fahrgelder, Fähr⸗ und Brückengelder ſind auf den Koſtenrechnungen der Vlod- 
zettel (§ 32 Abſchnitt b) bei den Nebenkoſten beſonders erſichtlich zu machen. 

2. Geringwertiges Verpackungsmaterial ift bei den Koſtenrechnungen außer Anſatz zu 
laffen. Derartige Koſten fallen der Staatskaſſe zur Laft und ſind aus Fonds des Kap. 68 
Tit. 15 Poſ. e zu beſtreiten. 

3. Für die Nebenkoſten ſind im Manual unter Kap. 29 Tit. 3 der Einnahme und 
unter Kap. 68 Tit. 15 der Ausgabe beſondere Abſchnitte einzurichten. Die Iſteinnahme an 
Nebenkosten ift vierteljährlich in das Manual zu übernehmen. 

4. Rechnungen über Reparaturkoſten find den beteiligten Gewerbetreibenden uſw. tun- 
lichſt zur direkten Begleichung zu überſenden. 

5. Einnahmen und Ausgaben der hier erwähnten Art müſſen in der Regel überein— 
ſtimmen. Wegen der Ausgaben vergl. auch § 54. 


8 36. 


1. Die von den Unterbeamten oder Lohnarbeitern des Eichamts für die Entnahme Beiträge für 
von Feuerungsmaterial zum eigenen Bedarf aus den Vorräten des Eichamts zu zahlenden e 
Entſchädigungen find bei der Zahlung des Dienſteinkommens und zwar bei den etatsmäßigen material und 
Beamten in Vierteljahrsraten, bei den gegen Remuneration bezw. Lohn beſchäftigten Linter 
Beamten oder Lohnarbeitern in Monatsraten einzuziehen. nahme uſw. 
2. In derſelben Weiſe ſind die Vergütungen für die Entnahme von Waſſer aus den 


Waſſerleitungen“) zu erheben, wenn nicht im Kaſſenetat etwas anderes beſtimmt iſt. 


*) In der Regel werden Entfernungen non 2 km und weniger ohne Benutzung eines Verkehrsmittels 
zurückzulegen ſein. Bei ſolchen Entfernungen iſt ein Verkehrsmittel aber ſtets zu benutzen, wenn hierdurch 
eine Koſtenerſparnis für den Zahlungspflichtigen eintritt. 

"ei Zu vergl. Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 22. Februar 1909 (§M Bl. S. 107). 


Inbaliden- und 
Stranfenber: 
ſicherungsbei⸗ 

träge, Beiträge 
zur Kranken⸗ 

fürſorge. 


Erhebungen 
aus ber Regie⸗ 
rungshaupt⸗ 
kaſſe. 


Abführung der 
Einnahmen. 


§ 37. 

1. Der Kaſſenführer hat bei der Lohnzahlung an verſicherungspflichtige Perſonen 
darauf zu achten, daß die geſetzlichen in der Lohnrechnung nachgewieſenen Abzüge für die 
Invalidenverſicherung einbehalten werden. Im übrigen ſind die Beſtimmungen des Erlaſſes 
des Finanzminiſters und des Miniſters des Innern vom 14. März 1907, Erlaß des 
Miniſters für Handel und Gewerbe vom 24. Mai 1907 (SM Bl. S. 173) zu beachten. 

2. Krankenverſicherungsbeiträge ſind nicht zu erheben, da die im Eichdienſte gegen 
Entgelt vollbeſchäftigten Perſonen dem Verſicherungszwange nicht unterliegen. 

3. Für die hinſichtlich diefer Perſonen eingeführte Krankenfürſorge kommen die Ve- 
ſtimmungen des Beſchluſſes des Staatsminiſteriums vom 10. Februar 1901 in Betracht 
(zu vergl. Erlaſſe des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 9. April 1901, HMBl. 
S. 40 und vom 28. November 1903, HMBl. S. 367). Die einzubehaltenden Teil⸗ 
beträge des Lohnes ſind bei dem Fonds zu ſonſtigen Einnahmen unter einem beſonderen 
Abſchnitte — Beiträge zu den Botten der nach § 2a des Krankenverſicherungsgeſetzes er- 
weiterten Krankenfürſorge — zu verrechnen (vergl. auch § 56). 


§ 38. 


1. Die zur Deckung der Ausgaben des Eichamts nach Verwendung ſeiner eigenen 
Einnahmen noch erforderlichen Staatsmittel (Verwaltungskoſtenzuſchüſſe) werden in auf 
Zehner oder Hunderte von Mark abgerundeten Summen aus der Regierungshauptkaſſe an 
die Eichamtskaſſe auf deren Erſuchen gezahlt. Dieſes Erſuchen geſchieht durch Überſendung 
einer vom Kaſſenkurator mit dem Vermerke „Eingetragen in der Kontrolle unter Nr. ..“ 
und ſeiner Unterſchrift verſehenen Quittung an die Regierungshauptkaſſe. Das Erſuchen 
iſt rechtzeitig einzuſenden, damit die Zahlung zum gewünſchten Zeitpunkt erfolgen kann. 

2. Die erhobenen Verwaltungskoſtenzuſchüſſe ſind im Einnahmejournal in der ent⸗ 
ſprechenden Spalte (f. Muftet 1 zu § 20) und im Einnahmemannal (§ 22) unter beſonderem 
Abſchnitt nachzuweiſen. In der Rechnung (§§ 65 ff.) erſcheinen fie dagegen weder in Ein- 
nahme noch in Ausgabe. 

Die Erhebung der Verwaltungskoſtenzuſchüſſe aus der Regierungshauptkaſſe hat ledig⸗ 
lich nach Bedürfnis zu geſchehen. Zur Vermeidung überflüſſiger Kaſſenbeſtände (vergl. auch 
die Beſtimmungen über den Giroverkehr, § 15) darf kein höherer Betrag erfordert werden, 
als unter Hinzurechnung der zu erwartenden ſonſtigen Einnahmen zur Deckung der für die 
nächſten Tage bevorſtehenden Ausgaben nötig iſt. Der Kaſſenkurator übernimmt durch 
Viſierung der Quittung die Verantwortung dafür, daß der Zuſchuß für die Fortführung 
der Kaſſeugeſchäfte unentbehrlich ijt und eine Überhebung nicht eintritt. 

3. Gehen nach Empfang des Verwaltungskoſtenzuſchuſſes Einnahmen ein, welche die 
Kaſſe nicht alsbald zur Beſtreitung von Ausgaben nötig hat, ſo iſt der entbehrliche Betrag 
auf den erhaltenen Zuſchuß ſofort zurückzuliefern. À 

4. Der Regierungshauptkaſſe ift am Jahresſchluß eine Hauptquittung über den für 
das abgelaufene Etatsjahr erforderlich geweſenen Zuſchuß ſowie gegebenenfalls eine 
Quittung über den etwa auf das neue Etatsjahr übertragenen Reſt des Zuſchuſſes zu 
überſenden. 

5. Bei vereinigten Kaſſen (§ 21) iſt vor Erhebung von Verwaltungskoſtenzuſchüſſen 
für die einzelnen Kaſſenverwaltungen zunächſt noch feſtzuſtellen, ob der erforderliche Bedarf 
nicht aus den verfügbaren Beſtänden gedeckt werden kann. Die Ausgleichung der von 
einer Kaſſenverwaltung für die andere aus den verfügbaren Beſtänden geleiſteten Zahlungen 
Ee Erhebung der erforderlichen Vorſchüſſe muß vor dem jedesmaligen Vierteljahrsabſchluß 
erfolgen. 


§ 39. 

1. Die Abführung der Einnahmen an die Regierungshauptkaſſe (Kaffe der Minifterial-, 
Militär⸗ und Baukommiſſion) und die Anrechnung der für dieſe geleiſteten Zahlungen finden 
unabhängig von dem monatlichen Bücherabſchluſſe (§ 60) ſtatt. Dabei ſind die Vorſchriften 
der §§ 71 ff. der Geſchäftsanweiſung für die Regierungshauptkaſſen vom 21. Mai 1887 und 
die dazu ergangenen ſpäteren Verfügungen zu beachten. 

2. Die gänzliche Abführung aller Einnahmen iſt unbedingt vor dem Jahresabſchluſſe 
zu bewirken. Sollte die Eichamtskaſſe von den an die Regierungshauptkaſſe abgelieferten 
Überſchüſſen einen Betrag zur Deckung ihrer eigenen Ausgaben zurückzuziehen genötigt fein, 
jo darf dies nur gegen eine von dem Kaſſenkurator nach § 38 Ziff. 1 zu viſierende Quittung 
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geſchehen. Dieſer Betrag iſt dann in dem Ausgabejournal und im Manual als zurück⸗ 


gezogene Ablieferung mit roter Tinte von der Ausgabe abzuſetzen. 


§ 40. 

1. Wertpapiere, welche zur Sicherung von Gebühren oder aus anderen Urſachen 
hinterlegt werden, ſind nicht bei der Eichamtskaſſe, ſondern bei der Regierungshauptkaſſe 
(Kaſſe der Miniſterial⸗, Militär- und Baukommiſſion) zu verwahren. 

2. Gelangen derartige Wertpapiere zunächſt an die Eichamtskaſſe, ſo ſind ſie mit dem 
Nennwert als Aſſervat (§ 41) zu vereinnahmen, aber ſofort an die Regierungshauptkaſſe 
zur Verwahrung weiterzugeben. Bei der Annahme iſt darauf zu achten, daß auch die Er⸗ 
neuerungsſcheine und alle noch nicht fälligen Zinsſcheine eingeliefert werden. Welche Zins⸗ 
ſcheine ſich bei den eingegangenen Wertpapieren befinden, muß in den Kaſſenbüchern bei der 
Buchung erſichtlich gemacht werden. 

8 41. 

1. Einzahlungen, die nicht zu den etatsmäßigen Einnahmen der Eichamiskaſſe ge- 
hören oder wegen fehlender Anweiſungen oder aus anderen Gründen noch nicht endgültig 
gebucht werden können, ſind im Einnahme⸗Journal und im Aſſervaten⸗Manual (§ 22 Ziff. 8) 
als Aſſervate nachzuweſſen. Es gehören zu denſelben auch alle Gelder, geldgleichen Papiere 
oder Werturkunden, die der Eichamtskaſſe zur einſtweiligen Aufbewahrung überwieſen werden. 
Einnahmen, über die noch keine Anweiſungen vorliegen, von welchen aber feſtſteht, welchen 
Fonds ſie angehören, können ſogleich bei dieſen gebucht werden. Sollte im Einzelfalle bis 
zum Jahresſchluſſe die Einnahmeanweiſung für eine bei einem etatsmäßigen Fonds gebuchte 
Einnahme nicht eingehen, ſo iſt der Betrag von der Einnahme abzuſetzen und bei den Affer- 
vaten zu buchen. - 

2. Für die ungeſäumte Aufräumung der Aſſervate hat der Kaſſenführer zu ſorgen und 
deswegen gegebenenfalls dem Eichungsinſpektor Anzeige zu erſtatten. Die Aufräumung iſt 
tunlichſt bis zum Jahresabſchluſſe zu bewirken. 

Was wegen Aufräumung jedes Aſſervats ſeitens der Kaſſe veraulaßt iſt, iſt in der 
Spalte „Bemerkungen“ anzugeben. 

3. Am Schluſſe des Etatsjahrs unerledigt gebliebene Aſſervate dürfen vor dem 
Finalabſchluſſe nicht (durch Verausgabung für das alte und Vereinnahmung für das neue 
Rechnungsjahr) umgebucht werden. Sie ſind vielmehr ſämtlich in die dem Jahresabſchluß 
(§ 62) und der Jahresrechnung ($ 69) beizufügende Aſſervatennachweiſung aufzunehmen 
und demnächſt in die neuen Bücher zu übertragen. 


Abſchnitt Vb. 
Die einzelnen Ausgaben. 


§ 42. 


1. Reine Zahlung darf vom Kaſſenführer geleitet werden, wenn er nicht durch ein 
für allemal erteilte ſchriftliche Anweiſungen oder durch beſondere ſchriftliche Ausgabe— 
anweiſungen dazu ermächtigt worden ift. 

2. Der Empfangsberechtigte ijt durch die die Zahlung anweiſende Stelle von der 
Anweiſung der Kaſſe zur Zahlungsleiſtung zu benachrichtigen. 

Bei Zahlungen für Rechnung der Regierungshauptkaſſen hat die Benachrichtigung 
beſtimmungsmäßig durch die anweiſende Stelle zu erfolgen. Eine Aufforderung zur Ab⸗ 
hebung des Geldes ſeitens der zahlenden Kaſſe erfolgt nur, wenn der Betrag innerhalb 
einer angemeſſenen Friſt nicht erhoben ſein ſollte. 

3. Der Kaſſenführer darf ferner keine Zahlung leiſten, bevor ihm nicht eine ordnungs⸗ 
mäßige Quittung ($ 29) und die ſonſtigen nach allgemeinen oder beſonderen Anordnungen 


erforderlichen Belege eingehändigt ſind. Ausnahmen ſind im Giroverkehre zuläſſig (vergl. 
§§ 15 und 44). 


) a e 
4. Vor der Zahlung ift jede Quittung von dem Kaſſenführer nach Form und Inhalt 


zu prüfen. 

5. Nach erfolgter Zahlung hat der Kaſſenführer die Quittung in der linken unteren 
Ecke mit der Nummer des Journals zu verſehen. Die Benutzung eines Stempels hierzu 
iſt zuläſſig. 


Hinterlegung 
von Wert⸗ 
papieren. f 


Aſſervate. 


Zahlungs- 
ermächtigung 
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Prüſung der 
Ernpfangs⸗ 
berechtigung. 


Art der 
Zahlung. 


Ble 


6. Hat eine Perſon einen Betrag von der Eichamtskaſſe zu erhalten, gleichzeitig aber 
auch einen Betrag an die Eichamtskaſſe einzuzahlen, ſo darf die Abrechnung in den Büchern 
niemals durch Ausgleichung erfolgen, vielmehr ſind beide Beträge einzeln, der eine in Aus⸗ 
gabe, der andere in Einnahme nachzuweiſen und dementſprechend im Ausgabe- und im 
Einnahme⸗Journal beſonders zu buchen. 


§ 43. 

1. In der Regel wird an denjenigen, welcher eine ordnungsmäßig ausgeſtellte 
Quittung vorlegt, Zahlung geleiſtet. 

Der Kaſſenführer iſt jedoch verpflichtet, mit Vorſicht zu verfahren und auf Prüfung 
der Echtheit der Unterſchrift beſondere Sorgfalt zu verwenden. Entſteht bei der Prüfung 
über die Richtigkeit der Unterſchrift oder über ſeinen Auftrag zur Empfangnahme ein 
Zweifel, ſo iſt gegebenenfalls das perſönliche Erſcheinen des Empfangsberechtigten oder die 
Beibringung einer Vollmacht zu verlangen. 

2. Vollmachten zur Empfangnahme von Zahlungen werden, wenn ſie für den be- 
treffenden Fall ausgeſtellt ſind, zu den Belegen genommen. In anderen Fällen genügt es, 
nach Prüfung der vorgelegten Vollmacht die Legitimation des Beauftragten zur Empfang⸗ 
nahme des Betrags auf der Quittung zu beſcheinigen und dabei zu bemerken, weshalb die 
Vollmacht zurückgegeben iſt. Der Kaſſenführer hat dabei auch darauf zu achten, ob der 
erforderliche Stempel zu der Vollmacht verwendet worden iſt, und die Stempelung nötigen- 
falls herbeizuführen. 

3. Wenn bei Zahlungen an Handelsfirmen die Quittung nicht von dem Inhaber der 
Firma, ſondern von dem Vertreter oder dem Prokurazeichner oder dem Handlungs: 
bevollmächtigten ausgeſtellt iſt, bedarf es einer Beſcheinigung der zahlenden Kaſſe, daß ihr 
die Berechtigung des Quittungsausſtellers zur Empfangnahme der Zahlung nachgewieſen 
ſei, nicht. Der Kaſſenführer iſt aber dafür verantwortlich, daß die Zahlung nur an den 
berechtigten Empfänger erfolgt. 


§ 44. 

1. Die Zahlungen ſind, ſofern im Einzelfalle nicht anders beſtimmt wird, an der 
Kaſſe in Empfang zu nehmen. Die Überſendung der Beträge durch die Poſt hat im all⸗ 
gemeinen auf Koſten der Empfangsberechtigten zu geſchehen; die Rechnungsbeträge ſind um 
den Betrag der Poſtgebühr zu kürzen (vergl. § 10). 

2. Sofern die Eichamtskaſſe ein Girokonto bei der Reichsbank (vergl. § 15) beſitzt 
und ein gegenteiliger Antrag nicht geſtellt wird, erfolgen Zahlungen an Empfangsberechtigte, 
welche Girokonto haben, durch Überweiſung mittels roten Schecks auf das Reichsbank⸗ 
girokonto des Empfangsberechtigten oder auf dasjenige des ſein Girokonto führenden, an 
den Reichsbankgiroverkehr angeſchloſſenen Bankinſtituts. Von der ſtattgehabten Überweiſung 
des Betrags iſt der Privatbank unter Namhaftmachung des Empfangsberechtigten Kenntnis 
zu geben und letzterer durch die Kaſſe mit dem Erſuchen um Einſendung einer Quittung 
zu benachrichtigen. Das Porto für dieſe Benachrichtigungen, zu denen Poſtkarten ver⸗ 
wendet werden können, trägt die Staatskaſſe (frei lt. Ablöſung). Vorgängige Beibringung 
115 Quittung ijt nur zu fordern, wenn Bedenken wegen ihres pünktlichen Einganges vor- 
iegen. 

3. In allen anderen Fällen iſt das Geld an auswärtige Empfänger und ebenſo an 
Empfänger im Orte, die es beantragen, nach Eingang der Quittung durch die Poft zu 
ſenden. Zahlungen an öffentliche Kaſſen ſind — ſoweit nicht Überweiſung im Giroweg 
eintritt — nach vorheriger kurzer Benachrichtigung (ſiehe unter Ziff. 5) ohne weiteres ab- 
zuſenden und bis zum Eingange der Quittung, ſofern ſolche erforderlich iſt, durch den Poſt⸗ 
ſchein zu belegen. j 

Bei Zahlungen an Privatempfangsberechtigte wie an öffentliche Kaffen bis zum Be- 
trage von 800 M einſchließlich durch Poſtanweiſung genügt der Poſtſchein als gültiger 
Rechnungsbelag. 

4. Die Verpackung abzuſendender Gelder, geldwerter Papiere oder ſonſtiger Wert⸗ 
gegenſtände iſt vom Kaſſenführer zweckmäßig in Gegenwart eines Zeugen zu bewirken. 

5. Damit die Beteiligten im Falle der Verzögerung oder des Verluſtes der Sendung 
ihre Anſprüche rechtzeitig geltend machen können, iſt der Empfangsberechtigte von der 
erfolgten Abſendung ſtets durch ein beſonderes kurzes Schreiben in Kenntnis zu ſetzen. 
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§ 45. 

Erſtattungen von Auslagen der Beamten des Eichamts und anderer Perſonen dürfen 
nur auf Grund der dem Forderungsnachweiſe beizufügenden quittierten Rechnungen der 
Lieferanten oder ſonſtigen eigentlichen Empfangsberechtigten erfolgen. Ausnahmen hiervon 
können nur dann zugelaſſen werden, wenn es ſich um den Ankauf von Bedürfniſſen gering⸗ 
fügiger Art handelt. In dergleichen Fällen iſt jedoch in dem Forderungsnachweis oder 
in e Anweiſung der Grund für das Fehlen der Quittung des Empfangsberechtigten an- 
zugeben. 

An Beamte des Eichamts darf der Kaſſenführer Gelder zum Ankauf irgend welcher 
Gegenſtände für das Amt oder zur Bezahlung von Rechnungen nicht zahlen. 


§ 46. 

Die Ausgaben ſind an den Fälligkeitsterminen pünktlich zu leiſten. Vorher dürfen 
angewieſene Beträge weder ganz noch teilweiſe gezahlt werden. Es iſt auch darauf hinzu⸗ 
wirken, daß die von der Eichamtskaſſe zu zahlenden Beträge pünktlich abgehoben werden, 
ſo daß alle Forderungen an die Kaſſe für das laufende Etatsjahr vor dem Jahresabſchluſſe 
beglichen ſind. Wenn Erinnerungen an die Empfangsberechtigten ohne Erfolg bleiben, ſo 
iſt dem Eichungsinſpektor davon Anzeige zu machen, der das Weitere zu veranlaſſen hat. 
Am Jahresſchluß ſind ſolche Beträge in Reſt zu ſtellen. 


§ 47. 


1. Eine Verdeckung von Etatsüberſchreitungen durch Behandlung der Beträge als 
Ausgabereſte iſt unſtatthaft. 

2. Eine Reſtausgabe für das Vorjahr liegt dann vor, und die Übertragung des zu 
ihrer Deckung vorausſichtlich erforderlichen Betrags in das folgende Etatsjahr (§ 43 des 
Geſetzes über den Staatshaushalt) iſt mithin nur dann zuläſſig, wenn die Forderung des 
Gläubigers innerhalb des Vorjahrs oder nachträglich zahlbar am 1. April des folgenden 
Jahres fällig geworden ift (Staatsmin.Beſchl. vom 17. Februar 1889, M. Bl. f. d. i. V. 
S. 37), bis zum Jahresabſchluß aber nicht hat beglichen werden können. Alle ſonſtigen 
im Laufe des Etatsjahrs unverwendet gebliebenen Beträge ſind ohne weitere Anweiſung 
im SEET bei den einzelnen Ausgabepoſitionen und Titeln als erſpart in Abgang 
zu ſtellen. 

3. Kommen ſpäter noch Ausgaben aus der Vorzeit vor, ſo ſind ſie aus den etats— 
mäßigen Ausgabefonds des laufenden Etatsjahrs zu beſtreiten. 


§ 48. 

1. Aus den zu perſönlichen Ausgaben beſtimmten Etatstiteln dürfen Zahlungen nur 
auf Anweiſung des Eichungsinſpektors geleiſtet werden. Bei Zahlungen an den Eichungs— 
inſpektor bedarf es der Ermächtigung durch den Miniſter für Handel und Gewerbe oder 
des zuſtändigen Oberpräſidenten. 

Beſondere in den Anweiſungen gegebene Anordnungen ſind genau zu beachten und 
im Manual zu vermerken. Soweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt, ſind die angewieſenen 
laufenden Beträge ſolange zu zahlen, bis eine andere Beſtimmung ergeht. Ergeben ſich 
Bedenken, ſo iſt die Entſcheidung des Eichungsinſpektors einzuholen. 

2. Dem Eichungsinſpektor iſt ſofort Anzeige zu erſtatten, wenn das Dienſteinkommen 
eines Beamten gepfändet wird oder der Eichamtskaſſe die Anzeige vom Bevorſtehen einer 
ſolchen Pfändung zugeht. Der Kaſſenführer hat bis auf weitere Anweiſung die Zahlung 
einzuſtellen ſowie die Pfändung neben der Beſoldung im Manual zu vermerken und fie 
bei Verſetzung des Betreffenden an ein anderes Eichamt deſſen Kaſſe ohne weiteres mit⸗ 
zuteilen. 8 

3. Etatsmäßig angeſtellte Beamte erhalten ihr Einkommen vierteljährlich im voraus. 
Diätariſche Beſoldungen ſind monatlich im voraus, alle anderen perſönlichen Zahlungen, 
insbeſondere auch Zulagen, die als Vergütung für widerruflich übertragene Nebenämter 
oder als Erſatz für bare Auslagen gewährt werden, in monatlichen Teilbeträgen nach⸗ 
träglich zu zahlen. | 

4. Wenn der Fälligkeitstag ein Sonntag oder Feittag ift, darf die Zahlung der im 
voraus zahlbaren Dienſtbezüge der Beamten ſchon am letztvorhergehenden Werktag er⸗ 
folgen. Die am Monats⸗ oder Vierteljahresende fällig werdenden Dienſtbezüge der Be⸗ 
amten find allgemein, ſobald der letzte Tag des Monats auf einen Sonn- oder Feſttag 
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fällt, ſchon am vorhergehenden Tage, und falls diejer auch ein Feſttag ift, bereits am 
drittletzten Tage des Monats zu zahlen. Von der verfrühten Zahlung iſt ausnahmsweiſe 
abzuſehen, wenn ein Verluſt für die Staatskaſſe zu befürchten iſt. 

5. Unter jeder Beſoldungspoſition ſind im Etat wie im Manual ſämtliche Bezüge 
zu verzeichnen, welche der Beamte außer dem Gehalt an Wohnungsgeldzuſchuß oder Dienſt⸗ 
wohnung, Feuerung und dergleichen aus Eichamtsfonds oder für Nebenämter aus anderen 
ſtaatlichen oder öffentlichen Fonds etwa erhält. Bei Veränderungen im Beſoldungstitel iſt 
in den Manualen und Rechnungen bei den betreffenden Poſitionen zu vermerken, von 
welchem Zeitpunkt ab und auf welchen Jahresbetrag das Gehalt ſich geändert hat. Auch 
ſind die Miniſterialerlaſſe bezw. Verfügungen des Eichungsinſpektors, durch welche die Ver⸗ 
änderungen angeordnet ſind, zu bezeichnen. 


8 49. 
Die Bewilligung der Dienſtalterszulagen erfolgt 


a) für den Eichungsinſpektor durch den Miniſter für Handel und Gewerbe, 
b) für die übrigen Beamten des Eichamts durch den Eichungsinſpektor. 


Im Manual und in der Rechnung iſt bei den einzelnen Gehältern der Zeitpunkt, 
von welchem ab das Beſoldungsdienſtalter rechnet, ſowie der Zeitpunkt der nächſten Dienſt⸗ 
alterszulage zu bemerken. 


§ 50. 


i 1. Wird eine Beamtenſtelle mit einem nach Dienſtaltersſtufen aufſteigenden Gehalt 

oder diätariſcher Beſoldung endgültig erledigt, ſo bleibt nur das Mindeſtgehalt oder der 
Mindeſtdiätenſatz der Stelle verfügbar. Nur dieſe Beträge können gegebenenfalls nebit 
dem Wohnungsgeldzuſchuß zu den Koſten der auftragsweiſe wahrzunehmenden Verwaltung 
der Stelle verwendet werden. 

2. Die endgültige Erledigung einer Stelle tritt mit dem Ablaufe des Gnadenviertel⸗ 
jahrs oder gegebenenfalls mit dem Tage des Ausſcheidens des Beamten ein. Findet 
nur eine zeitweilige Erledigung der Stelle ſtatt, z. B. im Falle der Beurlaubung zu 
anderweitiger Beſchäftigung oder der Amtsſuspenſion, fo bleibt der gerade vorhandene Be— 
ſoldungs⸗ uſw. Betrag bis auf weiteres für die Anſtellungsbehörde verfügbar. 


§ 51. 

1. Stirbt ein Beamter, ſo hat der Eichungsinſpektor dies ſogleich dem Miniſter für 
Handel und Gewerbe anzuzeigen. In dem Bericht iſt anzugeben, ob Hinterbliebene vor- 
handen ſind, und ob dieſe Anſpruch auf das Gnadenvierteljahr und auf Witwen- und 
Waiſengeld haben.“) 

Die Verhandlungen über die Anweiſung der Gnadenbezüge find als Eilſachen zu be- 
handeln. Die Witwe iſt darauf aufmerkſam zu machen, daß ihr die Gnadenbezüge nach 
Beibringung der Sterbeurkunde ſofort gezahlt werden.“) 

2. Die Gnadenbezüge für Hinterbliebene verſtorbener Beamten ſind bei denſelben 
Fonds zu verausgaben, aus welchen die Dienſteinkünfte zu zahlen waren. Zu ihrer 
Deckung ſind nur die im Etat für das Etatsjahr vorgeſehenen Mittel verfügbar. Müſſen 
Gnadenbezüge ganz oder zum Teil für eine in das folgende Etatsjahr fallende Zeit ge- 
zahlt werden, ſo ſind ſie mit dem entſprechenden Betrag in der Rechnung für das folgende 
Etatsjahr nachzuweiſen (vergl. auch § 28 Abſchnitt b Ziffer 38 und 39). 


§ 52. 


1. Die eingezogenen Beträge (vergl. § 34) find in gewiſſen Zeitabſchnitten oder an 
beſtimmten Monatstagen an die empfangsberechtigten Beamten zur Auszahlung zu bringen. 


der technischen Inwiefern hiervon im Einzelfall Ausnahmen zuzulaſſen ſind, bleibt der Entſcheidung des 


Eichbeamten. 


Eichungsinſpektors überlaſſen. Es ift jedoch entſprechend dem Etatsvermerke bei Kapitel 68 
Titel 6f der Ausgabe darauf zu achten, daß die Ausgaben für die einzelnen Beamten in 
keinem Falle die nachgewieſenen Einnahmen überſteigen. Der Nachweis der Einnahmen 


) Zu vergl. Erlaß des Finanzminiſters und des Miniſters des Innern vom 11. April 1908, Erlaß 
des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 12. Mai 1908 (HMV. S. 198). 
*) Die ſtandesamtlichen Regiſterauszüge in Angelegenheiten der Hinterbliebeneufürſorge werden auf 
Antrag in abgekürzter Form koſtenfrei ausgeſtellt, worauf die Hinterbliebenen aufmerkſam zu machen find. 
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und Ausgaben im Manual iſt daher derart zu führen, daß die Beachtung diefer Vorſchrift 
jederzeit feſtgeſtellt werden kann; zu dieſem Zwecke iſt im Manual für jeden Beamten ein 
beſonderer Abſchnitt anzulegen. 

2. Wegen der weiteren Einnahmen vergl. § 34. Beträge dieſer Art können ſofort 
zur Auszahlung gebracht werden. 


§ 53. 


1. Zur Beſtreitung dieſer Ausgaben können den Kaſſenführern oder ſonſtigen Be⸗ an 
auten der Eichämter eiferne Vorſchüſſe (§ 58) gewährt werden, aus denen die Zahlungen Las und 
zunächſt beſtritten werden können. Ihre Wiedereinziehung erfolgt nach den Vorſchriften Sec 
des § 35. it 1b Re ya — 

2. In gewiſſen Zeitabſchnitten, regelmäßig aber am Ende eines Vierteljahrs, find toften a dergl. 
dieſe Auslagen gegen Ablieferung etwaiger Belege von der Eichamtskaſſe auf Anweiſung zu 
erſtatten. Belege dieſer Art find den Anweiſungen nicht beizufügen, ſondern nach der Vor- 
ſchrift im § 28 Abſchnitt b Ziffer 21 zu vernichten. 

3. Der Nachweis der Ausgabe im Manual erfolgt bei der jedesmaligen Anweiſung. 


§ 54. 

1. Bei Dienſtgeſchäften am Dienſtwohnorte des Beamten und in geringerer Ent— DT, 
fernung als 2 km von demfelben, fofern fie mehr als 5 Stunden in Anspruch nehmen, e 
erhalten die Eichmeiſter und Eichmeiſtergehilfen einen Dienſtaufwandszuſchuß von täglich 2 M. 

2. Auf den Zeitaufwand kommt in Anrechnung die Zeit, die der Weg von der Amts— 
ſtelle des Beamten aus und bis zu dieſer zurück in Anſpruch nimmt. Ferner werden an- 
gerechnet Unterbrechungen des Betriebs, z. B. durch Mittagspauſe, wenn die Dauer ſolcher 
eine ordnungsmäßige Aufnahme der Arbeit an der Amtsſtelle bezw. an einer anderen 
Eichſtelle oder die regelmäßige Einnahme des Mittageſſens im Haushalte des Beamten 
nicht ermöglicht. Aus ähnlichen Gründen kommt auch der Zeitaufwand zur Anrechnung, 
welcher beim Wechſel der auswärtigen Arbeitsſtelle erforderlich wird. 

3. In der Regel werden die fälligen Dienſtaufwandszuſchüſſe einmal im Monat zur 
Anweiſung zu bringen ſein. Die Einzelheiten hierüber bleiben dem Eichungsinſpektor über⸗ 
laffen. Nach feiner Beſtimmung haben die Beamten entſprechende Forderungsnachweiſe 
einzureichen, durch deren Vollziehung ſie die Verantwortung für die Richtigkeit der ge⸗ 
machten Angaben übernehmen. 

Beginn und Beendigung des Dienſtgeſchäfts ſind in den Forderungsnachweiſen unter 
näherer Bezeichnung der einzelnen Dienſtverrichtungen und Pauſen, die mit in Anrechnung 
kommen, anzugeben. 

4. Der Dienſtaufwandszuſchuß kann an einem Tage nur einmal in Rechnung ge- 
ſtellt werden. 

5. Die Dienſtaufwandszuſchüſſe find auf den Fonds Kap. 68 Tit. 15 Poſ. e an- 
zuweiſen. 

§ 55. 

1. Alle für Rechnung eines Eichamts angekauften Gegenſtände müſſen im Inventarien— Snwentar- und 
buch und in der Materialiennachweiſung, die nach den Vorſchriften der Anweiſung vom . 
29. Mai 1894 zu führen iſt, eingetragen werden. Von der Führung dieſer Bücher kann . 
der Eichungsinſpektor den Kaſſenführer entbinden und hiermit einen anderen Beamten des ab 
Eichamts beauftragen. En 

2. Auf den Rechnungen über Anſchaffung, weſentliche Veränderung oder Ausbeſſerung 
von Juventarienſtücken muß vermerkt fein, wo letztere im Juventarienbuch eingetragen ſind. 

3. Hilfsapparate, Ultenſilien oder Werkzeuge, welche als Erſatz unbrauchbar gewordener 
Gegenſtände beſchafft ſind, müſſen gleichfalls inventariſiert werden. Auf den Rechnungen 
iſt in ſolchen Fällen neben der Eintragungsnotiz zu vermerken, daß die abgängigen Sachen 
im Inventar abgeſetzt ſind, und was mit ihnen ſonſt geſchehen iſt. 

4. Zeitungen und die nur zum geſchäftlichen Gebrauche für gewiſſe Zeitabſchnitte 
der Gegenwart beſtimmten Druckwerke, z. B. Adreßbücher, brauchen nicht inventariſiert zu 
werden. 


§ 56. 


1. Die Invaliden und Krankenverſicherungsbeiträge — vergl. auch § 37 — find Sedaliden. und 
mit den Löhnen zuſammen bei den Lohnfonds zu verrechnen. Werden etatsmäßige Stellen ſicherungsbei⸗ 
aushilfsweiſe von im Arbeitsverhältnis ſtehenden Perſonen verwaltet und deren Löhne aus e 
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Beſoldungserſparniſſen gedeckt, ſo ſind die etwaigen Verſicherungsbeiträge bei den Be⸗ 
ſoldungsfonds mit zu verrechnen. 

In den der Kaſſe zuzuſtellenden Lohnrechnungen ſind die einzubehaltenden und die 
dem Staate zur Laſt fallenden Verſicherungsbeiträge anzugeben. Die Lohnbeträge (bar und 
durch Anrechnung gezahlter Betrag) und die ſtaatlichen Verſicherungsbeiträge ſind in den 
Kaſſenbüchern und Rechnungen in ungetrennter Summe als Ausgabe nachzuweiſen (vergl. 


ie zur Entrichtung der Beiträge für die Invalidenverſicherung erforderlichen 
Marken ſind von der Eichamtskaſſe ohne weitere Anweiſung nach Bedarf anzukaufen und 
bis zur Verwendung unter den Barbeſtänden der Kaſſe nachzuweiſen. Der Kaſſenführer iſt 
dafür verantwortlich, daß die Abzüge für die Invalidenverſicherung einbehalten und die 
erforderlichen Beitragsmarken (Beiträge des Lohnempfängers und des Staates zuſammen⸗ 
gerechnet) verwendet und vorſchriftsmäßig entwertet werden. Ein Markenkontobuch iſt nicht 
zu führen. 

3. Die „Unterſtützungen auf Grund der nach 2a des Krankenverſicherungsgeſetzes er⸗ 
weiterten Krankenfürſorge“ ſind ebenfalls bei denjenigen Fonds zu verrechnen, aus denen 
die verſicherten Perſonen ihren Lohn beziehen, jedoch unter einem beſonderen Abſchnitte, 
der in der im Eingange dieſes Abſatzes mit „— “ gekennzeichneten Weile zu bezeichnen ift. 


8 57. 


1. Vorſchüſſe ſind Zahlungen, die vom Empfänger oder von derjenigen Stelle, für 
deren Rechnung fie geleiſtet werden, {pater wiedererſtattet werden müſſen oder welche dem- 
nächſt bei einem etatsmäßigen Fonds endgültig verrechnet werden. 

2. Von keinem Kaſſenführer dürfen Vorſchüſſe ohne Ermächtigung des Eichungs⸗ 
inſpektors geleiftet werden. Auch zu Gehalts- oder Remunerationsvorſchüſſen an Beamte 
des Eichamts, die nur ausnahmsweiſe in beſonders begründeten Fällen nach den beſtehenden 
Vorſchriften zuläſſig ſind, iſt dieſe Genehmigung unbedingt erforderlich. 

Zu Vorſchußzahlungen an den Eichungsinſpektor bedarf es, falls ein Bedürfnis hierzu 
vorliegen ſollte, der Genehmigung des Oberpräſidenten — für Berlin des Miniſters für 
Handel und Gewerbe. 

3. Vorſchüſſe ſind in das Kaſſenjournal und in das Vorſchußmanual (§ 22 Ziff. 8) 
einzutragen. Da jeder Vorſchuß entweder bar oder durch Anxechnung auf die ſpäter er— 
folgende endgültige Zahlung erſtattet werden muß, ſo iſt dieſe Erſtattung auch im Einnahme— 
journal als Einnahme, durch welche die Tilgung des Vorſchuſſes nachgewieſen wird, zu 
buchen. Im Manual iſt die Einnahme der betreffenden Ausgabe gegenüber zu buchen. 

4. Vorſchüſſe ſind in der Regel noch in dem Etatsjahr, in welchem ſie gezahlt ſind, 
zu erſtatten oder endgültig zu verrechnen. 

5. Am Schluſſe des Etatsjahrs nicht gedeckte Vorſchüſſe dürfen nicht vor dem 
Jahresabſchluſſe durch Vereinnahmung für das alte und Verausgabung für das neue Etats⸗ 
jahr umgebucht werden. Sie find vielmehr ſämtlich in die dem Jahresabſchluß (§ 62) 
und der Jahresrechnung (§ 69) beizufügende Vorſchußnachweiſung aufzunehmen und dem- 
nächſt in die neuen Bücher zu übertragen. In Spalte „Bemerkungen“ dieſer Nachweiſung 
iſt anzugeben, was wegen der Wiedereinziehung der Vorſchüſſe veranlaßt iſt. 

6. Abſchlagszahlungen auf Rechnungsbeträge für Arbeiten und Lieferungen ſind nicht 
als Vorſchüſſe, fondern ſogleich bei der betreffenden Etatspoſition endgültig in Ausgabe 
nachzuweiſen. 


§ 58. 

1. Soweit es nach Lage der örtlichen Verhältniſſe zweckmäßig erſcheint, die Zahlung 
von Porto-, Fracht: und ähnlichen kleinen Ausgaben einem andern Beamten des Eichamts 
zu übertragen, kann dieſem auf Auweiſung des Eichungsinſpektors ein eiſerner Vorſchuß 
aus der Eichamtskaſſe gegeben werden. Solcher ift von der Eichamtskaſſe bei den Bor- 
ſchüſſen (§ 57) unter beſonderem Abſchnitte zu buchen. 

2. Die aus einem eiſernen Vorſchuß geleiſteten Zahlungen werden dem Beamten nach 
Bedarf gegen Ablieferung der Belege, die für jeden Fonds in einem beſonderen Verzeich⸗ 
niſſe zuſammenzuſtellen find, von der Eichamtskaſſe jedesmal auf beſondere Anweiſung 
erſtattet. Beim Jahresabſchluſſe müſſen alle für das Etatsjahr geleiſteten Zahlungen zur 
Anrechnung gebracht fein; auch iſt der eiferne Vorſchuß für das abgelaufene Jahr im Ein- 
nahmejournal wieder zu vereinnahmen und gleichzeitig für das neue Etatsjahr als ſolcher 
erneut zu verausgaben. 
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Abſchnitt VI. 
Kaſſenabſchlüſſe und Kaſſenreviſionen. 


§ 59. 

1. Wegen des Tagesabſchluſſes vergl. § 25. 

2. Monatlich am letzten Werktag oder mit Rückſicht auf die etwa an dieſem Tage 
ſtattfindende ordentliche Kaſſenreviſion nach Ermeſſen des Eichungsinſpektors ſchon am Nach⸗ 
mittage des vorletzten Werktags des Monats ſind ſämtliche Journale abzuſchließen. Die 
Ergebniſſe dieſes Abſchluſſes in Einnahme und in Ausgabe werden den ſich am Schluſſe 
des nächſten Monats ergebenden Summen hinzugewieſen, jo daß am Monatsabſchluſſe nicht 
allein die betreffende Monatsſumme, ſondern auch die Summen für ſämtliche abgelaufene 
Monate des Etatsjahrs erſichtlich find. Hinter letzteren dürfen Zu oder Abſetzungen nicht 
erfolgen. Außerdem ſind die Journale bei der außerordentlichen Kaſſenreviſion und da, 
wo die ordentliche Kaſſenreviſion nicht am letzten Werktage des Monats, ſondern an einem 
anderen Tage ſtattfindet, auch zum Zwecke der letzteren abzuſchließen. 

3. Die Manuale ſind, ſofern nicht hierfür beſondere Anordnungen getroffen ſind, 
vierteljährlich abzuſchließen. 

Die Hebeliſte (§ 23) iſt ebenfalls vierteljährlich abzuſchließen. 

4. Die Kaſſenbücher des abgelaufenen Jahres ſind bis zum letzten Werktage des 
Monats April des neuen Etatsjahrs offen zu halten, um möglichſt noch alle das ab— 
gelaufene Etatsjahr betreffenden Einnahmen und Ausgaben, ſoweit es vorher nicht angängig 
war, zur Verrechnung bringen zu können und auf dieſe Weiſe die Übernahme von Reſten 
zu vermeiden. Zu dieſem Zwecke ift möglichſt auch die zwangsweiſe Beitreibung rüd- 
ſtändiger Einnahmen (§ 30) vor dent Jahresabſchluſſe zu Ende zu führen. 

5. Am letzten Werktage des Monats April des neuen Etatsjahrs erfolgt der end- 
gültige und vollſtändige Abſchluß ſämtlicher Bücher des alten Etatsjahrs. Zu dieſem 
Zwecke find Journale und Manuale abzuſchließen und im Manual die Zugänge und Ab⸗ 
gänge gegenüber dem Soll, das ſich danach ergebende wirkliche Soll, die Iſt⸗Einnahme 
und Iſt⸗Ausgabe ſowie die dem wirklichen Soll gegenüber verbliebenen Reſte nach dem 
Ergebniſſe des Etatsjahrs bei den einzelnen Poſitionen und Titeln feſtzuſtellen. Jeder 
Titel iſt in dieſer Weiſe für ſich abzuſchließen; am Schluſſe ſind gegebenenfalls die ſich 
ergebenden Bu- und Abgänge gegeneinander auszugleichen, jo daß der Unterſchiedsbetrag 
entweder in der Spalte Zugang oder Abgang erſichtlich wird. 

6. Die einzelnen Geſamtſummen ſind in der aus dem Etat ſich ergebenden Weiſe zu 
Titelgruppen⸗, Kapitel⸗ uſw. Summen zuſammenzuziehen. 

7. Nach dem Abſchluſſe der Bücher und der Aufſtellung des Jahresabſchluſſes dürfen 
Eintragungen und Anderungen in den Büchern nicht mehr vorgenommen werden. Es 
müſſen daher vorgekommene Abweichungen bis zum Jahresabſchluſſe vollſtändig beſeitigt 
ſein und die etwa nachher ſich ergebenden Abweichungen in dem nächſten Jahre ordnungs⸗ 
mäßig zur Ausgleichung gebracht werden. Indes ſind kurze Vermerke über vorgekommene 
Fehler, die in der Rechnung des neuen Jahres ausgeglichen werden, gehörigenorts geſtattet. 

8. Die bei dem Jahresabſchluſſe verbliebenen Beſtände an Aſſervaten (§ 41) und 
Vorſchüſſen (§ 57) find nach erfolgtem Bücherabſchluſſe ſofort in die Kaſſenbücher für das 
neue Etatsjahr zu übertragen. Dabei iſt in den Büchern des abgelaufenen Etatsjahrs 
auf die betreffende Nummer des Journals und die Seite des Manuals für das neue 
Etatsjahr und umgekehrt zu verweiſen. 


§ 60. 

1. Am letzten Werktage jedes Monats iſt auf Grund des abgeſchloſſenen Einnahme⸗ 
und Ausgabe⸗Journals (vergl. § 59) nach beifolgendem Muſter, das von der Regierungs⸗ 
hauptkaſſe (Kaſſe der Miniſterial⸗, Militär- und Baukommiſſion) geliefert wird, ein Monats- 
abſchluß anzufertigen, von dem eine Ausfertigung in der Regel am Tage des Abſchluſſes, 
ſpäteſtens aber an dem folgenden Tage an die zuſtändige Regierungshauptkaſſe (§ 1) ein⸗ 
uſenden iſt. 
am at Sehe Trennung der in dieſem Formulare vorgeſehenen Titel- und bezw. 
Kapitelſummen iſt beſonders zu achten. Gei 

2. Am letzten Werktage des Monats April find getrennte Abſchlüſſe für die beiden 
in Betracht kommenden Etatsjahre anzufertigen und einzusenden. 
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§ 61. 

1. Jedesmal am Ende eines Vierteljahrs (§ 19) find beſondere Vierteljahrsabſchlüſſe 
nach dem anliegenden Muſter anzufertigen und dem Eichungsinſpektor ſogleich vorzulegen. 

Die Vierteljahrsabſchlüſſe umfaſſen den Zeitraum vom Anfange des Etatsjahrs bis 
zum Schluſſe des Vierteljahrs, für das ſie aufgeſtellt werden. 

Die Anfertigung der Vierteljahrsabſchlüſſe geſchieht nach den Büchern der Eichamts— 
kaſſe, und es müſſen in ihnen Soll, Iſt und Reſt an Einnahmen und Ausgaben ent- 
halten ſein. 

2. Die Zu- und Abgänge find in dem Abſchluſſe kurz zu erläutern und dabei die 
Miniſterialerlaſſe, durch welche die Veränderungen genehmigt oder angeordnet worden ſind, 
nach Datum und Journalnummer genau zu bezeichnen. Sofern nicht etwa anderes an— 
geordnet iſt, ſind die Ausgaben bei dem Beſoldungstitel und dem Fonds „Remunerierung 
des nicht feſt angeſtellten Perſonals bei den Eichämtern“ für die einzelnen Etatspoſitionen 
im Abſchluſſe ſummariſch aufzuführen. Abweichungen gegen den Etat ſind am Rande unter 
„Bemerkungen“ oder bei Raummangel in beſonderer Anlage, wie oben angeordnet, zu er- 
läutern. Die Ausgabe bei dem Titel „Wohnungsgeldzuſchüſſe“ iſt im Abſchluß in einer 
Summe aufzuführen und nötigenfalls zu erläutern. 

3. Weitere Bemerkungen werden unterbleiben können, da die näheren Ausweiſe über 
die Einnahmen und Ausgaben bei der Rechnungslegung (§§ 65 ff.) zu erbringen find. 

4. Für das 3. Vierteljahr ſind dem Eichungsinſpektor zwei Ausfertigungen des 
Vierteljahrsabſchluſſes einzureichen, von denen eine für den Miniſter für Handel und Ge— 
werbe beſtimmt iſt. 

5. Die vierteljährlichen Abſchlüſſe bedürfen der vorgeſchriebenen Beſcheinigung durch 
die zuſtändige Regierungshauptkaſſe (Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe und 
des Finanzminiſters vom 7. Januar 1907, IIa. 4383 M. f. H. I. 21972 FM.). 

6. Außerdem find der Regierungshauptkaſſe vierteljährlich ſofort nach erfolgtem Mb- 
ſchluſſe Deklarationen gemäß' § 71 der Geſchäftsanweiſung für die Regierungshauptkaſſen 
vom 21. Mai 1887 nach anliegendem Muſter einzureichen. 


§ 62. 

1. Beim Jahresabſchluſſe ſind ſämtliche Kaſſenbücher in allen Teilen abzuſchließen. 
Auf der Grundlage dieſes Abſchluſſes ift der Jahresabſchluß in der für die Vierteljahrs- 
abſchlüſſe (§ 61) vorgeſchriebenen Form aufzuſtellen und mit den angeordneten beſonderen 
Überſichten und Nachweiſungen ſpäteſtens bis zum 3. Mai in zweifacher Ausfertigung dem 
Eichungsinſpektor vorzulegen. Die zweite Ausfertigung iſt dem Miniſter für Handel und 
Gewerbe einzureichen. 

2. In den Jahresabſchlüſſen haben die Kaſſen in der Spalte „Bemerkungen“ bei 
dem betreffenden Einnahmetitel in einer Summe diejenigen Beträge anzugeben, welche — 
abgeſehen von Defekten — als der Staatskaſſe zuſtehend rechnungsmäßig zum Soll geſtellt 
waren, demnächſt aber als uneinziehbar oder erlaſſen uſw. nicht zur Einziehung gelangt 
und in Abgang geſtellt oder, nachdem ſie bereits vereinnahmt waren, wieder zurückerſtattet 
und bon der Iſteinnahme wieder abgeſetzt worden find. Nicht zur Einziehung gelangte 
Beträge an Kaſſendefekten ſind in dieſem Abſchluß bei demjenigen Einnahmetitel, bei welchem 
ſie zum Soll geſtellt waren, in der Spalte „Bemerkungen“ beſonders anzugeben. 

3. Der Jahresabſchluß bedarf der Beſcheinigung durch die zuftändige Regierungs⸗ 
hauptkaſſe (vergl. § 61 Ziff. 5). 

4. Der Jahresabſchluß bildet die Grundlage der Jahresrechnung (§ 65) und darf, 
abgeſehen von etwaigen förmlichen Mängeln, niemals nachträglich geändert werden 
(§ 59 Ziff. 7). 

§ 63. 

1. Die Eichamtskaſſe iſt regelmäßig allmonatlich an dem ein für allemal feſtgeſetzten 
Tage von dem Kaſſenkurator auf Grund der vorgelegten Abſchlüſſe (§ 59 ff.) zu Ee 

2. Der Kaſſenführer hat hierzu die Kaſſenbücher vorſchriftsmäßig (§ 59) abzuſchließen 
und den vorhandenen Kaſſenbeſtand nach den einzelnen Geldſorten in einer Beſtandsnach⸗ 
weiſung nachzuweiſen. Die Kaſſenbücher müſſen vorher von dem Kalkulaturbeamten 
rechneriſch geprüft und beſcheinigt ſein. 

3. Der Kaſſenreviſion jind die Kaſſenjournale zugrunde zu legen. Die Belege ſind 
bei der Reviſion für den Reviſionsmonat in der Reihenfolge vorzulegen, wie die Einnahmen 
und Ausgaben in den Journalen aufgeführt ſind. 


4. Die Übertragungen aus Spalte 9 der Hebelifte in das Cinnahmejournal find gu 
prüfen und die Eintragungen in Spalte 4 bis 8 der Hebeliſte mit den Angaben in den 
Blockzetteln (§ 32 Abſchnitt b—e) zu vergleichen. 

Die Hebeliſte iſt gelegentlich der Kaſſenreviſion von einem an der Kaſſenverwaltung 
nicht beteiligten Beamten hinſichtlich ihrer rechneriſchen Richtigkeit zu beſcheinigen. Dieſe 
Beſcheinigung muß lauten „Nach den geprüften Blockzetteln und rechneriſch richtig.“ 

5. Ferner hat der Reviſor jede weitere Eintragung mit den Belegen, dem Poſteinnahmebuch 
und den ſonſtigen vorgeſchriebenen Einnahmekontrollen zu vergleichen, alle Einnahme- und 
Ausgabebelege eingehend zu prüfen und ſich alsdann den Barbeſtand nach dem vom Kaſſen⸗ 
führer aufgeſtellten Sortenzettel vorlegen zu laſſen. 

Werden bei Belegen Fehler bemerkt, jo ift dies in der Reviſionsverhandlung (f. unten, 
Ziffer 14) zu vermerken und wegen ihrer Beſeitigung das Nötige zu veranlaſſen. 

6. Der Reviſor hat ſich ferner in geeigneter Weiſe — mindeſtens durch probeweiſe 
Vergleichung einzelner Belege mit dem Manual — von der ordnungsmäßigen Führung des 
Manuals ſowie von der Übereinſtimmung des Journals mit dem Manual zu überzeugen 
und überhaupt zu prüfen, ob alle über das Kaffen- und Rechnungsweſen beſtehenden Vor- 
ſchriften genau befolgt worden ſind. 

7. Da die Rechnungsbelege des dem Kaſſenreviſionsmonate voraufgegangenen Monats 
alsbald nach dem Monatsſchluß in der Reihenfolge geordnet werden ſollen, wie ſie der 
Kaſſenrechnung beizufügen ſind (d. h. innerhalb der einzelnen Abteilungen der Rechnung 
bezw. des Manuals nach der laufenden Nummer gelegt), ſo hat der Reviſor auch feſtzu⸗ 
ſtellen, ob dies geſchehen iſt. Im übrigen bleibt es ihm überlaſſen, in welcher Weiſe er 
ſich ſonſt noch die Überzeugung von der Richtigkeit der feiner Prüfung unterſtellen Kaffen- 
und Rechnungsführung verſchaffen will. 

8. Bei jeder Reviſion iſt auch zu prüfen, ob früher vorgefundene Mängel und 
Erinnerungen behoben und befolgt worden ſind; in der Reviſionsverhandlung iſt über das 
Ergebnis zu berichten. 

9. Sollten Belege vor der Kaſſenreviſion haben verwandt werden müſſen, jo gilt das 
im 8 67 Ziff. 5 darüber Geſagte. 

10. Gelder oder geldwerte Papiere, die ſich in der Kaſſe bei der Reviſion finden 
ſollten, ohne gebucht zu ſein, ſind in Einnahme zu buchen. 

11. Steht die Eichamtskaſſe im Giroverkehre mit der Reichsbank, ſo iſt das Konto⸗ 
gegenbuch der letzeren durchzuſehen, mit dem Scheckbuche zu vergleichen und zu prüfen, ob 
die Ausgaben nicht etwa doppelt gebucht und einmal mit dem Kontogegenbuch und als— 
dann mit der Quittung belegt ſind. 

12. Außerdem iſt feſtzuſtellen, ob alle der Kaſſe unmittelbar oder durch Poſt⸗ 
anweiſungen überwieſenen und im Kontogegenbuche gutgeſchriebenen Geldbeträge richtig und 
rechtzeitig in das Einnahmejournal eingetragen worden ſind. 

13. Von dem Kaſſenführer ift eine in die Verhandlung über die Reviſion aufgu- 
nehmende Erklärung dahin abzugeben, 


welche Kaſſen ihm ſonſt noch zur Verwaltung übertragen ſind, daß er andere 
ihm amtlich anvertraute Gelder als die vorgelegten nicht hinter ſich habe und 
daß unter dem vorgewieſenen Barbeſtande der Kaſſe nicht gehörige Gelder ſich 
nicht befinden. 


Am Schluſſe des Reviſionsgeſchäfts hat der Reviſor die Journale wie den Monats⸗ 
abſchluß mit dem Befundzeugnis — ſiehe Anhang Muſter 14 Anmerkung 3 — zu verſehen. 

14. Über den Hergang bei der Reviſion iſt eine Verhandlung nach beiliegendem 
Muſter aufzunehmen, vom Kaſſenführer und vom revidierenden Kaſſenkurator zu unter⸗ 
ſchreiben und zu den Akten des Eichamts zu nehmen. 

15. Bei der Reviſion etwa entdeckte Unregelmäßigkeiten hat der Reviſor ſofort zur 
Kenntnis des zuſtändigen Oberpräſidenten ſowie des Miniſters für Handel und Gewerbe, 
und ſofern die Eichamtskaſſe mit anderen Kaſſen verbunden iſt, auch zur Kenntnis des 
Regierungspräſidenten oder der betreffenden vorgeſetzten Behörde zu bringen. 

16. Iſt der Kaſſenkurator nicht zugleich der vorgeſetzte Eichungsinſpektor, ſo iſt auch 
dieſem von etwaigen Unregelmäßigkeiten ſofort Mitteilung zu machen. In die Verhandlung 
aufgenommene Erinnerungen gegen die Kaſſenprüfung hat der Kaſſenführer zu beachten. 
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§ 64. 

1. Mindeſtens einmal im Etatsjahr ift durch den Eichungsinſpektor eine auker- 
ordentliche Kaſſenreviſion vorzunehmen. Eine weitere außerordentliche Kaſſeureviſion hat 
alljährlich durch den Oberpräſidenten ſtattzufinden (Erlaß des Miniſters für Handel und 
Gewerbe vom 16. Mai 1898 — A. 746). Dieſe außerordentlichen Kaſſenreviſionen erfolgen 
zu unbeſtimmten Zeiten und ohne daß der Kaſſenführer vorher davon unterrichtet wird. 

2. Bei jeder außerordentlichen Kaſſenreviſion ſind die Kaſſenbücher vom Reviſor zuerſt 
durch einen Strich abzuſchließen, damit Nachtragungen nicht erfolgen können, ohne als 
ſolche wahrgenommen zu werden. Alsdann hat der Reviſor den vorhandenen Barbeſtand 
feſtzuſtellen und unter der letzten Eintragung im Einnahme- und Ausgabejournal zu ver- 
merken, daß dieſe Bücher zum Zwecke der außerordentlichen Kaſſenreviſion vorgelegt worden 
ſeien. Nach der Feſtſtellung des Beſtandes und der Eintragung dieſes Vermerkes ſind die 
Journale dem Kaſſenführer zur Fertigung des Abſchluſſes, der nach anliegendem Muſter 
aufzuſtellen iſt, zurückzugeben. Demnächſt iſt die Aufrechnung der Journale von einem 
Rechnungsbeamten zu prüfen. Der Reviſor hat ſich davon zu überzeugen, daß der vom 
Kaſſenführer vorgelegte Abſchluß mit den Büchern übereinſtimmt, und zu prüfen, ob die 
für die Kaſſenverwaltung beſtehenden Vorſchriften befolgt ſind. Es iſt namentlich für alle 
Poſten ſeit der letzten ordentlichen Monatsreviſion und durch Probevergleichungen aus 
früherer Zeit feſtzuſtellen, ob die Eintragungen in den Journalen mit den Einnahme⸗ 
kontrollen, der Hebeliſte, den Belegen, dem Poſteinnahmebuch und den Abſchlüſſen überein⸗ 
ſtimmen und richtig in das Manual eingetragen ſind. 

: 115 Prüfung der Hebeliſte und wegen des Giroverkehrs vergl. § 63 (Ziff. 4 
ezw. 11). 

3. Der Reviſor hat endlich zu prüfen, ob die Kaffe gegen Diebes- und Feuersgefahr 
hinreichend geſichert iſt. 

4. Ob und mit welchem Ergebnis die vorſtehend bezeichneten Feſtſtellungen ſtatt⸗ 
gefunden haben, iſt in der über die außerordentliche Reviſion nach anliegendem Muſter 
aufzunehmenden vom Reviſor und vom Kaſſenführer zu unterſchreibenden Verhandlung aus— 
drücklich zu erwähnen. In dieſer ſind außerdem die Geſamtbeträge der für das laufende 
Etatsjahr bis zum Reviſionstag aus der Regierungshauptkaſſe erhobenen Verwaltungskoſten⸗ 
zuſchüſſe (§ 38), der Zuſchüſſe aus anderen Kaſſen und Fonds, des aus dem Vorjahr Über- 
nommenen Beſtandes und anderer beſonders erheblicher Einnahmepoſten, wie ſolche ſich aus 
dem Einnahmejournal ergeben, anzuführen. 

5. Die Höhe der Einnahme- und Ausgabereſte iſt feſtzuſtellen und in der Revifions- 
verhandlung anzugeben. 

Abſchrift der Verhandlung iſt unmittelbar nach der Reviſion dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe einzureichen. 


Abſchnitt VII. 
Rechnungslegung. 


§ 65. 
. I. Nach erfolgtem Jahresabſchluſſe hat der Kaſſenführer über die Einnahmen und 
Ausgaben der Eichamtskaſſe Rechnung zu legen. 
Die Grundlage für die Aufſtellung der Jahresrechnung bilden 

a) der Etat, 

b) das Manual der Kaſſe, 

c) der Jahresabſchluß und 

d) die Belege. 

2. Die Rechnung muß nach Anleitung des anliegenden Muſters eine möglichſt kurze, 
aber klare und überſichtliche Darſtellung der Einnahmen und Ausgaben gewähren und in 
ihren Ergebniſſen mit dem Manual der Kaffe und mit dem Jahresabſchluß genau überein- 
ſtimmen. 

3. Sind im Manual unrichtige oder irrtümliche Buchungen vorgekommen und in den 
Jahresabſchluß übernommen, ſo ſind ſie mit einem entſprechenden Vermerk auch in der 
Rechnung nachzuweiſen. 


ie 


§ 66. 

1. Bei der Aufſtellung der Rechnung iſt auf eine gute, klare und deutliche Handſchrift 
Bedacht zu nehmen. 

Abänderungen, durch welche die urſprünglichen Eintragungen unleſerlich werden, ſowie 
Ausſchabungen dürfen in der Rechnung nicht vorkommen. Bei Irrtümern ſind die fehler⸗ 
haften Eintragungen ſo zu durchſtreichen, daß das Durchſtrichene lesbar bleibt. 

2. Die Vordrucke zu der Rechnung ſind auf weißem Papier in der Größe von 
33 X 42 cm (ganze Bogenbreite) herzuſtellen. Die Rechnung ift nicht einzubinden, ſondern 
in einen Umſchlag von ſtarkem blauen Aktendeckelpapier von 36 X 47 cm (ganze Bogen- 
breite) Größe zu heften. Auf der vorderen äußeren Seite des Deckels iſt auf einem weißen 
Schilde die Aufſchrift: 

Rechnung 
der Kaffe des Königlichen Eichamts in 
für das Etatsjahetr . . 
anzubringen. 

Die Rechnung iſt mit fortlaufenden Seitenzahlen zu verſehen. Hierbei gelten, wenn 
ſich die Darſtellung über zwei Seiten des Bogens erſtreckt, die beiden ſich gegenüberſtehenden 
Seiten für eine Seite. 

Auf dem Titelblatt iſt zu vermerken, daß der Kaſſenführer als Staatsbeamter von 
der Hinterlegung einer Kaution befreit iſt. 

Am Schluſſe iſt die Rechnung von dem Kaſſenführer mit Namen und Amtsbezeichnung 
unter Angabe des Ortes und des Tages der Aufſtellung zu vollziehen. 

3. Die Einnahmen und Ausgaben ſind in der Rechnung nach Maßgabe des zugrunde 
liegenden Etats nachzuweiſen und im genauen Anſchluß an deſſen Einteilung darzuſtellen. 
Bei dem rechnungsmäßigen Nachweis iſt das Soll „nach der vorjährigen Rechnung“ und, 
ſoweit in dem Kaſſenetat ein Soll vorgeſehen iſt, das Soll „nach dem Etat“ bei jedem 
Rechnungsabſchnitt, d. i. bei jedem Titel und gegebenenfalls bei den Poſitionen und Unter⸗ 
poſitionen des Etats im Anſchluß an die Überſchrift in der Spalte „Gegenſtand“ nachricht— 
lich zu vermerken. 

Titel und Poſitionen des Etats, bei denen Einnahmen oder Ausgaben nicht nazu- 
weiſen ſind, brauchen in der Rechnung nicht aufgeführt zu werden. Sind bei ihnen jedoch 
15 Etat Sollbeträge vorgeſehen, ſo müſſen dieſe in den Wiederholungen zum Nachweiſe 
ommen. 

4. Die in den Spalten „Iſt“ und „Reſt“ bei jeder Poſition des Etats nachgewieſene 
Geſamtſumme iſt in die am Schluſſe der Einnahmen und Ausgaben befindliche Wieder⸗ 
holung zu übernehmen. In letzterer ift der bei jeder Poſition gegen das Soll fih er 
gebende Bu- oder Abgang, das rechnungsmäßige Soll ſowie die Geſamtſumme der Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben zur Darſtellung zu bringen. Der bei den einzelnen Poſitionen des 
Etats als Bu- oder Abgang nachzuweiſende Betrag ergibt fih aus der Vergleichung der 
Summe des Solls nach der vorjährigen Rechnung und nach dem Etat einerſeits und der 
Summe von Iſt und Reſt — des rechnungsmäßigen Solls — anderſeits. Die Beträge 
in den Spalten „Zugang“ oder „Abgang“ ſind in den Wiederholungen am Schluſſe jedes 
Titels entgegenzurechnen; der Unterſchiedsbetrag iſt in der Spalte „Zugang“ oder „Ab— 
gang“ anzugeben. 

Bei den einzelnen Poſitionen iſt der Hinweis auf die Wiederholung in folgender 
Weiſe auszudrücken: 


5. Bei Einnahmen und Ausgaben, welche ſich auf Miniſterialerlaſſe gründen, ſind 
dieſe nach Datum (in Ziffern) und Nummer in der Rechnung zu bezeichnen. 

Dasſelbe hat hinſichtlich ſolcher Miniſterialerlaſſe zu geſchehen, durch welche die Über⸗ 
ſchreitung einzelner Poſitionen des Ausgabeetats genehmigt iſt. Der Vermerk iſt am 
Schluſſe der überſchrittenen Poſitionen unter Angabe des genehmigten Mehrausgabe⸗ 
betrags aufzunehmen. 

6. Alle gleichartigen Rechnungspoſten ſind ebenſo wie diejenigen, welche im inneren 
Zuſammenhange ſtehen oder denſelben Gegenſtand betreffen, in der Rechnung nach den 
Zahlungspflichtigen bezw. Empfängern und nach der Zeitfolge getrennt tunlichſt unmittelbar 
hintereinander aufzuführen. 


Form der 
Rechnungs 
legung. 
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7. Bei jedem Rechnungsabſchnitte werden zunächſt die auf Reſte nach der vor- 
jährigen Rechnung etwa zu verrechnenden Beträge und im Anſchluß an diefe die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben des laufenden Etatsjahrs derart nachgewieſen, daß zunächſt die 
fortlaufenden Beträge in derſelben Reihenfolge wie im Vorjahr und ſodann die einmaligen 
Einnahmen und Ausgaben aufgeführt werden. 

8. Die einem Vorjahr angehörenden Einnahmen und Ausgaben, die nachträglich in- 
folge von Prüfungserinnerungen eingezogen oder gezahlt werden, ſind bei denjenigen 
Etatsſtellen nachzuweiſen, auf die ſie ihrem Charakter nach gehören und bei denen die 
gleichen Einnahmen und Ausgaben des laufenden Jahres zur Verrechnung gelangen. Der 
Nachweis hat am Anfange der betreffenden Rechnungsabſchnitte unter Bezeichnung der 
Erinnerungen nach der Rechnung, dem Jahrgang und der laufenden Nummer der 
Prüfungs⸗ oder Abnahmeverhandlung zu erfolgen. 

9. Sind auf Grund einer Anweiſung Ausgaben bei verſchiedenen Abſchnitten der 
Rechnung nachzuweiſen, ſo iſt der Geſamtbetrag bei dem zuerſt beteiligten Abſchnitt unter 
Beifügung der Belege vor der Linie darzuſtellen. Die auf andere Abſchnitte entfallenden 
Teilbeträge ſind einzeln unter Angabe der Rechnungsſtelle ebenfalls vor der Linie aufzu⸗ 
führen und von dem Geſamtbetrag abzuſetzen, ſo daß ſich die bei dem zuerſt beteiligten 
Abſchnitte nachzuweiſende Ausgabe ergibt. Die Verrechnung der Teilbeträge bei den anderen 
Rechnungsſtellen erfolgt unter Hinweis auf die Rechnungsſtelle, an welcher der Gejant- 
betrag dargeſtellt iſt. Wenn verausgabte Beträge durch Abſetzung von der Ausgabe wieder 
in Einnahme geſtellt werden, ſo ſind die Abſetzungen, ſoweit tunlich, bei den in Betracht 
kommenden Rechnungspoſten vor der Linie nachzuweiſen und nur die etwa verbleibenden 
Reſte in der Spalte zu verrechnen. Kann die Abſetzung nicht bei den einzelnen Rechnungs⸗ 
poſten erfolgen, fo ijt fie am Schluſſe des Rechnungsabſchnitts (nach Aufrechnung des- 
ſelben) zu bewirken. 

10. Die den Beamten des Eichamts zuſtehenden Gehälter und Wohnungsgeldzuſchüſſe 
ſind in der Rechnung bei den Etatspoſitionen mit mehrfacher Stellenzahl derart nachzu⸗ 
weiſen, daß die Namen der Empfänger nach dem Zeitpunkte geordnet werden, von welchem 
ab das für die Bewilligung der Gehaltszulagen maßgebende Dienſtalter (das Befoloungs- 
dienſtalter, ſiehe § 28 Ziffer 31) rechnet. Letzteres ift in der betreffenden Rechnungs⸗ 
ſpalte anzugeben. Nur bei denjenigen Beamten, welche bereits nach der vorhergehenden 
Rechnung das Höchſtgehalt ihrer Dienſtklaſſe beziehen, iſt dieſe Angabe entbehrlich. 

11. Jede im Etatsjahre mit einem etatsmäßigen Beamten beſetzt geweſene Stelle 
erhält innerhalb der Abteilung des letzteren eine laufende Nummer. Erfolgt im Laufe 
des Etatsjahrs eine anderweike Beſetzung der Stelle, ſo ſind die Dienſtbezüge des Nach⸗ 
folgers unter derſelben laufenden Nummer auch dann zu verrechnen, wenn dieſer nach 
ſeinem Beſoldungsdienſtalter erſt an einer ſpäteren Stelle nachzuweiſen wäre. In der 
nächſten Rechnung iſt der Nachfolger in der ſeinem Beſoldungsdienſtalter entſprechenden 
Reihenfolge aufzuführen und in Spalte Bemerkungen auf die Seite und laufende Nummer 
der Vorrechnung hinzuweiſen. 

Bei Aufführung der einzelnen Beamten iſt auch ihr amtlicher Wohnſitz anzugeben. 

Bei denjenigen Beamten, die Dienſtwohnungen inne haben, iſt dies in der Rechnung 
zu vermerken. 

Wenn ein Beamter ein höheres als das Normalgehalt der Stufe, welcher er nach 
ſeinem Dienſtalter angehört, bezieht, ſo iſt dies durch den Vermerk: „Bezieht jährlich 
.... . % Gehalt bis zur Erreichung eines höheren Normalſatzes“ hervorzuheben. 
Ebenſo iſt, wenn infolge eines Diſziplinarurteils eine Gehaltsverminderung eingetreten iſt, 
der Sachverhalt durch einen in der Rechnung fortzuführenden kurzen Vermerk klarzuſtellen, 
z. B. „Das Einkommen iſt infolge Diſziplinarurteils vom in jeder Gehalts- 
ſtufe un A zu kürzen.“ Die durch die Wahrnehmung unbeſetzt gebliebener 
Stellen entſtandenen Koſten find bei der betreffenden Stelle nach Maßgabe der Kaffen- 
anweiſungen überſichtlich aufzuführen. 

Wird die Beſoldung eines Beamten in Zugang oder Abgang geſtellt, ſei es infolge 
Anſtellung, Beförderung in eine höhere Stelle, Verſetzung, Penſionierung, Ablebens oder 
aus anderer Veranlaſſung, fo ift der Zugang oder Abgang im Rechnungstext unter dem 
Namen in einfachſter Form zu erläutern. Bei Übernahme von Beamten aus anderen Ve- 
zirken iſt der bisherige, bei Verſetzungen der künftige Stationsort unter Bezeichnung des 
Regierungsbezirkes anzugeben. Die infolge der Gewährung von Dienſtalterszulagen ein- 
tretenden Veränderungen in den bisherigen Gehaltsbezügen ſind in der Rechnung kurz 
darzuſtellen. 
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12. Die an Hinterbliebene für das Gnadenvierteljahr gezahlte Beſoldung iſt im 
unmittelbaren Anſchluß an die dem Verſtorbenen gezahlte Beſoldung nachzuweiſen. Werden 
die Gnadenbezüge zum vollen Betrag oder nur zu einem Teile — für einen oder zwei 
Monate — erft in der Rechnung des folgenden Jahres nachgewieſen, fo ift bei ihrer Ber- 
ausgabung in der Spalte „Bemerkungen“ auf die betreffende Seite und Nummer der Ver⸗ 
rechnung hinzuweiſen. 

13. Im Falle der Dienſtenthebung eines Beamten find deſſen Bezüge ſowie der ein- 
zubehaltende, als Reſt nachzuweiſende Teil des Dienſteinkommens nach der erteilten Kaſſen⸗ 
anweiſung überſichtlich zur Darſtellung zu bringen. 

14. Bei der Penſionierung eines Beamten iſt in der letzten Rechnungsſpalte zu ver⸗ 
merken: 

Die Penſion wird vom (Datum) ab von der Regierungshauptkaſſe in N. 
(Kaffe der Miniſterial⸗, Militär- und Baukommiſſion in Berlin) gezahlt. 

15. Bei dem Ableben eines Beamten iſt an derjenigen Stelle, an welcher die letzten 

Bezüge des Verſtorbenen verausgabt werden, zu vermerken, 3 


wenn den Hinterbliebenen Witwen- und Waiſengelder nicht zuſtehen: 
Witwen⸗ und Waiſengelder ſind nicht zu zahlen, weil uſw., 


im anderen Falle: 
Witwen⸗ und Waiſengelder werden vom (Datum) ab von der Regierungs⸗ 
Seele in N. (Kaffe der Minifterial-, Militär- und Baukommiſſion in Berlin) 

gezahlt. 

16. Bei der Verausgabung der Reiſekoſten ſind die in Frage kommenden Beamten 
in der gleichen Reihenfolge aufzuführen, wie ſie bei dem Beſoldungstitel verzeichnet ſind. 
Bei den einzelnen Beträgen iſt der Zeitabſchnitt, für welchen ſie gezahlt ſind, anzugeben, 
z. B. für 1./4. bis 30./4. 08. Der Angabe der einzelnen Reiſetage bedarf es nicht. 

17. Die zur Erſtattung gekommenen Wohnungsmieten, die von verſetzten Beamten 
für die Zeit nach der Verſetzung an ihrem früheren Wohnorte haben gezahlt werden müſſen, 
find unter Angabe der Zeit, für welche fie erſtattet werden, im Anſchluß an die Umzugs⸗ 
koſten des betreffenden Beamten nachzuweiſen. Erfolgt die Verausgabung der Wohnungs⸗ 
miete erſt im folgenden Etatsjahre, ſo iſt in der letzten Rechnungsſpalte die Seite und laufende 
Nummer der Verrechnung zu bezeichnen, bei welcher die Umzugskoſten in Ausgabe ſtehen. 

18. Beim Nachweiſe der Ausgaben für Waſſer, Gas und Elektrizität iſt der Stand 
der betreffenden Meſſer am Schluſſe des letzten Zahlungszeitraums des Etatsjahrs in 
Spalte „Bemerkungen“ der Rechnung anzugeben. 


§ 67. 

1. Die in der Rechnung nachgewieſenen Einnahmen und Ausgaben werden durch die 
Rechnungsbelege begründet. Dieſe ſind nach den Eintragungen in der Rechnung zu ordnen 
und in Heften von höchſtens 5 cm Stärke zu vereinigen. Quittungen, Poſteinlieferungs⸗ 
ſcheine uſw. ſind nicht auf die zugehörigen Kaſſenanweiſungen aufzukleben, ſondern unmittel⸗ 
bar hinter dieſen ordnungsmäßig einzuheften. 

Jeder einzelne Beleg und jede Anlage, alſo jedes Schriftſtück, ſei es Haupt⸗ oder 
Unterbeleg, iſt in der rechten oberen Ecke der Vorderſeite mit einer in blauer Farbe deut⸗ 
lich hergeſtellten Nummer zu verſehen. Die Numerierung hat nicht für Einnahmen und 
Ausgaben beſonders, ſondern ununterbrochen fortlaufend zu erfolgen. 

Wegen Beifügung der Hebeliſten und der Arbeitszettel C vergl. § 23 Ziff. 6. 

2. Beim Heften der Belege iſt darauf zu achten, daß nicht ein Teil der Schrift ver⸗ 
deckt wird. Als Umſchläge ſind weiße Aktendeckel zu verwenden, die auf der Vorderſeite 
die Aufſchrift: 

Belege 
zur Rechnung 
der Kaſſe des Königlichen Eichamts 
T 
für das Etatsjah t 
ee EL et tat D 


tragen. Die Nummern der Hefte und der Belege find mit arabiſchen Ziffern zu ſchreiben. 


Belege. 


dpe 


3. Die in der Rechnung enthaltenen Angaben müſſen mit dem Inhalte der Belege 
übereinſtimmen und, ſoweit es ſich um Zahlen handelt, ohne weitere Berechnung aus ihnen 
erſichtlich ſein. Wenn erforderlich, ſind die Belege mit Erläuterungen oder mit rechneriſch 
beſcheinigten Zuſammenſtellungen zu verſehen. 

Vergleiche im übrigen die Vorſchriften der Oberrechnungskammer zur Vereinfachung 
der Rechnungslegung und Juſtifikation vom 3. Juni 1905, Erlaß des Miniſters für Handel 
und Gewerbe vom 7. Mai 1906 (HM Bl. ©. 202). 

4. Der Rechnungsleger hat ſich alle Schriftſtücke, Belege und ſonſtigen Nachrichten, 
welche zur Rechtfertigung der von ihm zu legenden Rechnung erforderlich ſind, rechtzeitig 
und vollſtändig zu verſchaffen und daher ſchon im Laufe des Etatsjahrs ſeine Auf⸗ 
merkſamkeit darauf zu richten, daß ihm vollſtändige und vollgültige Belege zugehen. 

Quittungen, die Schreibfehler oder andere Unrichtigkeiten enthalten, ſind nicht durch 
Ausſchaben, ſondern mittels beſonderer Nachträge zu berichtigen. 

5. Falls Belege zur Zeit der Rechnungslegung nicht beigebracht werden können, weil 
ſie verſandt worden ſind — was nur mit Genehmigung des Kaſſenkurators geſchehen darf —, 
jo iſt vorläufig eine Beſcheinigung vorzulegen, in welcher der zu belegende Betrag an- 
gegeben und der Sachverhalt kurz erläutert wird. 

6. Bezieht ſich eine Anweiſung auf verſchiedene Etatsfonds, ſo iſt ſie an der Stelle 
der Rechnung beizufügen, wo der Poſten zuerſt erſcheint. An den anderen Stellen genügt 
der Hinweis auf die Belegnummer, unter der ſie der Rechnung beigefügt iſt. 

7. Handelt es ſich um das Gehalt eines im Laufe des Etatsjahrs angeſtellten 
Beamten, ſo iſt in der Spalte „Bemerkungen“ der Rechnung das Datum des etwa er— 
dienten Zivilverſorgungsſcheins ſowie weiter anzugeben, ob der Inhaber eine Militärpenſion 
oder Militärrente bezogen hat und aus welcher Kaffe, in welchem Betrag und bis zu 
welchem Zeitpunkte ſie gezahlt worden iſt. 


d § 68. 

Kaſſendeſekle. Kaſſendefekte im Sinne der Defektenverordnung vom 24. Januar 1844 (GS. S. 52) 
find in der Rechnung, in welcher fie zuerſt in Solleinnahme erſcheinen, mit den Mn- 
weiſungen der vorgeſetzten Behörden zu belegen. Außerdem iſt über die Lage der Sache, 
über die Wahrſcheinlichkeit des Erſatzes und über die Vertretungsverbindlichkeit zu berichten. 

Iſt der Rechnungsleger nicht im Beſitze des dazu nötigen Materials, ſo hat er ſich 
deswegen an den Eichungsinſpektor zu wenden. Der Defekt muß in der Rechnung auf⸗ 
geführt werden, auch wenn ſeine Deckung ſchon im laufenden Rechnungsjahr erfolgte. War 
der Defekt bisher uneinziehbar, ſo ſind die Verhandlungen, welche dies ergeben, beizufügen. 
Iſt der Defekt durch eine Allerhöchſte Verfügung niedergeſchlagen, ſo iſt dieſe in beglaubigter 
Abſchrift mit einzureichen. 


§ 69. 
Borlegung der 1. Die Reinſchrift der Rechnung ſowie das ihr zugrunde liegende Manual und das 
Rechnung. Konzept der Rechnung — oder das Manual, wenn dieſes als Konzeptrechnung gedient hat — 
des voraufgegangenen Etatsjahrs ſind dem Kaſſenkurator ſpäteſtens bis zum 15. Juni jedes 
Jahres vorzulegen. 
2. Der Kaſſenkurator hat nach Durchſicht der Rechnung unter der Wiederholung der 
Einnahmen das Solleinnahmeatteſt in folgender Form 


Daß in der vorliegenden Rechnung nicht mehr als 


„ M. o REENEN in Soll⸗ 
einnahme nachzuweiſen find, wird auf Grund der geführten Kontrolle beſcheinigt. 
je nn % EE 


Der Kaſſenkurator. 
(Name) 
(Amtsbezeichnung). 
auszustellen und demnächit die Manuale dem Kaſſenführer zurückzugeben. Die Rechnung 


iſt dagegen nebſt den zugehörigen Belegen und der am Jahresſchluß etwa aufgeſtellten 
Aſſervatennachweiſung (§ 41 Ziffer 3) und Vorſchußnachweiſung (§ 57 Ziffer 5) bis zum 


Jr — 
1. Juli dem Eichungsinſpektor mit beſonderem Begleitſchreiben einzuſenden. In letzterem 
iſt von dem Kaſſenkurator zu beſcheinigen: 
a) daß die Rechnung mit dem Manual übereinſtimmt, 
b) daß die angeordneten regelmäßigen Kaſſenreviſionen ſtattgefunden haben. 


Außerdem iſt anzugeben, wann und mit welchem Erfolge die außerordentlichen Reviſionen 
der Kaſſe (§ 64) vorgenommen worden find und zu welchen Bemerkungen und Ausſtellungen 
die Durchſicht der Rechnung und ihrer Belege dem Kaſſenkurator Anlaß gegeben hat. 

3. Mit den Vorarbeiten zur Rechnungslegung iſt ſchon im Laufe des Etatsjahrs zu 
beginnen und die weitere Ausführung der Arbeit nach dem Jahresabſchluſſe ſo zu fördern, 
daß ſie rechtzeitig zu dem beſtimmten Termine vorgelegt werden kann. 

Von etwa eintretenden unvermeidlichen Verzögerungen iſt dem Eichungsinſpektor ſofort 
Anzeige zu erſtatten. 


§ 70. 

1. Der Eichungsinſpektor hat die Rechnung abzunehmen, d. h. fie ſowohl in förm— 
licher wie in ſachlicher Beziehung ſorgfältig und gründlich zu prüfen, ſie nötigenfalls mit 
Erläuterungen und Bemerkungen zu verſehen und etwa fehlende Beſcheinigungen und ge— 
nehmigende Erlaſſe uſw. noch beizubringen. 

Gebotene Anderungen und Ergänzungen in der Rechnung find nach Durchſtreichung, 
unrichtiger Angaben ebenſo wie die in den Belegen aus Anlaß der Abnahme erforderlichen 
Hinweiſe mit blauer Tinte zu bewirken. 

2. Rechnungen, die mit dem Jahresabſchluſſe nicht übereinſtimmen, oder die beſonders 
mangelhaft oder nicht unter Verwendung des vorgeſchriebenen Vordrucks aufgeſtellt worden 
ſind, ſind dem Rechnungsleger zur Umarbeitung zurückzugeben, die derart zu beſchleunigen iſt, 
daß die Abnahme und die Einſendung an die Oberrechnungskammer rechtzeitig erfolgen kann. 

Über Fehler in rechneriſcher Beziehung iſt von dem mitwirkenden Rechnungsbeamten 
eine Kalkulaturverhandlung aufzunehmen. Iſt eine ſolche Verhandlung erforderlich ge— 
worden, ſo iſt am Schluſſe der Abnahmeverhandlung unter einer beſonderen Nummer das 
Erforderliche zur Erledigung der Kalkulaturnotate anzuordnen oder in Ausſicht zu nehmen. 

3. Von dem mit der rechneriſchen Prüfung der Rechnung und der Belege betrauten 
Beamten iſt auf dem Titelblatte der Rechnung in der rechten unteren Ecke die nachſtehende 
Beſcheinigung auszuſtellen: 

„Daß dieſe Rechnung ſowie die ſämtlichen dazu gehörigen Belege, ſoweit 
die letzteren nicht bereits von einem zur ſelbſtändigen Bearbeitung von Red- 
nungsſachen befugten Beamten rechneriſch geprüft und beſcheinigt waren, von 
mir rechneriſch geprüft und richtig befunden ſind — hierbei nur das in der 
Kalkulaturverhandlung vom heutigen Tage Bemerkte zu erinnern geweſen ijt —, 
wird beſcheinigt.“ 

4. Über die Abnahme der Rechnung hat der Eichungsinſpektor auf gebrochenem 
Bogen eine Verhandlung (die Abnahmeverhandlung) aufzunehmen. Dieſe muß enthalten: 

a) die Angabe, ob und wann wegen der Rechnung für das vergangene Jahr 
die Entlaſtung erteilt ift; 

b) ob, an welchen Tagen und durch welche Beamten im Etatsjahr außerordentliche 
Kaſſenreviſionen vorgenommen worden ſind und ob ſich erhebliche Mängel und 
Erinnerungen, gegebenenfalls welche, dabei ergeben haben; 

c) die Beſcheinigungen: 

1. daß die Rechnung mit dem Jahresabſchluß übereinjtimmt; 

2. daß die mit der rechneriſchen Prüfung der Rechnung und der dazu ge- 
hörigen Belege beauftragten Beamten ſämtlich zur ſelbſtändigen Bearbeitung 
von Rechnungsſachen befähigt ſind; 

3. daß die Belege in bezug auf ihre Aufbewahrungszeit geprüft und die 
dauernd oder länger als 5 Jahre aufzubewahrenden Belege als ſolche 
bezeichnet ſind oder ſich nicht darunter befinden; 

d) diejenigen Bemerkungen und Erinnerungen, zu welchen die Abnahme der 
Rechnung Anlaß gegeben hat. 

5. Die einzelnen Anzeigen, Beſcheinigungen, Bemerkungen und Erinnerungen ſind in 
dieſer Verhandlung fortlaufend zu numerieren und, ſoweit ſie ſich auf beſtimmte Stellen 


Abnahme de 
Rechnung. 


Beantwortung 
von Erinne⸗ 
rungen. 
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der Rechnung oder auf beſtimmte Belege beziehen, nach den Seiten der Rechnung — unter 
genauer Bezeichnung der Seiten und der Belege — zu ordnen. 

6. Iſt zu einer Rechnung eine Kalkulaturverhandlung aufgenommen, ſo iſt am 
Schluſſe der Abnahmeverhandlung in einer beſonderen Bemerkung das Erforderliche zur 
Erledigung der Kalkulaturbemerkungen anzuordnen oder in Ausſicht zu nehmen. 

Die laufenden Nummern der Abnahme⸗ und der Kalkulaturbemerkungen find in der 
letzten Rechnungsſpalte und am oberen Rande der erſten Seite der in Betracht kommenden 
Belege in hervortretender Schrift mit blauer Tinte zu vermerken: 


„Abnahmebemerkung Nr. .“ 


7. Am Schluſſe der Rechnung oder auf beſonderem dieſer anzuheftenden Bogen iſt 
zu beſcheinigen, 

a) daß die Inventarienbücher und Materialiennachweiſungen des Eichamts 
ordnungsmäßig geführt, die gehörig geprüften Zugänge einſchließlich der von 
der Zentralftelle herrührenden darin richtig nachgetragen, die Abgänge als un⸗ 
vermeidlich nachgewieſen und die als Beſtände nachgewieſenen Ausrüſtungs⸗ 
gegenſtände, Werkzeuge, Inventarienſtücke, Bücher uſw. e ee (hl og eo oe 
ſtattgehabten Reviſion richtig vorhanden geweſen ſind, 

b) daß die für das Eichamt beſchafften und verbrauchten Materialien einſchließlich 
der aus dem Vorjahr übernommenen Beſtände lediglich zu dienſtlichen Zwecken 
verwendet und die als Beſtand verbliebenen und im Materialienbuche nachgewieſenen 
Materialien am Schluſſe des Etatsjahrs wirklich vorhanden geweſen ſind. 


8. Nach der Abnahme hat der Eichungsinſpektor auf dem Titelblatte der Rechnung 
in der rechten oberen Ecke den Tag des Einganges und der Abnahme zu beſcheinigen. 
Alsdann iſt die Rechnung nebſt den Belegen mit den Ausfertigungen der Abnahme⸗ 
verhandlung und der etwa äufgeſtellten Kalkulaturverhandlung mittels eines auf die Aus- 
fertigung der Abnahmeverhandlung, und zwar auf die erſte Seite — oben links — zu 
ſetzenden, mit Datum und Unterſchrift zu verſehenden Randberichts, in welchem die Bei⸗ 
lagen zu bezeichnen ſind, der Oberrechnungskammer bis zum 1. Auguſt einzureichen. 


§ 71. 

1. Die Erinnerungen der Oberrechnungskammer gegen die Rechnung ſind in der 
geſtellten Friſt erſchöpfend zu beantworten. 

, Die nn hat durch Notatenbeantwortung in der vorgeſchriebenen Weile zu 
geſchehen. 

2. Abſchriften von Prüfungsverhandlungen ſind in der Regel nicht zurückzubehalten. 

Sind darin aber Vorſchriften zu künftiger Beachtung enthalten, ſo ſind beſondere 
Auszüge zu fertigen, auf Grund deren das Erforderliche anzuordnen iſt. 
3. Rechnungsbelege, welche den Gegenſtand der Erinnerungen bilden oder auf welche 
in einer Erinnerung Bezug genommen iſt, ſind nebſt den zur Prüfung der Beantwortung 
etwa weiter erforderlichen Belegen mit der Beantwortung der Erinnerungen wieder ein⸗ 
zureichen und deshalb dem betreffenden Beleghefte zu entnehmen. 

Dieſe Belege ſind in einem beſonderen Hefte, welches auf dem Umſchlag entſprechend 
zu bezeichnen iſt, zu vereinigen und laufend neu zu numerieren. Ungeheftet dürfen ſolche 
Belege nicht eingereicht werden. Akten ſowie Beſcheinigungen, die zur Rechnung nach⸗ 
träglich erfordert werden, ſind geſondert beizufügen und nicht den Belegheften einzuverleiben. 
Derartige loſe Beilagen find in den Berichten, mittels deren fie eingereicht werden, aus- 
drücklich als Anlagen zu erwähnen. 

4. Die Beantwortung der Erinnerungen iſt binnen drei Monaten, vom Tage des 
Einganges der Prüfungsverhandlung an gerechnet, mit einem auf die erſte Seite zu 
ſetzenden Randberichte der Oberrechnungskammer einzureichen. Sollte ausnahmsweiſe die 
Einhaltung dieſer Friſt unausführbar ſein, ſo iſt vor deren Ablauf unter Angabe der 
Gründe die Bewilligung einer angemeſſenen Nachfriſt zu beantragen, die als bewilligt gilt, 
wenn eine beſondere Verfügung nicht ergeht. 

Sind bei der Prüfung Erinnerungen überhaupt nicht oder nur in geringer Zahl und 
von untergeordneter Bedeutung zu ziehen geweſen, oder die gezogenen Erinnerungen im 


) Vergl. Rundverfügung der Oberrechnungskammer vom 16. April 1908 Nr. 2757 P. S. 


See 


weſentlichen erledigt, fo wird von der Oberrechnungskammer über die Rechnung eine Cnt- 
laſtungsurkunde erteilt, welche dem Kaſſenführer zur Kenntnisnahme vorzulegen und dem- 
nächſt zu den Akten der Kaſſe zu nehmen iſt. 

Die Rechnungsbelege werden der Eichamtskaſſe zur Aufbewahrung zurückgegeben. 

Werden bei Erteilung der Entlaſtungsurkunde oder ſpäter noch zu erledigende Ent⸗ 
ſcheidungen getroffen, ſo ſind dieſe der Anordnung in jedem einzelnen Falle entſprechend 
entweder innerhalb einer beſtimmten Friſt unter Beifügung der überſichtlich geordneten, 
neu numerierten und gehefteten Belege mittels beſonderen Berichts zu beantworten oder in 
einer beſonderen Bemerkung der Abnahmeverhandlung zu einer folgenden Rechnung — 
unter Hinweis auf die Verfügung und ſoweit erforderlich unter Beifügung der Belege — 
zu erledigen. Im erſten Falle iſt darauf zu halten, daß die Erledigung ſämtlicher noch 
offen ſtehenden Erinnerungen gegen dieſelbe Rechnung mit einem Bericht erfolgt. 


Abſchnitt VIII. 
Vernichtung von Rechnungen, Kaſſenbüchern und Belegen. 
Sr 

1. Urſchriften der Rechnungen können nach Ablauf von 10 Jahren feit Entlaſtung 
des Kaſſenführers vernichtet werden, falls außer der an die Oberrechnungskammer geſandten 
Reinſchrift der Rechnung eine zweite Ausfertigung an die der Kaſſe vorgeſetzte Behörde — 
den Eichungsinſpektor — eingereicht und dort noch vorhanden iſt. Andernfalls darf die 
Vernichtung erſt nach 30 Jahren ſeit dem Ablaufe des Jahres, für welches die Rechnung 
aufgeſtellt iſt, erfolgen. Nach Ablauf dieſer Friſt können auch die bei der vorgeſetzten 
Behörde aufbewahrten zweiten Rechnungsausfertigungen vernichtet werden. 

2. Dieſe Vorſchriften finden auch auf diejenigen nicht mit der Rechnung verbundenen 
Rechnungsunterlagen (Verzeichniſſe und Zuſammenſtellungen) Anwendung, welche die 
einzelnen Rechnungspoſten enthalten und die Grundlage für die in die Rechnung ſelbſt 
ſelbſt ind Geſamtſumme bilden, mithin ein weſentlicher Beſtandteil der Rechnung 
elbſt ſind. 

3. Die Vernichtung der Kaſſenbücher und zugehörigen Hebeliſten ſowie ſonſtigen Liften 
kann nach Ablauf von 10 Jahren erfolgen. Die Friſt rechnet von dem Zeitpunkte der 
dem Kaſſenführer über die betreffende Jahresrechnung erteilten Entlaſtung an. 

4. Laſſen beſondere Gründe eine längere Aufbewahrung von Rechnungen oder 
Büchern angemeſſen erſcheinen, ſo kann die Ausſchließung von der Vernichtung durch den 
Eichungsinſpektor angeordnet werden. 

5. Zur Vernichtung von Rechnungen und Kaſſenbüchern iſt vorher die Genehmigung 
des Eichungsinſpektors einzuholen. l 

6. Die zu den Rechnungen gehörigen Belege (vergl. jedoch Ab}. 2) können nach Ab⸗ 
lauf von 5 Jahren ſeit Entlaſtung des Kaſſenführers vernichtet werden. Während der 
gleichen Zeit find aufzubewahren die Blockſtämme und der Arbeitszettel C (§ 32). 

7. Die bei den Abfertigungsſtellen verbliebenen Abſchnitte a des Teilzettels B ſowie 
die etwaigen beſonderen Beſcheinigungen (vergl. § 32 Abſchnitt c Ziffer 11) find bis zur 
Entlaſtung des Kaſſenführers aufzubewahren. 

8. Die dauernd aufzubewahrenden Belege ſind in der Zufertigungsverfügung an die 
Kaſſe mit dem Buchſtaben A zu bezeichnen und von der Kaſſe in einem beſonderen Hefte 
mit der Aufſchrift „Nicht zu vernichtende Belege“ der Rechnung beizufügen. 

9. Die nicht dauernd, aber länger als fünf Jahre aufzubewahrenden Belege ſind in 
der Zufertigungsverfügung an die Kaſſe mit dem Buchſtaben B zu bezeichnen und von der 
Kaſſe ebenfalls in einem beſonderen Hefte mit der Aufſchrift „Länger als fünf Jahre auf- 
zubewahrende Belege“ der Rechnung beizufügen. 

10. Die nach fünf Jahren zu vernichtenden Belege find nach Entlaſtung des Kaffen- 
führers der Kaſſe wieder zuzufertigen. 

11. Der Kaſſenführer hat bis zum 1. Juli jedes Jahres ein Verzeichnis der Rech- 
nungen, Kaſſenbücher und Belege vorzulegen, bei denen die für die Vernichtung vorge- 
ſehenen Friſten abgelaufen ſind, und dabei die Umſtände anzugeben, welche etwa eine 
längere Aufbewahrung nötig erſcheinen laſſen. Der Eichungsinſpektor hat das Verzeichnis 
genau zu prüfen und darüber zu beſtimmen, welche Rechnungen und Kaſſenbücher zu ver⸗ 
nichten, welche Rechnungen, Kaſſenbücher und Belege noch länger, und zwar wie lange, 
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aufzubewahren und welche etwa von der Vernichtung überhaupt auszuſchließen ſind. Er⸗ 
forderlichenfalls iſt die miniſterielle Entſcheidung einzuholen. 

12. Länger als fünf Jahre oder dauernd aufzubewahrende Belege ſind ſeitens des 
Eichungsinſpektors ſelbſt aufzubewahren. 

13. Die zur Vernichtung beſtimmten Rechnungen, Bücher und Belege dürfen nur zum 
Einſtampfen in Papierfabriken oder zu ähnlichen Zwecken an zuverläſſige Perſonen ver⸗ 
äußert werden (vergl. Erlaß vom 16. Oktober 1902 nebſt Beilage, HM Bl. S. 374). 


Abſchnitt IX. 
Sonſtige Beſtimmungen. 


§ 73. 
Die Kaſſenbücher und die Rechnungsbelege find (vergl. aber § 72 Ziffer 12) von 
dem Kaſſenführer aufzubewahren, während die ſonſtigen Dienſtſachen, inſoweit ſie nicht als 
Weglegeſachen zu behandeln ſind, nach ihrer Erledigung und Einverleibung in die Eichamts— 
akten vom Eichungsinſpektor verwahrt werden. 


§ 74. 

Alle dem Kaſſenführer zum Dienſtgebrauch überwieſenen Gegenſtände werden in dem 
Inventarium des Eichamts nachgewieſen. Für die gute Erhaltung der Gegenſtände iſt der 
Kaſſenführer perſönlich verantwortlich. Er hat jeden durch ſein Verſchulden an ihnen 
entſtandenen Schaden oder Verluſt aus eigenen Mitteln zu decken. Bei eintretendem 
Wechſel in der Perſon des Kaſſenführers hat der Amtsnachfolger darauf zu achten, daß 
ihm die Inventarienſtücke vollſtändig und im ordnungsmäßigen Zuſtand überliefert werden. 
Soweit dies nicht geſchieht, hat er dem Eichungsinſpektor, der das Weitere veranlaſſen 
wird, Anzeige zu erſtatten. 


§ 75. 
1. Durch diefe Anweiſung wird in den Verpflichtungen, welche die Geſetze und Ver- 
ordnungen den Verwaltern öffentlicher Kaſſen auflegen, nichts geändert. 
2. Wo in vorſtehenden Beſtimmungen die miniſterielle Genehmigung vorbehalten iſt, 
iſt darunter die Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe zu verſtehen. 


§ 76. 


Nach dieſen Vorſchriften ift, ſofern nicht für einzelne Amter beſondere Anordnung 
ergeht, vom 1. Oktober 1909 ab zu verfahren. 


Alle entgegenſtehenden Beſtimmungen werden aufgehoben. 


Berlin, den 30. September 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 


von der Hagen. 
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Anhang. 


Formulare. 


Einnahme⸗Journal (§ 20) 

Ausgabe⸗Journal (§ 20) . 

Einnahme und Ausgabe⸗Manual (§ 22) 
Aſſervaten⸗Manual (§ 22) 

Vorſchuß⸗Manual (§ 22). 

Hebelifte ($ 23) . 

Poſteinnahmebuch ($ 24). 

Tagesabſchlußbuch ($ 25) 

Blockzettel (§ 32) 

Lohnrechnung ($ 56) 

Monatsabſchlußbuch (§ 60) 

Vierteljahrs⸗ und Jahresabſchluß ( 61 und Ke 
Deklaration für die Regierungshauptkaſſe ($ 61) 
Verhandlung über die ordentliche Kaſſenreviſion ($ 63) 
Abſchluß bei außerordentlichen Kaffenrevtfionen (§ 64) 


Verhandlung über die außerordentliche Kaſſenreviſion (§ 64) . 


Jahresrechnung (§ 6b) 


Seite 


97 


67 * 


49* 


Muſter 1. 


Dieſes Einnahme⸗Journal umfaßt ` „in Buchſtaben N Seiten 
und iſt von mir auf der erſten und letzten Seite mit meiner Namensunterſchrift verſehen, 
auch iſt die Schnur, mit welcher es durchzogen iſt, von mir mit meinem Amtsſiegel ange— 
ſiegelt worden. 
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Schnur befeſtigt 
worden iſt. 


> 
Einnahme⸗Journal 


der 
Kaſſe des Königlichen Eichamts 


in 


für das Etatsjahr 


Reber dieſem Journal wird noch ein beſonderes Einnahme-Journal (Nebenjournal 
— § 21 der Anweiſung) geführt. 


a) für 


An Manualen werden geführt: 


Monat 19... 
Ein 
e Des 
ane Manuals 2 Geſamt⸗ 
fende Tag Einzahler Gegenſtand betrag 
Nr. Sum- 
Seite 
mer M F 
1 2 3 4 l = i 5 u j ls zur: 


(Co —— ——— —— — 


zu übertragen 


nahme. 
SH Ver⸗ . 
Etatsmäßige waltungs⸗ Vorſchüſſe Aſſervate ern 


Fonds koſtenzuſchuß 


P 


ie nn 


Bue" 


x 
ne rer 


53* 


Bu § 20. 
Muſter 2. 


Dieſes Ausgabe⸗Journal umfaßt „in Buchſtaben Seiten 
und iſt von mir auf der erſten und letzten Seite mit meiner Namensunterſchrift verſehen, 
auch ift die Schnur, mit welcher es durchzogen iſt, von mir mit meinem Amtsſiegel an- 
geſiegelt worden. 


N. N. e E : 19 


Der Kaſſenkurator. 
(Unterſchrift.) 


Amtsſtegel, 
mit welchem die 
Schnur befeſtigt 
worden iſt. 


Ausgabe⸗Journal 
der 


Kaſſe des Königlichen Eichamts 


für das Etatsjahr 


Neben dieſem Journal wird noch ein beſonderes Ausgabe-Journal (Nebenjournal 
§ 21 der Anweiſung) geführt. 
a) für 


An Manualen werden geführt: 
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Zu § 23. 
Muſter 6. 
Etatsjahr ` 


Vierteljahr. 


Hebeliſte 


der 
Staffe des Königlichen Eichamts in 
über Einziehung 


a) der Eich-, Prüfungs- und Berichtigungsgebühren, 
b) der Stadtdiäten, 


c) der Tagegelder (Diäten) und Reiſekoſten der Eichbeamten (Neben 
einnahmen), 


d) der Nebenkoſten. 


Monat ` 


Block⸗ 
Nummer 
und 
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lieferung 
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Muſter 2. sus» 
Dieſes Poſteinnahmebuch umfaßt nebuhjtdbeit ......... Seiten 
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Der Kaſſenkurator. 
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Muſter 8. ons 


d Dieſes Tagesabſchlußbuch umfaßt — „ buchſtäblich l Seiten 
und ift bon mir auf der erſten und letzten Seite mit meiner Namensunterſchrift verſehen, 
auch ift die Schnur, mit welcher dasſelbe durchzogen iff, von mir mit meinem Amtsſiegel 
angeſiegelt worden. 


N. N. 5 den 19 


Der Kaſſenkurator. 
N. N. 


owes, (Amtscharakter.) 


Amtsſiegel, 
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Schnur befeſtigt 
worden iſt. 
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Kaſſe des Königlichen Eichamts 


in 


Darunter das Bemerkungen 
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Abſchluß Monat Tag Betrag bei der Unterſchrift des Kaſſenführers, als 


| Reichsbank Anerkenntnis der Richtigkeit der 
Rechnung und des Beſtandes. 
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Anmerkung. Für den Zeitraum, wo zwet Emnahme- und Ausgabe⸗Journale nebeneinander zu führen find, 
iſt die Einnahme und Ausgabe aus beiden Journalen zuſammenzuſtellen. 

Die Tage, an denen keine Einnahme und keine Ausgabe vorgekommen ſind, brauchen nicht in Spalte 2 aufgeführt 
zu werden, dagegen iſt an ſolchen Tagen in Spalte 6 zu vermerken: „Am BR. ee keine Einnahme 
und keine Ausgabe.“ 


1865, 
1865 
e Königliches Eichamt Berlin. 
= 
3 Lo 
= 5 Name: 
= > vt . 
— GA 
ep = Wohnort: — Str. Nr 
8 5) = 5 r 
= bezw. ung; 2 eee 
(ss 
e A 
e, Eingelieferte Gegenſtände. 
Gewichte: 
Die Aushändigung der eingelieferten Gegenſtände findet nur gegen Rück— 
gabe dieſes Scheines ſtatt. 


Königliches Eichamt Berlin. 


Einlieferer: — RR 
Geeicht bezw. geprüft jmd 


Die unbrauchbaren Stücke 
durchkreuzt ſind, dürfen nicht mehr benutzt werden. 
Berlin, den DE, 19 
Der Eichmeiſter. 
(Unterſchrift.) 


Koſtenrechnung. 
Eich⸗ uſw. Gebühren 
Stadtdiäten 


ſonſtige Diäten und Reiſekoſten 
Nebenkoſer ng Gee. oer 
(davon — Fahrgelder) 


Summe 
Betrag erhalten. 
Berli den 19. 
Kaſſe des Königlichen Eichamts. 


Zu 5 32 


1865. 


1565. 


1865. 


deren Stempel 


Die Namen der zur Erteilung von Quittungen über empfangene Gelder 
uiw. berechtigten Beamten und deren Namensunterſchriſt find auf einem Aus⸗ 


hang im Kaſſenlokal erſichtlich gemacht. 
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Bu § 56. 
Muſter 10. 


Etatsjahr 19. 


Lohnrechnung 


für die Zeit vom bis 


Rechneriſch richtig. 


Die Richtigkeit wird beſcheinigt und die Eichamtskaſſe angewieſen, die umſtehend in 
Spalte 7 berechneten Lohnbeträge unter Einbehaltung der in Spalte 10 und 13 nach— 
gewieſenen Abzüge an die Empfangsberechtigten zu zahlen, zur Invalidenverſicherung gemäß 


Spalte 7 und 10 Beitragsmarken in Höhe von M Pf zu verwenden 
und den Geſamtbetrag der Rechnung (Spalte 7) mit M Er? 
bei Kapitel 68 Titel 15 Pofition c des Etats zu verausgaben. 

Die Beiträge zu den Koften der Krankenfürſorge (Spalte 13) find mit a M 


Pfennig bei Kapitel 29 Titel 3 Poſition d des Etats zu vereinahmen. 


„den 


Der Königliche Eichungsinſpektor. 


Daß die Beitragsmarken zur Invalidenverſicherung in den umſeilig vorgeſehenen Beträgen tatſächlich 
verwendet und vorſchriftsmäßig entwertet ſind, beſcheinigt. 
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Des Empfängers Geldbetrag 
Beſcheinigung 

„ Die Zahlung erfolgt | über die Je 

| wirkliche und gute 


für die Zeit An⸗ 
Dienſt⸗ zahl Ausführung für über 
: i d | ; 
Name bezeich⸗ | ae der Arbeit = | haupt 
nung beits 
tage R “als 
1 2 3 4 SE A ` dl: 6 a Wi 


| | 

Bufammen ` ` | | | 
en a 

| | | 


Dazu Beitrag des Staates zur Invalidenverſicherung 
(100% der Spalte 10) . 


Überhaupt | | | | 


Te 


eee 


Bon dem Lohne wird abgezogen 


b) Beitrag zu den Koſten 


a) Beitrag zu Invaliden⸗ der nach ds des Kranken⸗ ES = Namensgegenſchrift 
verſicherung verſicherungsgeſetzes er- | oy a bleiben 
weitert Krankenfürſorge] ge zu als 
zum | für > für zahlen Quittung 
wöchent⸗ Bei⸗ zu⸗ für Bei⸗ a 
ge trags⸗ jammen e trags⸗ fammen 
ge wochen | 
7 ch tage | 
SET Me GL e , e, M If 
8 9 10 11 12 on SECH Ea 16 


—— D O — mr weng 


Bemerkungen. 


| 


mg 
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Bu § 60. Muſter II. 


Handels. und Gewerbeverwaltung. Al ſchluß Etatsjahr 19 
der Haßße des Königlichen Giants 


NN,... eee a für den Monat BL. 


Bemerkungen, 


Die Iſteinnahme und Iſtausgabe befteht im der wirklichen Einnahme und Ausgabe, welche in dem Monat, für den der Abſchnuß gefertigt wird, 
eingekommen bezw. geleiſtet und auf Grund des Etats zu buchen iſt. 

2. Die Spalte 4 „Iſteimnahme (Iſtausgabe) bis zum Schluſſe des ten Viertels“ ift nur am Schluſſe der Monate Zuni, September und Dezember 

ſowie am Jahresabſchlutz auszufüllen und muß die Ergebniſſe für den ganzen bis dahin abgelaufenen Teil des Etatsjahrs nachweiſen, wovei 
wibes nicht zu nberſehen ijt, die Ennahmen und Ausgaben des belreffenden Monats in Spalte 3 gleichfalls zum Anſatze zu bringen. Übrigens iſt 
gauz beſonders darauf zu halten, daß die Summen der etalsmaßigen Einnahmen und Ausgaben, welche die einzelnen Monatsabſchluſſe zuſammen⸗ 
gerechnet ergeben, mit den an die Regierungshauptkaſſen gelangenden Deklarationen genau übereinſtimmen. 

. 208 Beſtand iſt derjenige Belrag aufzuführen, welcher fich am Tage des Abſchluſſes aus dem Journal ergibt. Bei kombinierten Kaſſen iſt der 
geſamte Beſtand berjeiben nur in eimem, und zwar in dem Abſchtuſſe derjenigen Verwaltung anzugeben, welche das Hauptamt des Rendanten 
bildet, wahrend in den ubrigen Abſchluſſen darauf hinzuweiſen iſt. 

J. Als Nebenfonds find alle Beſtände anzuſeheu, welche nicht zu Staatsfonds gehören. 2 2 Berg, 

zu den zu erſtattenden Vorſchüſſen gehören diejenigen Ausgaben, welche für andere stajjen uſw. geleiſtet oder auf etatsmäßige Fonds noch nicht 
endgültig angewieſen find. 

— — —-— — ʒä ä 6—ͤ86ꝓꝶ-'ẽ . ꝛ —— — nn nn 


— 


Kap.] it, Iſteinnahme bezw. Iſtausgabe 
des 8 p 
2. e ii vom Anfange des 
1 1 Einnahme bezw. Ausgabe. r den Monat | Elats labs ` Re ſte. Bemerkungen. 
Dous: bis zum Schluſſe des 
etats, a g ten Viertels. 
de 2 i 4. 0. 
Mark. Pf. Mart. Pf Mart. Pf. 


no 
Ka 


Einnahmen .. 


Sera . > = at 

Ee LE Der Re REN 
5 E LE e eer E wirklich angewieſene 

— — et und ſonſt fällige elats⸗ 


Ausgaben. mäßige Einnahmen 
68. Handels- und Gewerbeverwallung 
70. Vermiſchte Ausgaben. . . 
Summe 
Außerdem: Ablieferungen an die Re⸗ | 


und Ausgaben noch 
gierungshauptkaſſe in — h 


— IE. Als Reſte werden 
diejenigen Beträge 


rückſtändig ſind. Die 
etwa vorgekommenen 
Vorauszahtungen 
dürfen mit den Reſten 
nicht kompenſiert 
werden. 


Beſtandsnachweiſung. Betrag im einzelnen.] Betrag im ganzen. Bemerkungen. 
Mark. Pf. Mark. Pf. 
Der Geſamtbeſtand mit Einſchluß der geleiſteten Vor- | ` | 
ſchüſſe am Schluffe des Monats 19 i 


Beben oe nt le 

Davon gehören: J. zu Staatsfonds: 
a) etatsmäßige Verwaltungen 

b) nicht etatsmäßige Verwaltungen 


eee, | i i 
II. zu Nebenfondd es. | | 
Wie oben Ka au AS 
Davon ab die geleiſteten Vorſchüſſe, und zwar: 
a) eiſerr e || — — | 
[)) ACO RSS T gt A 
Zen . a 


Bleibt Barbeſtand . . 


einſchließlic _........ i Mart Pf. Guthaben auf Girokonto bei der Reichsbank. 
— —ͤ D——xꝛꝛ̃ͤʒ v1 ů—i 
Die genaue Übereinſtimmung des vorſtehenden Abſchluſſes mit den Kaſſenbüchern wird hierdurch beſcheinigt. 
er DSi ten 19 


Kaffe des Königlichen Eichamts 


77* 
Zu §§ 61 und 62. 


Muſter 12. 


Abſchluß 
der 
Kaſſe des Königlichen Eichamts in 
für 


Etatsjahr 19 


Aufgeſtellt 


„den 19 


Kaſſe des Königlichen Eichamts. 


Die Richtigkeit dieſes Abſchluſſes ſowie deſſen Übereinſtimmung 
mit den vorſchriftsmäßig abgeſchloſſenen und revidierten Büchern 
wird hiermit beſcheinigt. 


, den 19 


Der Königliche Eichungsinſpektor. 


Ablieferungen, Anrechnungen und Vor⸗ Nach den Kaſſenbüchern und rechneriſch 
ſchüſſe, letztere auch in Beziehung auf die Einnahme, geprüft und richtig befunden. 
ſtimmen mit den diesſeitigen Büchern überein. 


Königliche Regierungshauptkaſſe. 


Soll- Einnahme Des Etats 


Wirkliche 


ugang Abgang 
a Soll⸗Einnahme 


nach der vorigen nach dem 
Rechnung Etat 


Kap. Titel 


| | | 


) In den Formularen, welche für die Abſchlüſſe fur das 1. bis 3. Vierteljahr zur Verwendung kommen, ift 


ioe 


Davon ift 


I 
Einnahme Bemerkungen 
eingekommen Reſt verblieben 


M Y | M Y 


a) Eich-, Prüfungs- und Berichtigungsgebühren . : Iz d IR 
b) Stadtbiäten . . i i e 
c) Nebenkoſten (Fahrgelder, Borto- und Fracht⸗ 
auslagen, Verpackungs- und Reparaturkoſten l | 
und dergl.) — vgl. Kapitel 68 Titel 15 
Poſition d der Ausgabe. aes. 8 
d) Sonſtige Einnahmen. 


Summe Titel 3 


Nebenbeſchäftigung der techniſchen 1 5 Kei (del. 
Kapitel 68 Titel 6f der Ausgabe). 5 


Summe Titel Ze für fieh. 


Summe der Einnahme : H i 


noch eine Spalte „Fälligkeitsſoll“ einzuſchieben (vergl. Nr. 18 Abſ. 3 des Kaſſenregulativs vom 17. März 1828). 


Soll-Ausgabe 

Wirtliche 

Uer E 
Rechnung | 


Zugang Abgang 


Summe 


| y # 
| 
| M 2 

A E | M | - e = S | 


Soll⸗Ausgabe 


Ké 


Deg Etats 


Kap. | Titel 


| | | 
| | 


68 | 3a 


6a 


6f 


10 
10a 


10b 


11 


15 


Davon ift 


Ausgabe Bemerkungen 


ausgegeben Reſt verblieben 


aM Ei M PF 


Beſoldungen. 
a) Eichungsinſpektor 2 
b) Kaſſen⸗ und Bureaubeamte . 
c) Eichmeiſter r - 1 
eibemne eC ; sch 
Summe Titel g a - WI 


Wohunngsgeldzuſchüſſe 9 
Summe Titel 5 für ſich. 


Audere perfünliche Ausgaben. 
Remunerierung des nicht feſtangeſtellten Perſonals 
nee ,, a) . . . À 8 
Summe Titel 6a | 


Vergütungen für Nebenbeſchäftigung der techniſchen 
Eichbeamten (vgl. Kapitel 29 Titel 30 der Cin- 
VJ 

Die Ausgabe darf die Einnahme in keinem Falle 
überſteigen. 

Außerordentliche Remunerationen und Unterſtützungen 
für die Unterbeam ten 

Außerordentliche Remunerationen für die mittleren 
Damien! . MEME kk 

Unterſtützungen für die höheren und mittleren Be- 
fal ` ve 5 2 e ee EEN i 

Summe Titel 6 bis 10b . . . TE 
Sächliche Ansgabeu. 
Tagegelder und Reiſekoſten der Eichbeamten .. : — 


Summe Titel 11 für ſich. 


Eichämter: 

a) Geſchäftsräume, Reinigung, Heizung, Beleuch⸗ | 
tung und Waſſerverbrauch ſowie Abgaben und | 
Laſten und fonftige Koſten hauswirtſchaftlicher j 
ccc N sl 

b) Unterhaltung und Ergänzung der Inventarien i Le 

c) Arbeitshilfe und ſonſtige Geſchäftsbedürfniſſe. 

d) Nebenkoſten (Fahrgelder, Porto- und Fracht⸗ 
auslagen, Verpackungs⸗ und Reparaturkoſten 
und dergl.) — vgl. Kapitel 29 Titel 3 Pofition c 
. ys - et ee, 

Die Ausgabe darf die Einnahme in feinem 
Falle überſteigen. 


Soll-Ausgabe Des Ctats 
Wirkliche = 
| Ab 
nach der vorigen mn a delt 8 Zugang gang Soll⸗Ausgabe 
Rechnung d : Wé Wl Kap. | Titel 
A If | ZZ Lë) AM E: M | ¥ Mt | ¥ M E 


16 
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———— EE 


Davon ift 


I} 
| Bemerkungen 
ausgegeben | Reſt verbfieben 


Ausgabe 


e) Nicht averſionierte Poftporto- und Gebühren⸗ 
beträge und Dee Frachtkoſten für N 
Sendungen, Telegrammgebühren 5 


Summe Titel 15 


Unterhaltung des Dienſtgebäudes : . 
Summe Titel 16 für fich. 


Summe Titel 11 bis 16 
Hierzu = 2 6 e 10b. 
2 z Br. 


= 2 3a 
Summe Kapitel 68 


Vermiſchte Ausgaben. 
Koſten für techniſche Arbeitshilfe, Stellvertretungs- 
koſten und Verſetzungs- und Umzugskoſten . ; 1. | f 
Summe Kapitel 70 : 
Hierzu e a eee : . : 


Summe der Ausgabe 


Die Einnahme beträgt . 
Mithin Mehreinnahme . 
Mehrausgabe 


a 3 u 61. 
Muſter 13. s 


Deklaration 


der 


Kaſſe des Königlichen Eichamts 


für das 


Die Richtigkeit und die Übereinſtimmung dieſes Mb- 
ſchluſſes mit den Kaſſenbüchern beſcheinigt 


„den ; 19 


Der Kaſſenkurator. 


(Name und Aimtscharalter.) 


Rolls? 8 
nach der mithin 
vorigen nach dem Summe Zugang Abgang wirkliches 
Rechnung Etat Soll 
M M Ff M Ff M Vy = M af M if 
1 2 3 4 5 6 
| 


I | 
int ir 
einzelnen ganzen 


Überſchuß, Vorſchu . . 
Hiervon an die Regierungshaupt— 
kaſſe in abgeliefert 
bleibt Beſtand . - | 
, den 


Die Kaſſe des Königlichen Eichamts 


bleibt 


M 


| 
Einnahme | 
Ausgabe | 


Reft 


Bemerkungen 
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Zu § 63. 
Muſter 14. 


Verhandlung über die ordentlichen Kaſſenreuiſianen. 


Verhandelt 
den 19. 


Bei der am heutigen Tage vorgenommenen ordentlichen Reviſion der Staffe des 
hieſigen Königlichen Eichamts ergab ſich folgendes: 


Das Cimahme-Sournal weiſt bis Nr. nach an Einnahmen M 
Das Ausgabe-Iournal weiſt bis Nr. nach an Ausgaben M 
verbleibt ein Barbeſtand von M*) 
Einnahme zwiſchen Abſchluß und Reviſion, Belege Nr. M 
Ausgabe 2 2 . . ae M 
ee M 


mithin Goll-Barbeftand . M. 


Dieſer Beſtand ift in den Geldſorten vorhanden, welche in der Beſtandsnachweiſung 
auf Seite nachgewieſen ſind. 

Die Belege wurden der Vorſchrift entſprechend nach den Eintragungen in den 
Kaſſenjournalen chronologiſch geordnet vorgelegt. 

Bei der Feſtſtellung des Kaſſenbeſtandes iſt auch geprüft worden, ob die Angaben 
in der Beſtandsnachweiſung über das Guthaben bei der Reichsbank mit dem Kontogegen⸗ 
buch übereinſtimmen und ob die nach dieſem Buche von anderen Stellen auf das Konto 
der Kaffe eingezahlten Beträge rechtzeitig und richtig in das Einnahme-Journal eingetragen 
worden ſind. Dieſe Prüfung erſtreckt ſich für die Zeit ſeit der letztvorhergegangenen Reviſion 
auf alle Tage beziehungsweiſe auf ſämtliche nach vorſtehendem in Betracht kommende Gut⸗ 
ſchriften. Gleichzeitig wurde auf Grund des Kontogegenbuchs und des demſelben an— 


*) Bis zum Tage des Bücherabſchluſſes am ſind eingegangen: 
Eigene Einnahmnene A, darunter im laufenden Monat A 
Zuſchuß aus der Regierungshauptkaſſe A, darunter im laufenden Monat Ab 
zuſammen . M. 
Die etatsmäßigen Ausgaben betragen 
- A, darunter im laufenden Monat M 
außerdem: Ablieferungen 
an die Regierungs- 
Dese E i Oe ut, darunter im laufenden Monat M 
zuſammen M 
bleibt Beſtand der etatsmäßigen Ver⸗ 
Walti pec SBI a M. 
An Aſſer⸗ Team e . 
vaten find verausgabt. E Mr 
Beſtand der nicht etats- 
mäßigen Verwaltung. A 
zuſammen M 


An Vor- f geleiftet. - 
ſchüſſen find l erftattet _. M 
bleiben noch zur Erſtattung 

zu bringende Vorſchüſſe AM 


mithin Beſtand am Tage 
des Bücherabſchluſſes 
GH 6 i e 


90* 


find befeitigt worden. 
N Der Kaſſenführer gab die Erklärung ab, daß er andere ihm amtlich anvertraute 
Gelder als die vorgelegten nicht hinter ſich habe, auch mit der Verwaltung anderer Kaſſen 


Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben. 
Der Kaſſenführer. 
(Unterfchrift) | 


Der Kaſſenkurator. 


(Unteridnift) 


Anmerkungen: 

1) Es ijt jedem Kaſſeureviſor überlaſſen, in welcher Weiſe er fih ſonſt noch die Überzeugung von der 
Nichtigkeit der feiner Prüfung unterſtelllen Kaſſen⸗ und Rechnungsführung verſchaffen will. 

) Gelder oder geldwerte Papiere, die ſich bei der Reviſion in der Kaſſe finden ſollten, ohne gebucht zu 
ſein, ſind mit Beſchlag zu belegen und in beſondere Verwahrung zu nehmen, worauf der Sach— 
verhalt feſtzuſtellen ift. 

3) Die Beſundzeugniſſe haben — falls nichts zu erinnern war — zu lauten: 

a) für die Kaſſenjournale (unter den Abſchluß darin zu ſetzen): 
Geprüft und mit den Belegen übereinſtimmend befunden. 


(Ort, Datum) eee „ cate eee 
4 (Name und Amtscharakter.) 
b) für den beſonderen Monatsabſchluß (auf deſſen Titelblatt zu jegen): 
A Übereinjtimmmg des vorftehenden Abſchluſſes mit den Kaſſenbüchern wird hierdurch 
eſcheinigt. 
(art, Datu jü ß . 
(Name und Amtscharakter). 


c) bei den vierteljährlichen und Jahres-Abſchlüſſei (§§ 61 und 62) die dort vorgeſehene Beſcheinigung. 
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Beſtandsnachweiſung 


zur Verhandlung über die ordentliche Kaſſenreviſion der hieſigen Eichamtskaſſe 
vom 


Der Barbeſtand beſteht in: 


A Le e 2. nern. M 
2. Reichsſilbermünzen . = 
. Reichsnidelmüngen . 
Reichskupfermünzen. 
Reichskaſſenſcheinen . 
6. Reichsbanknoten . 
B. Wertpapieren. 5 
C ee, - 
D. Guthaben bei der Meidebut `, 2 
Summe u A. 


om Co 


„den 19 


Kaſſe des Königlichen Eichamts. 
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Zu § 84. 
Muſter 15. 
Abſchluß 
der Kaſſe des Königlichen Eichamts 
in am Tage der außerordentlichen Kaſſenreviſion, 
W : 19 
Am In 
Einnahme bezw. Ausgabe einzelnen Summa Bemerkungen 


e 


2 3 4 


U = 
Die Einnahme beträgt bis einſchließlich 
De d 
Die Ausgabe beträgt bis einschließlich 
den ten è e oC | 
Mithin Beftand . rs | 
Der Barbeſtand befteht in: 
A | 1. Reichsgoldmünzen 
2. Reichsſilbermünzen 
3. Reichsnickelmünzen 
4. ReichSfupfermiingen . 
5. Reichskaſſenſcheinen 
6. Reichsbanknoten 
B Wertpapieren 
C insſcheinen 
D | Guthaben bei der Reichsbank a 
Summe wie oben . 
Außerdem werden in der Kaffe aufbewahrt: 


den 19 


Kaſſenführer. 
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Bu § 64. 
Muſter 16. 


Verhandlung über die außerordentlichen Zallenrevifionen, 


Verhandelt 
„ DAN ee ALOE 


Der Unterzeichnete nahm heute eine außerordentliche Reviſion bei 
Ae Im. ft teens eee ee verwalteten Kafie des 
Gh nenne a All 
Zuerſt wurden die Kaſſenbücher durch einen Tintenſtrich ſo abge— 
ſchloſſen, daß Nachtragungen, ohne als ſolche wahrgenommen zu werden, 
nicht erfolgen konnten. Alsdann wurde der Kaſſenführer veranlaßt, den 
Barbeſtand vorzuzeigen. 
In der Kaſſe befanden ſich 
A. 1. in Reichsgoldmünzen 
. Reichsſilbermünzen 
. Reichsnickelmünzen 
. ⸗Reichskupfermünzen . 
. Reichskaſſenſcheinen 
. Reichsbanknoten 
. in Wertpapieren 
CTT 
Außerdem Guthaben bei der Reichs- 
ae a. gos 0a de 


O O's G9 dO 


Sere 
ale SOR RAS 


zuſammen N ER 


Der Kaſſenführer hat als Staatsbeamter eine Kaution nicht beſtellt. 

Der Kaſſenführer gab die Erklärung ab, daß er andere ihm amtlich 
anvertraute Gelder als die vorgelegten nicht hinter ſich habe, auch mit der 
Verwaltung anderer Kaffen als der C nicht befaßt 
ſei, und daß unter dem vorgelegten Barbeſtande der Kaſſe nicht gehörige 
Gelder ſich nicht befinden. 

Privatgelder oder Privatpapiere wurden in dem Kaſſenbehältnis 
nicht vorgefunden. 

Sogleich nach der Vorzeigung des Barbeſtandes wurde unter den 
letzten Eintragungen des Einnahme⸗ und Ausgabe⸗Journals von dem 
Reviſor vermerkt, daß die Bücher zum Zwecke der außerordentlichen Kaſſen⸗ 
reviſion vorgelegt ſind. 

Demnächſt wurden die Journale dem Kaſſenführer zur Fertigung 
des Abſchluſſes zurückgegeben. 

Das Ergebnis der Aufrechnung der Journale war folgendes: 

Das Einnahme⸗Journal weiſt bis Nr. na an Einnahmen 

P aM 
Davon entfallen auf 
Aſſervate 
Vorſchüſſe Bagger KC 
Verwaltungskoſtenzuſchuß 
der Regierungshauptkaſſe 
(Nr. des Einnahme- 
Journals) „ i M 
eigene Einnahme. . . o e — AG 
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Übertrag M 
Das Ausgabe-Journal melt bis Nr. nach 
an fr E ds e M 
Davon entfallen auf 
ijerbute ep. ee M 
Vorſchüſſe M 
die etatsmäßige Verwaltung M 
Darunter Kay. 68 M 
„Kap. 70 M 
Außerdem Ablieferungen an 
die Regierungshauptkaſſe M 
aljo Barbeſtand M, 


welcher mit dem vorgewieſenen Barbeſtand übereinſtimmt. 
Einnahme- und Ausgabereſte find 


Zuſtande vorgelegt. 
i Die geſamte Geſchäftsführung der Kaffe wurde einer Prüfung unter- 
worfen. 

Es wurden insbeſondere die Aufrechnungen in den Journalen rechneriſch 
geprüft, die geſamten Buchungen in den Journalen ſeit der letzten ordentlichen 
Kaſſenreviſion ſowie einzelne Poſten aus früheren Zeiten mit dem Ein⸗ 
nahmeverzeichniſſe, den Hebeliſten, den Belegen, dem Poſteinnahmebuche, 
den Abſchlüſſen und dem Manuale verglichen und die Bücher und die 
Belege ihrem Inhalte nach ſowie auch daraufhin durchgeſehen, ob Aus— 
ſchabungen zu bemerken waren. 

Da die Eichamtskaſſe im Giroverkehre mit der Reichsbank ſteht, 
wurde auch das Kontogegenbuch und das Scheckbuch verglichen und geprüft 
und bei der Bankſtelle telephoniſch feſtgeſtellt, daß die Buchungen richtig 
waren. 

Es war. e zu bemerken 


Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben. 


Der Kaſſenführer. 


(Unterſchrift.) 


Der (Aimtscharakter.) 


(Unterſchrift.) 


en. Zu 8 65. 


Muſter 17.) Seite 1. 


Eingegangen am 


Abgenommen am 
(Unterſchrift.) 
Eichungsinſpektor. 


Rechnung 


der 
Kaffe des Königlichen Eichamts in H. 


für das Etatsjahr 19 


Der Jahresabſchluß hat ſtattgefunden am 


Hierzu 

Daß dieſe Rechnung ſowie die ſämtlichen dazu 
gehörigen Belege, ſoweit letztere nicht bereits von 
einem zur ſelbſtändigen Bearbeitung von Rechnungs- 
ſachen befugten Beamten rechneriſch geprüft und 
beſcheinigt waren, von mir rechneriſch geprüft und 

Der Kaſſenführer iſt als Staatsbeamter von richtig befunden find [Hierbei nur das in der Ver: 
der Kautionsleiſtung befreit. handlung vom heutigen Tage Bemerkte zu erinnern 

geweſen iſt ?)], wird beſcheinigt. 


Hefte Belege von Nr. 1 bis 


d „den tm 


(Unterſchrift und Amtsbezeichnung des 
Rechnungsbeamten.) 1 


1) Die Formulare find auf den Rechnungsſeiten mit dünnen Querlinien für die Eintragungen zu verſehen. 
2) Das Nichtzutreffende iſt zu durchſtreichen. t i 


Cin 
fde 
Nr Namen der Einzahler Gegenſtand 
E E > 
l 
Kapitel 29 
Titel 3. Eichämter. 
Pofition a. Eich-, Prüfungs- und Brrichtigungsgebühren. 
Soll nach dem Etat. . 40 000 M 
aur Sole nen 4 wo 6 für Vierteljahr ee 5 ⁵—A E 
4 = 2 ek ee G ee = „ ep oh co O° RI oc. ©. vo 
Summe Poſilion a 
Pofition b. Stadtdläten. 
Soll nach dem Etat . . 500 M 
1 Laut Hebeliſte für SE 5 Bierteljahr E I ces 
2 e e o = 
3 = a = = e = 
4 = = = = 4, = Ds Co veer? GEIER 
Summe Poſition b 
S Pofition e. Webenkoften („Fahrgelder, Porto- und Frachtaus lagen, 
Verpackungs⸗ und Reparaturkoſten und dergl.“) vergl. Kapitel 68 
Titel 15 Poſition d der Ausgabe. 
Soll nach dem Etat. . 200 M 
J Laut Hebelifte . . . für das 1. Vierteljahr „„ W 
= s A A 2 = = DR 
3 s = 8 7 ` a s Bis = 
4 = = Cem dE es = 4, = Su ee 
Summe Poſition c 
Pofition d. Sonſtige Einnahmen. 
Soll nach dem Etat. . 200 M 
1 | D, Eichungsinſpektor . Zurückgezahlte Umzugskoſten . gegen die d 9 
2 Derſelbe . : für Waſſerverbrauch 9 . a 
3 | A, Rechnungsführer . 
4 JJ, Pförtner und Gichumgsgehilie . r 
5 D, Eichungsinſpektor . : Bettrag zu Den Sale der Schornfteinreinigung 
6 | A, Rechnungsführer 5 = h = e 
7 J, Pförtner und Sihungsgebilfe 3 für Feuerungsmalerial 
8 N, Händler é d = Altmaterialien . 
9/15 uw. . A uſw. 
16 Laut Nachweiſung. Beiträge zu den Koſten der nach $ 2a des s Srantennerfiherungsgefehes 
erweiterten Krankenfürſorge. . 
Summe SBofition 4 
Titel Be. Nebenbeſchäftigung der techniſchen Eichbeamten. 
(Vergl. Kapitel 68 Titel 6f der Ausgabe.) 
Soll nach dem Etat . . . 650 M 
1 “On au: ie je ere IL, Sekai un Boe 5 o 2 BUG © o o oa © 
2/4 uſw. se TEE 
5 Boigeivermaltung i in *. Maß⸗ und Gewichtsreriſtonen 3 
6 um. . uſw. „„ gee 
Summe Titel 30 
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Nummer 


der 
Belege 


Bemerkungen 


7 


W. Seite 3. 


W. Seile 3. 


W. Seite 3. 


W. Seite 3. 


W. Seite 3. 
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Wieder 
Soll Des Etats 
SS N. | | 
nach der | apen d] | mithin | 
vorigen Rech⸗ Etat Summe Zugang Abgang wirkliches Kapitel Titel Poſition 
nung | Soll 
M Lë A \H e „ || a "ë „ Y | 
SE | 2 i | 3 ` | 4 N 5 6 T | 8 N 9 
| | || 
i | | | 
40 000 00 40000 00 8756 65 48 756 65 29 8. | a 
500 op 500 00 30 00 530 | 00 loi 
i 200 00 200 00 25 25 : | 225 | 26 EE ? 
| 200 00 200 00 — 15 84 184 16 ‘Ieee d 
s 40900 00 40909 0 8811 90 15 84 49696 06 o |= 
8796 06 | 
I | | 
650 00 650 |00 88 90 1738 90 sa | = 
40900 00 40900 0 8796 06 49 696 06 3 | = 
41550 0 41550 0 8884 96 | 50434 96 29 — — 
| | 
| | i 


Ware 


holung Seite 3 


Iſt Neft Bemerkungen 


4 Y M Y 


Übertragen nad) Seite 7. 


—— — . —ä—äũ—d—ä dd — U —— — LL 


Daß in der vorliegenden Rechnung nicht mehr als 
= 50 434 96 , = 
buchſtäblich: ꝛc. in Solleinnahme nachzuweiſen ſind, wird auf Grund der geführten 
Kontrolle hierdurch beſcheinigt. 


H ; den ten 


Der Kaſſenkurator. 
(Name.) 
(Amtsbezeichnung.) 
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Namen der Empfanger 


Gegenftand 


D, Eichungsinſpektor 


A, Rechnungsführer 


B, Eichamtsſekretä erer. 
Gehalt am 1. 10. 09 auf 3300 erhöht 
a) C, Eichamtsſekreter r 
Am 1. 1. 10 in den Ruheſtand verſetzt 
b) F, Eichamtsſekretaeu r 
Am 1. 1. 10 vom Eichamt in C. — 
„Reg. Bez. M. — hierher verſetzt. (Min. 
Erl. v. 11. 10. 09, IIa 2759) 
G, Eichamtsſekretär 
Am 30. 9. 09 aus dem Staatsdienſt 
entlaſſen. War vom 1. 4. 09 bis zum 
Entlaſſungstag unter Verzicht auf ſein 
Dienſteinkommen beurlaubt. Aus dem 
freien Dienſteinkommen hat erhalten 
R, Bureaubeamter (monatl. 125 #) . 


K, Eichmeiſter. 
a) M, Eichmeiſttt erer 
Am 1. 7. 09 zum Eichamt in K. Reg.⸗ 
Bez. S. verſetzt. (Min. Erl. v. 14. 5. 09, 
IIa 1568) 
b) F, Eichmeiſ ter . 
Am 1. 7. 09 hierzu ernannt. (Min. 
Erl. v. 25. 6. 09, IIa 1859) 
a) W, Eichmeiſter . 
Am 22. 12. 09 geſtorben 
b) W, Witwe, Emma geb. L 


a) O, Anna geb. N, Witwe des am 
26. 2. 09 verſtorbenen Eichmeiſters O 
b) E, Eichmeiſte er 
Am 1. 6. 09 hierzu ernannt. (Min. 
Erl. v. 15. 5.09 — IIa 1463) 
WY, e Ge Boe oc 
Am 15. 12. 09 des Dienſtes ents 
hoben 


8 3a 
$ E 1985 
Kapitel 68. Dauernde Ausgaben. men 
Titel 3a. Beſoldungen. FEN 
Soll nach dem Etat 28 800 M 
W. Z. 4160 = 
1 Eichungsinſpektor mit (8000 bis 7200 K* 
für das Etatsjahr 1909 . 1. 10. 02 
Hat Dienſtwohnung 
9 Beamte mit 1800 bis 3600 M, nämlich 
4 Kaſſen⸗ und Bureaubeamte 
5 Eichmeiſter 
a) Kaſſen⸗ und Bureaubeamte 
für das Etatsjahr 1909. 
Hat Dienſtwohnung 
für das Etatsjahr 1909 [ + 2 1. 10. 94 
für 1. 4. — 81. 12.00 [ 4 4 1.7.96 
S 580 | 2100 
für 1. 1.— 81. 3. 10 [PP +7] 1. 4. 06 
für das Etatsjahr 1909. . 
b) Eichmeiſter 
für das Etatsjahr 1909. 5 S 
680 00 
„1. 4.— 30. 6. 0 [ +, 1.4 94 
580.3 , 1900.3 
1. 7. 09 — 831.3. 10 [EF +]: 1.7.09 
„ 1. 4.— 31.12.09 [P + 777] = 485 M + 2025 4 |) 
Gnadenvierteljahe v. 1. 1.— 31. 3. 10 [P T | 1.10.99 
= 145 #6 + 675 M | 
2 
Gnadenbeſoldung für 1. 4. — 31. 5. 09 & En Te d 
für 1. 6. 09 — 31. 8, 10 [ +] 1.6.09 
für 1. 4. — 831. 12. +] - - 1.1.06 
Vom 1. 1. 10 ift nur die Hälfte des Gehalts und des 
Wohnungsgeldzuſchuſſes gezahlt. Die volle Beſoldung 
für das Vierteljahr vom 1. 1. — 31. 3. 10 beträgt 
145 M — Ff + 525 M — Y 
Hiervon ift die Halfte mit 72 - 50 - + 262 = 50 = 
an T, gezahlt während die 
andere Hälfte mit . 72 = 50 « +262 = 50 = 


in Reſt geſtellt ift . 
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gabe Seite 4 
= = — — — 
: 2 = Re tt Nummer 
Wohnungsgeld⸗ Gehalt ef Der Bemerkungen 
Zuſchuß Belege 
M 12 M N gë EN S ` gd SE — 
4 5 7 8 
4200 00 
| 
| 
3 600 | 00 
580 00 3 150 | 00 
435 00 2250 | 00 Das Ruhegehalt wird vom 1.1.10 ab von der Regierungshauptkaſſe 
| in S. gezahlt 
145 00 525 00 | 
| | 
1500 | 00 
580 00 3 600 | 00 
145 | 00 825 | 00 
435 00 1350 | 00 
Witwen- und Waifengeld d ru SÉ 
580 mi 2700 00 BEE GC vom 1.410 ob ma Oe se 
Vorrechnung S... Nr. 
96 67 400 |00 aa ee en pe 1. 6. 09 u EURER ee Tiig 
$. gezahlt. Waiſengelder i blen, weil bezugs⸗ 
483 33 1500 | 00 berechlgte Kinder Ve E N 
435 00 1575 00 
72 50 262 50 335 00 
3987 50 27 437 50 335 00 
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Ge 
E Namen der Empfänger Gegenſtand 
1 z 2 = l 3 3 3 | 3a u 
| Das Be- 
| ſoldungs⸗ 
dienſtalter 
rechnet vom 
Übertrag 
2 Unterbeamte mit 1200 bis 1700 4 
1 [J, Pförtner und Eichungsgehilfe „ für das Etatsjahr 190000. 17 96 
Hat Dienſtwohnung 
2 [N, Eichungsgehilfe und Bote . fir das Glatsjahe 0 / 8 2 
Summe . . . | Titel 3a 
Titel 5. Wohnungsgeldzuſchüſſe. 
Soll nach dem Etat. . 4160 M 
1 |B, Gichamtsſekretär u. Al. Gei Titel Za nachgewieſen (S. 4/5) te Men. 
Summe Titel 5 für fid 
Andere perſönliche Ausgaben. 
a 2 a : o 
n Titel 6a. Remmnerierung des uicht feſtangeſtellten Perſonals 
bei dem Eichamte. 
Soll nach dem Etat. 4800 4 
1 K Bureaubeamter. . . . - - Beſoldung, jährlich 1500 Hh i ee et ee 
2 = ty As = = 1450 = 
Am 1. 4. 09 als ſolcher angenommen. 
(Min. Erl. v. 20. 3. 09, IIa 1144. War 
bisher Bureauhilfsarbeiter 3 k aga 
3 |E, Gichmeiftergebilfe . - - - - - - H für 1. 4. — 31. 5. 09, jährlich 1 350 M 
Am 1. 6. 09 zum Eichmeiſter ernaunt. 
4 |T, Eichmeiſtergehilfe. - 5 s = 1.4.—80.6.09, e 1350 = 


Am 1. 7. OF zum Eichmeiſter ernannt. 
5 |S, Eichmeiſtergehilfe. luc E 
Min 1. 7. 09 als jolcher angenommen. 
(Militäranwärter) Min. Erl. v. b. 6. 09, 

IIa 1659 
6 WK Eichmeiſte s Vergütung für Hilfeleiſtung in den Geſchaften der Eichungsinſpektion 
15 für die Vertretung des Eichungsinſpektors in Behinderungs⸗ 
ällen . r re Bi 


1. J. 09 — 31. 3. 1, ᷑ 1850 - 


u 


Summe Titel 6a 


Titel 61. Vergütungen für Nebenbeihäftigung der techniſch en 
Eichbeamten. 
(Vgl. Kapitel 29 Titel 3e der Einnahme.) 
Die Ausgabe darf die Einnahme in keinem Falle überſteigen. 
Soll nach dem Etat . . . 650/4 
1 |W, EE ... CI Für Beteiligung an Maß- und Gewidhtsrevifionen in N À 
ufw. ulm. FE 
Summe Titel 6f 


Titel 10. Außerordentliche Remunerationen und Unterſtützungen 
für die Unterbeamten. 
1 [J, Pförtner und Eichungsgehilfe > Unterſtützung (Min. Erl. v. 24. 7. 09, IIa 164) dÉ. ee ee 
Summe Titel 10 für ſich 
[Titel 10a und 10b find in gleicher Weiſe wie Titel 10 darzuſtellen 
und erforderlichenfalls auch in der Wiederholung aufzuführen.] 
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abe 
s ý Seite 5 
= - 
i 
So SEI i = Re ft ey 
D jmmgsge 2 e er Bemerkungen 
Zuſchuß ae? Belege 
. Lët M LF M 1% 2 e 
4 5 Fre i 8 
3987 | 50 27 487 | 50 335 | 00 
0 1490 00 
360 00 1350 00 dn | 
4347 50 30 277 | 50 335 | 00 . Seite 7 
Summe 
A ër M Y 
4347 |50 
Seile ay 
1 500 | 00 
1450 | 00 
| 
` ; 225 00 | 
Siehe Seite 4 Nr. 4b. 
P 337 | 50 
e 4 2b. 
. - 1012 |50 
è . 150 | 00 
e = 4675 | 00 W. Seite 7. 
$ 38 | 50 
o 00 | 00 | 
— J 
738 90 . Seite 7. 
75 | 00 
| . Seile 7. 
| 
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Aus 


* Namen der Empfänger Gegenſtand 
Nr. 
* ; Ben, 2. 2 E E = = ee 
Sächliche Ausgaben. 
Titel 11. Tagegelder und Reiſekoſten der Eichungsbeamten. 
Soll nach dem Etat . . 1800 ~“ 
1 | D, Eichungsinſpektor für 1. 4. — 28. 4. 09 . ET D Zeg 
= 6.5.— 8. 6. 09 
uſw. 
2 |K, Eichmeiſter. für 10. 4.— 14. 5. 09 
= 12.7.— 81. 8. 09 
ufiv. e : 2 
Summe Titel 11 
Titel 15. Für die Eichämter. 
Pofition a. Koſten für die Grſchäftsräume, Reinigung, Heizung uſw. 
(wie im Etat vorgeſchrieben) 
Soll nach dem Etat . . 1 600 dë 
1 | M, Arbeiterin Reinigung der Dienſträume — April 1909 . BE sec 
2 u . Mai 1909 
8/12 Juni uſw. 
13 [N in H. Kohlenlieferung. SZ ege 
14 |L = = Kohlenanſuhr 
uſw. uſw. 
21 | Skadt 9 Gaslieferung im 1. ga 
22/24 „53 „% L z 2. uſw. = 
25 Elektrizitätswerk iu H n im April 1909 
26/36 = RORE = Mat ufw. . 
ie Serge ee EE 
Summe Ponkion a 
Pofition b. Site Unterhaltung und Ergänzung der Inventarien. 
Soll nach dem Etat. . . 700 M 
1K in H ö von Maßſtäben 
2 |P == = Gewidtstajten . Së ENEE 
Summe Poſition b 
Pofition el ` 
Roſttion d. Überſchriften wie im Etat („Soll 400 4”) 
Bofition e. 
Summe Poſition e 
Dazu a) ed 
= a 
= b 
* a 
Summe Titel 15 
Titel 16. Uuterbaltung des Dienſtgebäudes. 
Soll nach dem Etat. . 1200 # 
1 Cin § Nauverarbeiter. mM. . Au. u. 
= a a = = 11 ` E -= 
3 [TR ee Schloſſerarbeiten * SS, 
Summe Titel 16 
Kapitel 70. Vermiſchte Ausgaben. 
Titel 1. Stellvertretungskoſten, me ST und een. 
1 | F, Gichamtsfetretar . Reiſe⸗ und Umzugskoſten : i 
2 j- a : Mietsentſchädigung 
uſw. uſw. 


Summe Titel 1 
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gabe 
RE = 
= Si . Nummer 
Summe ioje der 
Belege 
A Sf M Hf M |e | 
4 5 6 H 
198 27 
216 63 
00 | 00 1527 | 36 
64 | 40 
95 |39 
00 | 00 523 19 
2050 55 
28 50 
29 45 
00 | 00 
00 | 00 
00 | 00 
00 | 00 00 | 00 
=: 00 100 
00 | 00 00 | 00 
00 100 
00 | 00 00 | 00 
00 | 00 
1594 | 46 
| 
00 |00 
00 |00 
697 25 
00 |00 
00 | 00 
26 50 
00 00 
00 | 00 
697 25 
1 594 46 
2691 71 
00 | 00 
00 | 00 
00 | 00 
934 98 
536 40 8 
200 00 736 | 40 
R 00 |00 
1438 |69 


W. Seite 7. 
Die Überſchreitung des Tit. 11 um 250 % 55 Pf. ift durch Min. Erl. 
DU Nr. . . . genehmigt. 


Stand des Gasmeſſers am 31. 3. 10 


Stand des Elektrizitatszählers am 31. 3. 10 


W. Seite 7. 


W. Seite 7. 


Siehe Seite 4 Nr. 3 b. 


W. Seite 7. 
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Wieder 
Soll Des Etats 
= — var — — — — — — 
nach der canta Gem | mithin 
vorigen ue Summe Zugang Abgang wirkliches er SÉ up 
Rechnung Soll p ite Poſition 
A | oF “wer 4 or 4 x A D y 
1 2 | 8 || D | 5 I | 7 |l R | 9 = 
| || | 1 | | 
28800 |00 28800 00) 1812 50 5 30 612 50 SS 
4160 0 4160 00 187 50 4347 50 5 | 
| | | d 
4800 0 4800 0 ei 125 00 4675 00 66 
|| | | || 
650 | 00 650 00 88 90 j 788 90 ef | 
- | | 75 00) 75 00 10 
| 4 
1800 0 1800 00| 250 155 | 2050 55 11 
2700 00 2700 0 — s 2 20691 71 15 
1200 00 1200 00 e E, KEE Be 98 16 
44110 00 44110 Di 2414 [æl ave jail 40 726 T sb 398 81 46126 | 14 
| 20161 % % 
| | Lf | | 
Ta „ ass [eo]. 138 69 70 1 
J | | | | J \ | 
Zuſammen 
44 110 oi 44110 00 20016 11 44 126 14 68 | 
| | 
; ö * 1438 69 1438 69 70 
| | | | i | il | | 
` N | 
44110 00 44110 00 3 454 83 | 47 564 |83 | 


| | | i | | i | 


Abichluf. 
Gejamteinnahine - . . 50 434 M 96 % 
e e 47229 = 83 
Mithin Mehreinnahmen 3205 M 13 H 


) Erforderlichenfalls folgen hier die Titel 10a und 10b. 


os 


holung. Seite 7 


— ——— lf —— — = SSS 
| 


J ft Re ft Bemerfungen 


2060 | 55 
2691 | 71 
934 | 98 


45791 14 335 00 


1438 69 


Stellung. 


45791 14 335 00 


| 
1 438 ie 


472297 83 335 00 


5 A den ten 


Kaſſe des Königlichen Eichamts. 
(Name) 


(Amtsbezeichnung) 


Carl Heyman Verlag in Berlin W. 
Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hofbuchdrucker, in Berlin W 


